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„Wir sorgen uns zugleich um unsere privaten Ange-
legenheiten und um die des Gemeinwesens, und 
obgleich der eine dieser, der andere jener Beschäfti-
gung nachgeht, versteht sich doch jeder auf die 
staatlichen Dinge. Allein bei uns gilt derjenige, der an 
den Staatsgeschäften keinen Anteil nimmt, nicht als 
ungeschäftig, sondern als unnütz.  
Wir urteilen selbst über die Politik oder denken zu-
mindest richtig über sie nach, wobei wir im Wort kei-
nen Schaden für die Tat erblicken, es wohl aber für 
einen Fehler halten, sich nicht vorher durch Reden 
zu belehren, bevor man zur nötigen Tat schreitet.“  
Perikles, athenischer Staatsmann  
(aus einer Rede im Jahr 431 v. Chr.) 
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Vorwort  
oder  
Machen Memoiren überhaupt Sinn? 
 
Als ich im Juni 2005 meinen sog. „Ruhestand“ antrat, konnte ich auf 
ein 35jähriges politisches Leben zurückblicken. Lange hatte ich mit 
mir gekämpft, ob ich so etwas wie meine politischen Memoiren 
schreiben und dann auch noch veröffentlichen sollte. Meine engsten 
Freunde und Freundinnen wissen, dass ich große Vorbehalte hatte.  
► Einmal haftet Memoiren der Ruf an, eine Form von Selbstbeweih-
räucherung zu sein. Das mag ich nicht.  
► Zweitens ist die menschliche Erinnerung ein höchst fragiles Kon-
strukt. Man legt sich Menschen, Dinge und Vorgänge oft so zurecht, 
wie man sie im Nachhinein gerne hätte - möglicherweise auch zur 
nachträglichen Rechtfertigung. Insofern sind Autobiografien mit Vor-
sicht zu genießen. Das war mir immer bewusst, sodass ich über-
haupt nicht ausschließen konnte und kann, demselben Phänomen 
zu erliegen.  
► Drittens weiß man nicht, ob man damit mehr Schaden als Nutzen 
anrichtet. Es geht also auch um den menschlichen Anstand. Wer 
Autobiografien schreibt, redet nicht nur pausenlos über sich selbst, 
sondern auch über andere. In diese Schilderungen fließen dann, ob 
man es will oder nicht, ganz subjektive Sympathien und Antipathien 
ein, sodass aus dem Geschriebenen sehr schnell eine Form von 
Kolportageroman werden kann, mit dem man Klatsch und Tratsch 
verbreitet und hier und da auch alte Rechnungen begleicht. Wenn es 
um Politik geht, liegt diese Versuchung erst recht nahe. Genau das 
wollte ich aber auch nicht. 
Also, so lautete die Konsequenz, Finger weg von diesem Unterfan-
gen!  
Da Sie das vorliegende Buch in Händen halten, können Sie un-
schwer erkennen, dass ich mich an meinen eigenen Vorsatz nicht 
gehalten habe. Ich habe mir nämlich irgendwann gesagt: Es ist ein-
fach zu schade, die Geschichte, die ich erlebt habe, dem Vergessen 
anheim fallen zu lassen.  
Das war in der Güterabwägung für mich letztlich ausschlaggebend. 
In diesem Moment war mir auch klar geworden, wie ich an das Un-
ternehmen heran gehen musste. Um es sofort auf den Punkt zu 
bringen: Ich musste mich den Problemen, die ich oben genannt ha-
be, stellen und mich zu ihnen bekennen.  
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Das heißt: 
► Natürlich will ich darstellen, dass ich ein interessanter Mensch bin, 
der einiges geleistet hat. Meine Güte, wer will das nicht, zumal es bei 
mir wirklich gerechtfertigt ist. 
► Selbstverständlich habe ich die Abläufe so geschildert, wie sie mir 
richtig erscheinen. Wie sagte schon Max Frisch? Jeder Mensch er-
zählt sich eine Geschichte, von der er irgendwann glaubt, dass sie 
seine eigene ist. 
► Selbstredend mache ich bei der Darstellung von Personen und 
Vorgängen aus meinen Sympathien und Antipathien keinen Hehl. Es 
wäre doch unehrlich, anders zu verfahren, oder? Jedenfalls sehe ich 
das so, und ich stehe dazu. 
Trotzdem behaupte ich: Aus diesem und dem nachfolgenden Band 
sind keine Hymnen des Eigenlobs, keine Klatschgeschichten, kein 
böses Nachkarten und keine zusammen fantasierten Märchen ge-
worden. Warum? 
Weil ich meine Berichte ständig mit Zeitdokumenten konfrontiere, die 
sozusagen eine Rückkoppelung für den kritischen Leser und für 
mich selbst darstellen. Sodann habe ich mich (gerade auch für mei-
ne Begriffe) eines moderaten Tons befleißigt und alles vermieden, so 
weit es möglich war, was andere verletzen könnte. Mehr, meine Da-
men und Herren, können Sie wirklich nicht von mir verlangen. 
Es bleibt mir nur noch zu hoffen, dass Ihnen mein Buch zusagt. Soll-
ten Sie darüber hinaus noch einen Gewinn daraus schöpfen, dann 
hat es sich sogar gelohnt. 
 
Hans Frey 
 
Gelsenkirchen, im Juni 2009 
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1. Wie alles begann 
 
Im zarten Alter von 18 Jahren betrat ein aufgeweckter, aber noch 
recht naiver Jüngling mit klopfendem Herzen das Büro der Gelsen-
kirchener SPD, das sich 1968 im Woolworth-Haus an der Bahnhof-
straße befand. Besagter Knabe war ich, und Sie ersehen daraus, 
dass ich ohne jede Werbung oder gar Überredung von anderer Seite 
ganz freiwillig und im Vollbesitz meiner geistigen Kräfte in die SPD 
eingetreten bin. (Ich habe es trotz allem nie bereut.)  
So kam es zu meiner ersten Begegnung mit Karl-Heinz Wolf in sei-
ner Funktion als Parteisekretär, mit dem ich dann noch so manchen 
Strauß ausfechten sollte, und der damaligen Bürobesatzung, beste-
hend aus der resoluten Itta Zintz und der zurückhaltenden Isolde 
Bandilla. Karl-Heinz Wolf hatte über seinem Schreibtisch, der immer 
regelrecht mit Papier zugemüllt war, einen Spruch hängen: „Nur das 
Genie überblickt das Chaos.“ Einmal sagte ich ihm, als er mich wie-
der geärgert hatte: „Das stimmt zwar, Karl-Heinz, aber leider bist du 
kein Genie!“ 
Karl-Heinz Wolf ist im vergangenen Jahr (2008) nach langer, schwe-
rer Krankheit gestorben, und obwohl wir immer wieder aneinander 
gerieten, habe ich ihn geschätzt, ja sogar gemocht. Karl-Heinz war 
Sozialdemokrat mit Leib und Seele, und das ist etwas, das heute 
Seltenheitswert hat. 
 

* 
  
Mein Entschluss, Sozialdemokrat zu werden, hing mit mehreren 
Faktoren zusammen. Einmal spielte eine gewisse sozialdemokrati-
sche Vorprägung durch mein Elternhaus eine Rolle.  
Auch Armut habe ich am eigenen Leib erfahren. Als mein Vater 1952 
an den Folgen eines Autounfalls starb (ich war zwei Jahre alt), war 
meine Mutter mit ihren zwei Kindern ganz alleine auf sich gestellt. Da 
musste - ohne jegliche staatliche Unterstützung - mit dem Pfennig 
gerechnet werden. Das zog sich über Jahre hin und war strecken-
weise sehr hart. Ich habe also schon ziemlich früh erkannt, dass in 
Not geratene Menschen von der Gesellschaft nicht alleine gelassen 
werden dürfen. Den Begriff dafür, das „soziale Netz“, lernte ich zwar 
erst später, der Sachverhalt, den er beschreibt, war mir aber unmit-
telbar einsichtig. 
Dann hatte ich ebenfalls schon ziemlich früh meine politische Ader 
entdeckt.  
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Mir fiel auf, dass es mir Freude machte, mich in öffentliche Angele-
genheiten einzumischen - sei es als Klassensprecher, sei es als 
einer der Schülervertreter der gesamten Schule. In dieser Funktion 
durfte ich nach den Girgensohnschen Reformen (etwa um 1968) 
erstmalig in der Schulgeschichte des Landes an einer Lehrerkonfe-
renz teilnehmen. Auch meine Mitarbeit an der legendären Schüler-
zeitung des Grillo-Gymnasiums, genannt ‚Janus’, die zum Teil viel 
Ärger mit beleidigten Lehrern und verklemmten Lehrerinnen ein-
brachte, sorgte für erste politische Erfahrungen. 
Ein Spot: In der dritten Janus-Ausgabe erschien der Artikel „Moderne 
Sexualität - und der Schüler?“ von Bernd Aulich, der später Redak-
teur bei der Buerschen Zeitung war und für mich immer zu den bes-
ten Journalisten in Gelsenkirchen gezählt hat. In diesem Artikel be-
diente sich der junge Bernd allerdings noch einer sehr verquasten 
Soziologensprache. Das hatte den Effekt, dass sein Aufruf zur „frei-
en Liebe“ ungefähr die erotische Ausstrahlung einer Tiefkühltruhe 
hatte. Trotzdem entfachte eine vertrocknete Philosophielehrerin ei-
nen Sturm der Entrüstung mit der Folge, dass Bernd von der Schule 
gemobbt wurde. Das war das Empörende, nicht der Artikel! 
Schließlich das wohl ausschlaggebende Moment:  
Die Studentenbewegung! Die Studentenbewegung, die auch in der 
Gelsenkirchener Provinz ihre Spuren hinterließ, politisierte mich. Ich 
verehrte Rudi Dutschke, robbte mich Schritt für Schritt, d. h. Buch für 
Buch an eine demokratisch-sozialistische, marxistisch orientierte 
Weltanschauung heran und schritt auch zur Tat, indem ich z. B. eine 
Schülerdemonstration mitorganisierte, die von zwei extra angereis-
ten SDS-Studenten agitatorisch „betreut“ wurde. (Ich weiß gar nicht 
mehr, wofür oder wogegen wir demonstrierten. In Erinnerung geblie-
ben ist nur ein schöner Spruch, den wir begeistert skandierten: „Bür-
ger, lasst das Gaffen sein. Kommt herunter, reiht euch ein!“). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

SDS 
 
Der Sozialistische Deutsche Studentenbund (SDS) war ursprüng-
lich eine sozialdemokratische Hochschulorganisation. Mit der Zeit 
rückte der SDS immer weiter nach links und entfernte sich pro-
grammatisch von der SPD, sodass sich die SPD vom SDS trenn-
te (1961). In der Kernzeit der sog. „Außerparlamentarischen Op-
position“ (APO) - 1968 bis 1970 - war der SDS die führende poli-
tische Organisation der APO. 
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In diese Zeit fielen auch die Kämpfe um den Cola-Automaten in der 
Schule und den Raucherhof, eigentlich banale Geschichten, die aber 
doch ihren Stellenwert hatten.  
Uns wurde nämlich durch die Reaktionen von Teilen des Lehrerkol-
legiums (in dem sich sogar noch alte Nazis tummelten) immer wieder 
ganz plastisch bewusst gemacht: Die Adenauer-Ära hatte uns trotz 
Aufbauleistung ein miefiges und verknöchertes gesellschaftliches 
Klima beschert, das wie Mehltau das Atmen schwer machte, ganz zu 
schweigen von der damals allseits üblichen Vergangenheitsverdrän-
gung. Das schrie geradezu nach Reformen. So wurde mir zuneh-
mend klarer, dass die Bundesrepublik Deutschland eine grundlegen-
de Erneuerung bitter nötig hatte, wollte sie zu einem wirklichen de-
mokratischen und sozialen Rechtsstaat werden.  
Ich machte mir auch Gedanken über die Frage, wie ein derartiger 
Prozess zustande kommen könnte. Schon früh erkannte ich, dass 
nur eine Massenorganisation, die breit im Volk und besonders in der 
Arbeitnehmerschaft verankert war, derartiges zu leisten vermochte, 
und das war nun einmal die SPD. Natürlich gefielen mir Teile der 
aktuellen Politik der SPD und gewisse Vorkommnisse in ihrer Ge-
schichte überhaupt nicht. Andererseits faszinierte mich die Idee des 
demokratischen Sozialismus - was mich übrigens von Anfang an 
immun machte gegen jede Form des Kommunismus, also auch ge-
genüber der DKP oder den ML-Richtungen, die noch schrecklicher 
waren -, und ich fand, dass sich die historische Bilanz der SPD trotz 
allem sehen lassen konnte.  
Andere linke Gruppen, wie z. B. die Trotzkisten, das Sozialistische 
Büro usw. waren mir zwar durchaus sympathisch, stellten für mich 
aber wegen ihres Sektierertums keine Alternative dar. 
 

* 
 
Den letzten Anstoß für meinen Entschluss, mich der SPD anzu-
schließen, gaben die Jungsozialisten.  
Denn just zu diesem Zeitpunkt begann ihr atemberaubender Aufstieg 
von einer bürokratisch-langweiligen Abnick-Organisation zu einem 
politisch bedeutenden Jugendverband mit eigener demokratisch-
sozialistischer Identität. Die sich herausschälenden Konzeptionen 
der Jusos, zu deren Herzstücken die „systemüberwindenden Refor-
men“, die „Doppelstrategie“ und der „Marsch durch die Institutionen“ 
gehörten, begeisterten mich. Das war genau das, was mir immer, 
wenn auch sehr verschwommen vor Augen gestanden hatte.  
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Jetzt gab es kein Halten mehr, zumal ich auf diese Weise auch einen 
Ausweg aus dem Dilemma fand, mich einer Partei anzuschließen, 
deren offizielle Politik ich teilweise ablehnte (z. B. den Eintritt in die 
große Koalition, die Notstandsgesetze, die Halbherzigkeit der SPD 
gegenüber dem Kampf gegen den Kapitalismus usw.).  
Heute sehe ich manches anders, aber damals half es vielen kleinen 
Mini-Revolutionären à la Hans Frey, mit ihren Widersprüchlichkeiten 
fertig zu werden. Sie fanden den Weg in die SPD, die sie im Grunde, 
ohne es zugeben zu wollen, doch liebten. Anders jedenfalls sind m. 
E. die Jungsozialisten in dieser Zeit nicht erklärbar. 
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2. Abgeblitzt! 
 
Zurück aus den olympischen Höhen der Theorie zu den Ereignissen 
in Gelsenkirchen!  
Etliche Tage nach meinem denkwürdigen Besuch im SPD-Büro flat-
terte mir ein Schreiben ins Haus, das mich herzlich als neues Mit-
glied der SPD begrüßte - diese Freude sollte allerdings bald bei füh-
renden Leuten der Gelsenkirchener SPD extrem abkühlen. Zudem 
wurde mir mitgeteilt, dass der für mich zuständige Ortsverein der 
Ortsverein Altstadt war. (Ich wohnte noch bei meiner Mutter in der 
Luitpoldstr. 36)  Danach Sendepause!  
Nichts rührte sich im Ortsverein Altstadt, der von Hans Gertzen ge-
führt wurde, seines Zeichens Bundestagsabgeordneter, Stadtverord-
neter und noch bis weit in die 70er Jahre hinein ein mächtiger Mann 
in der lokalen Partei, der immer aus dem Hintergrund wie eine Spin-
ne seine Fäden zog. Doch davon später mehr. 
Ich machte also Bekanntschaft mit einem Phänomen, das nach mir 
noch viele Neumitglieder erleben sollten. Gemeint ist das Phäno-
men, dass die SPD (wahrscheinlich ist das in anderen Parteien ge-
nauso) zwar händeringend um Neumitglieder wirbt, wenn sie denn 
aber da sind, sie den Eindruck vermittelt bekommen, eigentlich zu 
stören. Damals war das jedenfalls so. Heute, so scheint mir, ist das 
Bewusstsein über die Notwendigkeit einer intensiven Neumitglieder-
betreuung geschärft, wohl auch deshalb, weil Neumitglieder leider 
immer seltener werden.  
Damals jedoch war die SPD auch und gerade in Gelsenkirchen im-
mer noch so etwas wie eine geschlossene Gesellschaft, deren Funk-
tionäre eher Angst statt Freude bei neuen Gesichtern empfanden, 
vor allem auch dann, wenn sie nicht über den üblichen Weg via Be-
triebe bzw. Gewerkschaften, Stadtverwaltung und/oder alteingeses-
sener sozialdemokratischer Familie gekommen waren. Viele Betrof-
fene verführte und verführt das dazu, die Flinte ins Korn zu werfen, 
ohne überhaupt einen einzigen Schuss abgegeben zu haben.  
Selbstverständlich klappte diese Art des indirekten Vergraulens bei 
mir nicht! Ich war heiß darauf, Politik zu machen und in einer Juso-
Arbeitsgemeinschaft mitzuarbeiten. Folglich wurde ich lästig.  
Irgendwie bekam ich heraus, dass für die Altstadt eine gewisse Ulri-
ke Waltenberg für die (nicht vorhandene) Juso-Arbeit zuständig war. 
Ich rief sie an, und wir vereinbarten einen Termin. Das Ergebnis des 
Treffens war enttäuschend, wurde mir doch deutlich beigebracht, 
dass man an einer politischen Juso-Arbeit nicht interessiert sei.  



 18

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anfangs konnte ich mir die ablehnende Haltung nicht erklären, denn 
Ulrike Waltenberg war mir zwar nicht sonderlich sympathisch gewe-
sen und meinem Bild einer kämpferischen Sozialistin entsprach sie 
auch nicht unbedingt, aber dennoch - sie war eine junge Frau, Ge-
nossin und Juso und hätte doch froh darüber sein müssen, dass sich 
jemand aus freien Stücken engagieren wollte. 
Sie merken schon: Ich, der Blauäugige, stand wirklich erst am An-
fang meiner politischen Laufbahn. Erst später wurden mir einige 
Zusammenhänge klar, die allesamt auf das Bemühen hinausliefen, 
mögliche Konkurrenzen schon im Keim zu ersticken. Was also tun? 
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3. Eine Fügung namens Bulmke 
 
Wie so oft im Leben, so auch im politischen Leben entpuppen sich 
manche Enttäuschungen - natürlich nicht alle - im Nachhinein als 
sinnvolle Fügungen. Diese Fügung trug bei mir den Namen Bulmke. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Damals gab es im ganzen großen SPD-Unterbezirk Gelsenkirchen 
lediglich vier Juso-Arbeitsgemeinschaften (Juso-AGs), die obendrein 
für mich als autolosen Menschen alle fern ab vom Schuss lagen, z. 
B. in Buer. Jetzt hörte ich, dass eine fünfte gegründet werden sollte, 
und zwar im SPD-Ortsverein Bulmke, und Bulmke war für mich, den 
Unmotorisierten, sogar zu Fuß noch gut erreichbar! (Für alle Ortsun-
kundigen: Bulmke - genauer Bulmke-Hüllen - ist ein Ortsteil von Gel-
senkirchen, der an den Ortsteil Altstadt grenzt.) 
So begann meine Bulmker Ära, die sich als ursprünglich unbeabsich-
tigte, aber dann lang andauernde Liebesaffäre entpuppte. Nebenbei 
findet damit auch die oft gestellte Frage, warum ich dem SPD-
Ortsverein Bulmke angehörte, obwohl ich dort nie gewohnt habe, 
ihre Antwort.  
Heute bin ich zum Wohnortsprinzip der SPD zurückgekehrt. Ich woh-
ne in der Altstadt, also bin ich auch Mitglied der SPD Altstadt. Zudem 
hat sich dieser Ortsverein sozusagen vom Saulus zum Paulus ge-
wandelt, sodass ich mich auch hier heimisch fühle. Die alte Liebe zu 
Bulmke ist aber trotz der Trennung immer geblieben. 

SPD-Mitglieder 
 
Als ich der SPD 1968 beitrat, hatte die SPD in Gelsenkirchen ca. 
8.000 Mitglieder. 1974/75 waren es sogar deutlich über 12.000. 
Heute in 2008 sind es noch knappe 4.500.  
An diesen Zahlen erkennt man den massiven Mitgliederverlust 
innerhalb von 30 Jahren, den die SPD in Gelsenkirchen zu be-
klagen hat. (Die Zahlen der Gesamtpartei sind nicht besser.) Der 
Mitgliederschwund ist keine spezifische Entwicklung bei der SPD, 
sondern betrifft alle Parteien, aber auch Großorganisationen wie 
Gewerkschaften, Kirchen und sonstige Verbände und Vereine. 
Die Ursachen sind vielfältig, liegen aber m. E. wesentlich begrün-
det in der zunehmenden Individualisierung der Lebensstile und 
dem Trend zum Rückzug ins Private. 
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Hier ist der Ort, um etwas mehr über Bulmke zu sagen.  
Da existierte z. B. die grandiose Juso-AG Bulmke, die nicht nur am 
Anfang einer gewaltigen Expansion der Juso-Organisation stand - es 
existierte ab 1971/72 kaum ein Ortsverein mehr in Gelsenkirchen, in 
dem es keine florierende Juso-AG gab -, sondern auch viele interes-
sante Köpfe hervorgebracht hat. 
 

* 
  
Zu erwähnen ist der damalige Sportstudent Gregor Kalender aus 
dem Tossehof, ein politisches Talent. Leider stieg er aus persönli-
chen Gründen relativ früh wieder aus der Politik aus. Berühmt war 
seine reichhaltige Antrags-Produktion, die als „Kalender-Blätter“ in 
die Geschichte einging.  
Es gibt noch eine andere schöne Geschichte von Gregor, die in be-
merkenswerter Weise fast bruchlos äußeres und inneres Wesen 
dieses kernigen, muskelbepackten Naturburschen auf einen Nenner 
bringt. 
Nach der denkwürdigen Juso-Vollversammlung bei Holz in Erle (sie-
he die nächsten Kapitel), auf der der stellvertretende Bundesvorsit-
zende der Jungsozialisten Loke Mernizka sein mächtiges Wort ge-
macht hatte, verabredeten wir uns zu einem Umtrunk in der Woh-
nung eines Bulmker Genossen, ich meine, es war Rolf Schröder. 
Alle Eingeladenen waren bereits eingetroffen - aber Gregor und Loke 
ließen auf sich warten. Wir machten uns schon Sorgen, als endlich 
ein völlig aufgelöster, schweißüberströmter Loke Mernizka und ein 
aufgekratzter Gregor Kalender erschienen.  
Heute darf man die Geschichte, glaube ich, erzählen. Denn die zahl-
reichen Vergehen und Gesetzesübertretungen, die sie beinhaltet, 
sind hoffentlich verjährt. 
Kurz und gut:  
Gregor hatte Loke, der, das müssen Sie wissen, über eine ausla-
dende Leibesfülle verfügte (und noch verfügt), in sein Auto verfrach-
tet, und dann, wie wir sagen, richtig Stoff gegeben. Plötzlich trat die 
Polizei auf den Plan. Anstatt nun, wie es sich gehört, brav anzuhal-
ten, schaltete Gregor das Licht aus, trat aufs Gaspedal und raste als 
intimer Kenner der Szene über alle möglichen Schleichwege, natür-
lich beharrlich verfolgt von der Polizei. Schließlich landete man ir-
gendwo in einem abgeschiedenen Busch. „Raus!“ schrie Gregor. 
Beide verließen fluchtartig den Wagen und nahmen bäuchlings De-
ckung hinter diversen Gehölzen.  
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Eine Zeit lang geisterte noch das bleiche Licht der Polizeilampen 
durch die Nacht, bis die Ordnungshüter ihre Suche aufgaben. Als die 
Luft rein war, hieß es, ab nach Bulmke zum erlösenden, kühlen Bier! 
Mein üppiger Freund Loke, lange Jahre auch Landtagsabgeordneter, 
erschauert heute noch, wenn ich ihn an diese Tortur erinnere. 
 

* 
 
Was die AG betrifft, so wären viele zu nennen, z. B. Dieter Rasch-
dorf, Vera Greiffer, Bernd Skrotzki, Alois Kleine-Geldermann, Hel-
gard Geldermann, Rainer Lante, Rolf Schröder, Peter Weckmann 
und andere - die meisten von ihnen sind leider schon lange nicht 
mehr aktiv im „Club“.  
Zu nennen ist besonders der etwas später hinzu gestoßene Klaus 
Haertel, der prosaische Diplom-Chemiker mit der unverwechselba-
ren Lache und der schon pathologisch zu nennenden Liebe zu 
Schalke 04. Von ihm werden wir im zweiten Band noch öfter hören, 
und zwar nicht nur, weil er der amtierende Vorsitzende der SPD-
Ratsfraktion ist.  
Ebenso Margret „Maggi“ Schneegans, eine intelligente und attraktive 
Frau, die jahrelang umsichtig den Ortsverein führte und eine der 
wichtigen Stadtverordneten in der SPD-Ratsfraktion ist. 
Drei Namen aus späteren Generationen:  
Michael Wurmes (siehe Band Zwei); die zurückhaltende Karin Lizi-
um, eine hochgebildete Frau und nun schon lange Jahre wissen-
schaftliche Mitarbeiterin von MdB Joachim Poß; dann Manfred 
Leichtweis, aus dem Arbeitermillieu stammend, lebendes Beispiel 
dafür, dass ein Mensch durch die Politik der Sozialdemokratie die 
Chance bekommt, seine Fähigkeiten und Begabungen entfalten zu 
können, heute Stadtverordneter.  
 

* 
 
Überhaupt war der gesamte Ortsverein (die Juso-AG war ja nur ein 
Teil von ihm) etwas Besonderes. Der erste OV-Vorsitzende, den ich 
kennen lernte, war Heinrich Walter, ein Mann, der von der katholi-
schen Soziallehre her zur SPD gestoßen war. Seine zutiefst 
menschliche Art und, obwohl schon betagt, sein einfühlsames Ver-
ständnis für die neuen Zeiten beeindrucken mich noch heute.  
Als Heinrich merkte, dass junge Leute nach vorne strebten, stellte er 
ohne Wenn und Aber seine Funktion zur Verfügung.  
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Die gängige Bockigkeit und die Vorstellung einer angeblichen Uner-
setzbarkeit, die bei so vielen älteren Damen- und Herrschaften nicht 
nur in der Politik üblich sind, waren ihm fremd. Er war ein Vorbild und 
ist es noch. 
 

* 
  
Viele andere liebenswerte Menschen sind mir im Gedächtnis haften 
geblieben. Stellvertretend seien Hilde und Günter Eifert, die Uner-
müdlichen, genannt, dann der Journalist Dieter Neuberg und seine 
Frau Hanna, die ab 1980 meine erste Mitarbeiterin in meinem neuen 
MdL-Büro werden sollte, und der damalige AWO-Chef Fritz Pfeiffer. 
Ja, selbst Menschen wie das sozialdemokratische Urgestein Friedel 
Pfeiffer, der zeitweilige Vorsitzende Heinz Hamer und meine Stadt-
verordnetenkollegin Alma Muchowski mochte ich irgendwie, obwohl 
sie wahrlich nicht zu meinen Freunden zählten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das galt auch für Ernst-Otto Glasmeier, heute eine lebende Architek-
tenlegende. Ernst-Otto, dessen zur Schau gestellte Arroganz nicht 
nur mich provozierte, war Bulmker Stadtverordneter, und selbstver-
ständlich trat er bei der Kandidatenkür für die Kommunalwahl 75 
wieder an.  
Ich war sein Gegenkandidat und unterlag im Ortsverein.  
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Bei der folgenden Delegiertenkonferenz, die das letzte Wort hatte, 
sah es dann umgekehrt aus - für mich eine Gelegenheit, ihm endlich 
einmal ebenso arrogant zu begegnen, wie es bei ihm Usus war.  
Ich glaube, ich sagte ihm nach der Wahl sinngemäß: „Tja Ernst-Otto, 
bei deiner Intelligenz kann ich es mir gar nicht erklären, dass du auf 
das falsche Pferd gesetzt hast.“ (Ich meinte die Löbbert-Gruppe, der 
er angehörte.) Ernst-Otto musste passen, und damit waren wir quitt. 
 

* 
 
Um bei der Wahrheit zu bleiben, war natürlich auch der OV Bulmke 
keine Insel der Seeligen. Mir begegneten auch Menschen, mit denen 
ich nicht klar kam oder die ich sogar ablehnte - gelackte Bürokraten, 
prollige Ex-Kommunisten, politische Dummköpfe, Absahner und 
Opportunisten. 
Aber jetzt, wo ich dabei bin, fallen mir spontan weitere liebe Men-
schen ein, die ich nie kennen gelernt hätte, wäre ich nicht zur SPD 
gegangen, und die heute zusammen mit einigen „Altvorderen“ den 
Ortsverein tragen. Der jetzige Vorsitzender des Ortsvereins Wolf-
gang Hovenga, Berthold Plückthun und seine Frau, Reinhard Dudzik 
mit seiner besseren Hälfte, Dietmar Dieckmann und, und, und … 
Entschuldigung, ich kann wirklich nicht alle nennen, die es verdient 
hätten. Ich bitte um Nachsicht.   
Alles in allem war die Juso-AG und der Ortsverein die Keimzelle 
vieler politischer Talente, und da es eine Zeit gab, in der mehrere 
Spitzenpositionen der GE-Partei gleichzeitig von Bulmkern besetzt 
waren (und noch sind), kursierte in der Partei das neidische Wort 
vom „Unterbezirk Bulmke“. 
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4. Der alternative Stadtfilm 
 
Ende 1971 (ich dachte immer, es sei 73 gewesen, aber ich habe 
noch einmal nachgeschaut, und siehe da, es war tatsächlich schon 
1971) wurde ich in Nachfolge des Sprechers Joachim Poß Vorsit-
zender der Gelsenkirchener Jungsozialisten.  
Das war ein wichtiger Posten, denn Sie müssen wissen, dass die 
Jusos zu dieser Zeit über eine enorme Publizität verfügten. Die Äu-
ßerungen des Juso-Bundesvorstandes hatten ihren selbstverständli-
chen Platz in der ARD-Tagesschau - neben den Veröffentlichungen 
des Parteivorstandes der SPD. Manchmal wurden sie sogar vorran-
gig gehandelt.  
Entsprechendes fand auf lokaler Ebene statt.  
Die Presseerklärungen des Juso-UB-Vorstandes erfreuten sich ho-
her öffentlicher Beachtung, und es war keineswegs überraschend, 
wenn den Ansichten des Juso-Vorstandes mehr Platz im Redakti-
onsteil eingeräumt wurde als den offiziellen Mitteilungen der SPD. 
Überhaupt war damals für die Presse fast alles interessant, was von 
den Jungsozialisten kam.  
Insofern fand auch folgende amüsante Geschichte aus der Juso-AG 
Bulmke ihren Platz in den Print-Medien.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gelsenkirchener Medien - damals und heute 
 
Die Presselandschaft der 70er Jahre war in Gelsenkirchen, ge-
messen am heutigen Zustand, enorm vielfältig. Das Lokalradio 
gab es zwar noch nicht, aber dafür gab es sage und schreibe vier 
(!) Zeitungen: die WAZ, die Westfälische Rundschau, die Ruhr-
Nachrichten und die Buersche Zeitung. Das hatte verschiedene 
positive Konsequenzen, z. B. die, dass jede Zeitung sich selbst-
verständlich um eine umfassende Berichterstattung gerade auch 
aus dem politischen Bereich bemühte. Man wollte den Konkur-
renten ja nicht hinterher hinken. Besonders in der BZ stand zu-
dem viel Platz für Hintergrundkommentare und z. B. für eine ei-
gene Jugendseite zur Verfügung, auf der herrlich mit der Jungen 
Union und der DKP/SDAJ gestritten werden konnte.  
Wie reduziert ist dagegen die aktuelle Situation mit nur einer ein-
zigen Monopolzeitung, bei der man auch nicht weiß, wie lange sie 
noch in der bestehenden Form existieren wird. 
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Die Geschichte, die ich erzählen will, trägt den Titel „Der alternative 
Stadtfilm“.  
Pikant ist sie auch deshalb, weil der bekannte Grüne Bernd Matz-
kowski, seines Zeichens Kabarettist („Nachtschalter“) und staatsali-
mentierter Deutschlehrer, in diesem Stück eine tragende Rolle spielt. 
Matzkowski, der wie ich sein Abitur am Grillo-Gymnasium gemacht 
hatte (Bekanntschaft von daher vorausgesetzt), verirrte sich für eine 
kurze Zeit in die SPD, was er heute wahrscheinlich nicht mehr gerne 
hört. Auf alle Fälle hatte er schon damals, das muss man ihm lassen, 
originelle Ideen. Eine dieser Ideen war der „alternative Stadtfilm“.  
Hintergrund: Sie wissen vielleicht, dass die Stadt Gelsenkirchen 
jahrelang einen Stadtfilm herausgab, der in Form einer Jahreschro-
nik zugegebenermaßen betulich und auch schönfärberisch die Ge-
schichte Gelsenkirchens aufzuzeichnen versuchte. Warum auch 
nicht? Sollte etwa von einer offiziellen Auftragsarbeit erwartet wer-
den, dass sie die Stadt in die Pfanne haut? 
Gerade das aber provozierte den Gedanken, dem offiziellen Stadt-
film etwas Kritisches, Alternatives, schlichtweg etwas Anderes ent-
gegenzusetzen, und das hatte fraglos seinen Reiz. Matzkowski dreh-
te also einen entsprechenden Schmalfilm, von dem ich nur noch 
weiß, dass er die tristesten Ecken der Stadt genüsslich ausleuchtete. 
Von meiner Absicht, den Film in einer Versammlung der Juso-AG 
Bulmke aufführen zu lassen, hatte mittlerweile auch die Ortsvereins-
Führung gehört. Sie reagierte umgehend, wahrscheinlich auch nicht 
ohne Beeinflussung von „höheren Stellen“, und mir wurde unter An-
drohung eines Parteiordnungsverfahrens schlichtweg verboten, die 
Veranstaltung durchzuführen.  
Wieder die Frage: Was tun?  
Die Lösung des Problems war ganz einfach.  
Ich kam in die Bulmker Juso-Versammlung, sah den aufgebauten 
Projektor und die erwartungsvollen Blicke der Anwesenden. Selbst 
der damalige Stadtfilmer Werner Nickel war dabei, was dem Ganzen 
noch einen besonderen Kick gab.  
Also erklärte ich die Versammlung kurzerhand für aufgelöst, ohne 
natürlich auf den Hinweis zu verzichten, dass alles, was sich nun 
abspielen würde, eine reine Privatangelegenheit der Beteiligten sei. 
Alle, ich eingeschlossen, genossen daraufhin doppelt den Film, ob-
wohl er tatsächlich miserabel war.  
Immerhin: Zum wiederholten Male hatten wir die „Mafia“, wie wir 
damals die SPD-Führungstruppe respektlos nannten, richtig schön 
vor die Pumpe laufen lassen. 
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Nachgetragen sei, dass Bernd Matzkowski nach seinem Intermezzo 
bei der SPD lange Jahre in einem heruntergekommenen Zechen-
häuschen in Bulmke dem KPD/ML-Proletkult frönte, bis ihn dann 
seine reale bürgerliche Existenz doch einholte und er sich standes-
gemäß bei den Grünen verortete.  
Wie sagte schon Karl Marx? Das Sein bestimmt das Bewusstsein.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Was sind „ML-Richtungen“? 
 
KPD/ML heißt „Kommunistische Partei Deutschlands/Marxisten-
Leninisten“.  
Diese Gruppe kam aus der 68er-Studentenbewegung, übertraf 
die orthodoxen Kommunisten (DKP) um ein Vielfaches an Radi-
kalität und Sektierertum und spaltete sich wieder in andere Grup-
pen auf. Man orientierte sich nicht an Moskau, sondern an Peking 
und Mao - oder an dem, was man dafür hielt. Mir erzählte einmal 
jemand, der eine Zeit lang Mitglied der KPD/ML gewesen war, 
dass er sich mit der Begründung, in China gäbe es das nicht, 
keine Stereo-Anlage hatte kaufen dürfen.  
Was lächerlich klingt, ist bitter ernst, denn die ML-Gruppen waren 
und sind antidemokratisch und totalitär. Es herrscht eine strikte 
Kommandostruktur von oben nach unten, und die Mitglieder wer-
den bis ins Privatleben hinein streng reglementiert. Eines der 
Überbleibsel der ML-Richtung ist die Polit-Sekte MLPD (Marxis-
tisch-leninistische Partei Deutschlands), die speziell in Gelsenkir-
chen ihr Unwesen treibt.  
Was Bernd Matzkowski damals an dem ML-Misthaufen so faszi-
nierend fand, ist mir heute noch ein Rätsel. 



 31

5. Antikommunismus und ein guter Wein 
 
Mit Bulmke habe ich etwas vorgegriffen, denn vor meinen ersten 
Bulmker Aktivitäten stand eine Juso-Veranstaltung, die tatsächlich 
meine allererste war. Sie fand noch in der alten Juso-Phase statt, 
also vor dem berühmten Bundeskongress der Jungsozialisten 1969 
in München, auf dem es zum „sozialistischen Umsturz“ kam.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zur allgemeinen Geschichte der Jungsozialisten 
 
Die Jungsozialisten entstanden Anfang des 20. Jahrhunderts aus 
der Arbeiterjugendbewegung und waren auch schon in der Wei-
marer Republik die Jugendorganisation der SPD. Da sich die 
Kontroversen mit der Parteiführung immer weiter verschärften, 
wurden die Jusos 1931 durch Beschluss des Parteitages aufge-
löst. 
Nach dem 2. Weltkrieg entstand 1946 die Arbeitsgemeinschaft 
der Jungsozialisten in der SPD. Bis zum Ende der 60er Jahre 
waren die Jusos eine parteitreue Organisation, die sich im We-
sentlichen auf die Bildungs- und Schulungsarbeit konzentrierte. 
Der damals amtierende Juso-Bundessekretär  Ernst Eichengrün 
wurde zur Symbolfigur für die Jusos als brave Abnick-
Organisation.  
Das änderte sich 1969 auf dem Bundeskongress in München. Mit 
der Wahl von Karsten D. Voigt zum neuen Bundesvorsitzenden 
wandelten sich die Jusos zu einer AG mit eigener demokratisch-
sozialistischer Identität, die sich auch in der praktischen Politik 
von vielen Positionen der Gesamtpartei absetzte. 
Nach einer mehrjährigen Blütezeit der Jusos führten die sich ste-
tig verschärfenden Auseinandersetzungen über abstrakten Theo-
riefragen zu Fraktionierungen innerhalb des Verbandes und damit 
zu seinem politischen Niedergang. Davon haben sich die Jusos 
bis heute nicht erholt, obwohl man, so weit ich das beurteilen 
kann, gerade in den letzten Jahren von einer gewissen Stabilisie-
rung der AG sprechen kann.  
Die Bedeutung, die die Jusos in den 70ern hatten, haben sie 
allerdings bislang nicht ansatzweise wieder erreicht.      
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Tagungsort war das DGB-Haus der Jugend an der Gabelsberger 
Straße. Wie ich davon Wind bekam, weiß ich nicht mehr. In der 
Rückschau bleibt dieser Fakt jedoch allemal erstaunlich, da Sie ja in 
der Zwischenzeit gemerkt haben müssten, dass zu jener Zeit die 
Öffentlichkeitsarbeit und die interne Kommunikation der SPD Gel-
senkirchen als eine höhere Form der Geheimhaltung praktiziert wur-
de. 
Dagegen erinnere ich mich noch sehr präzise an die Veranstaltung 
selbst. Zur Debatte stand in der typischen Manier der Eichengrün-
Jusos das Thema „Systemvergleich BRD - DDR“. Referent des A-
bends war der NRW-Landesvorsitzende der Jungsozialisten, Franz-
Josef Antwerpes!  
Ja, genau, Sie haben richtig gehört!  
Ich spreche von dem späteren Landtagsabgeordneten Franz-Josef 
Antwerpes, der sich in der kommunalen Neuordnung 1975 einen 
Namen machte, der anschließend - Johannes Rau wollte ihn partout 
nicht als Minister haben - als Regierungspräsident von Köln eine 
unvergleichliche Originalität entwickelte, die ihm zu Recht den Ruf 
einbrachte, der bekannteste Regierungspräsident Deutschlands zu 
sein, und der nach seiner Pensionierung zeitweise als Talkmaster 
beim WDR fungierte. 
Tja, Franz-Josef! Immer wie aus dem Ei gepellt, immer dieser Hang 
zur Arroganz, immer etwas blasiert, immer dieser untergründige 
Eindruck, dass ihm ein guter Wein mehr bedeutete als der politisch-
soziale Fortschritt der Menschheit. Andererseits: Ein hochintelligen-
ter, durch und durch politischer Mann mit feinem Witz, gekonnter 
Ironie, unnachahmlicher Rhetorik, rheinischer Lebensfreude und 
trotz aller Distanziertheit mit einer ganz nüchternen, erfrischenden 
Art, das Leben zu sehen.  
Kurz: Ich mag Franz-Josef Antwerpes, was sich in unserer langen 
Bekanntschaft in der Folgezeit, unseren gemeinsamen Jahren als 
Beisitzer im SPD-Landesvorstand und in anderen Bezügen immer 
wieder bestätigte.    
 

* 
 
Am besagten Abend war ich allerdings entsetzt!  
Sein Vortrag, der in den Fakten gar nicht so falsch war, strotzte nach 
meinem Empfinden nur so vor einem platten Antikommunismus, 
jener Ideologie, die ja letztlich nicht eine ernsthafte Auseinanderset-
zung mit dem Kommunismus wollte.  
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Sie hatte allein die Aufgabe, unbequeme Kritiker des eigenen Sys-
tems mundtot zu machen - und das ausgerechnet bei den Jungso-
zialisten!  
In der heutigen Zeit, in der der Kalte Krieg längst zur Vergangenheit 
gehört, ist es relativ schwer zu vermitteln, welch erdrückende Rolle 
der Antikommunismus im oben beschriebenen Sinn in der Bundes-
republik der 50er und 60er Jahre spielte.  
McCarthy ließ an allen Ecken und Enden grüßen!  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Insofern war Franz-Josefs Referat für mich eine Bestätigung, dass 
zuerst einmal bei den Jusos selbst aufgeräumt werden musste, um 
dann zum eigentlichen großen Werk zu schreiten. 
Vielleicht, aber ich bin mir da nicht ganz so sicher, habe ich an die-
sem Abend auch Jochen Poß und einige Bulmker Jusos wie Gregor 
Kalender und Uwe Obier kennen gelernt. Der Schneeball war jeden-
falls losgetreten, und eine politische Lawine, von der ich damals 
nicht ansatzweise eine Ahnung hatte, kam ins Rollen! 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

McCarthy 
 
Der amerikanische Senator Joseph McCarthy steht für eine bei-
spiellose Hetzkampagne gegen angebliche Kommunisten in den 
USA Anfang der 50er Jahre. Der bloße Verdacht genügte schon, 
um Menschen wirtschaftlich und gesellschaftlich zu ruinieren. Als 
McCarthys Anschuldigungen gegen renommierte Bürger immer 
absurder wurden, wendete sich das Blatt. Die öffentliche Meinung 
schlug um, und McCarthy war erledigt. Er endete als Alkoholiker. 
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6. Ein „falscher“ Vorstand und die Folgen 
 
1970 wurde ich in den Juso-Unterbezirksvorstand gewählt.  
Diese Wahl hatte ein Vorspiel, hatte ich doch Jochen Poß, der vor 
dem Kollektivvorstand (siehe unten) bereits Juso-Vorsitzender war, 
einen Brief geschrieben, in dem ich mich sinngemäß über die „lah-
men Juso-Enten“ in Gelsenkirchen beschwerte. Offensichtlich führte 
das bei Jochen und anderen zu der Überlegung, mich in den Vor-
stand zu wählen. Sollte der Kleine mit der großen Klappe doch zei-
gen, was er drauf hatte! Mir war es recht. 
Überhaupt! Die Juso-Vorstandswahl von 1970 hatte ihre eigentümli-
che Begleitmusik, denn der bundesweite Umbruch bei den Jusos 
hinterließ natürlich auch in Gelsenkirchen seine Spuren. Erfüllt von 
den Idealen antiautoritärer Demokratisierung, schafften wir kurzer-
hand die gängige Vorstandskonstruktion mit dem Vorsitzenden, sei-
nen Stellvertretern und Beisitzern ab und kreierten den berühmt-
berüchtigten Kollektivvorstand, der lediglich über einen Sprecher 
verfügte, ansonsten aber nur gleichberechtigte Mitglieder kannte. 
Mitglieder dieses siebenköpfigen historischen Gremiums waren in 
alphabetical order Manfred Depner, Hans Frey, Manfred Ganz, Gre-
gor Kalender, Joachim Poß, Ulrich Stuchels und Kurt Woiwod. Zu 
Depner und Stuchels kann ich nichts mehr sagen, weil sie nur ganz 
kurz dabei waren. Gregor Kalender haben wir bereits kennen ge-
lernt. Von Manfred Ganz, der auch nur kurz dabei war, weiß ich, 
dass er später als Gesamtschullehrer und als Vertreter des Lehrer-
verbandes VBE ab und an in Erscheinung trat, parteipolitisch aber 
nicht mehr im Rampenlicht stand. Zu den Übrigen wird in der Tat 
noch eine Menge zu sagen sein. 
Die Einrichtung des Kollektivvorstandes hatte für Jochen Poß einen 
Schönheitsfehler. Denn mit meiner Stimme wurde nicht er, sondern 
Kurt Woiwod zum Sprecher benannt - was allerdings nur wenige 
Monate hielt. Kurt verfügte nämlich über das unbegreifliche Talent, 
fast genial über eine lange Zeit hinweg minutiös und taktisch ge-
schickt ein politisches Kartenhaus aufzubauen, um es dann in Se-
kundenschnelle mit dem Hintern umzuwerfen (und das oft in den 
entscheidenden Situationen). Nach dieser Erkenntnis gehörte meine 
Stimme wieder Joachim Poß!   
Nachdem nun Jochen zufrieden gestellt war, war das Thema trotz-
dem nicht erledigt. Die Einrichtung des Kollektivvorstandes missfiel 
vor allem dem SPD-UB-Vorstand mit seinen Wortführern Werner 
Kuhlmann, Josef Löbbert und Heinz Urban.  
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In den folgenden Kapiteln werde ich ausführlich darauf eingehen.  
In diesem Teil geht es mir darum, etwas von der unvergleichlichen 
Atmosphäre überzubringen, die damals bei den Jungsozialisten 
herrschte. Da mein ganzes Buch ganz bewusst rein subjektiv ange-
legt ist, versuche ich, dies (auch) über die Beschreibung persönlicher 
Erlebnisse zu vermitteln. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Aufbau der SPD 
 
Für die, die sich in der SPD-Organisation nicht auskennen, sei 
bemerkt, dass der Begriff „Unterbezirk“ keine spezielle Form der 
Unterwürfigkeit ausdrückt, sondern eine wichtige Organisations-
einheit der SPD ist.  
Im Schnellkurs: Ortsverein, Unterbezirk, Bezirk (jetzt in NRW: 
Landesbezirk), Bundesorganisation - so baut sich die SPD auf. 
Entsprechend bauen sich die Arbeitsgemeinschaften auf, die 
keine Gliederungen sind, sondern zielgruppen- oder berufsspezi-
fisch arbeiten (Beispiel: ASF = Frauen oder Jusos = Jugend; a-
ber: ASJ = Juristen und alle, die am Rechtswesen beteiligt sind). 
Wir hatten immer den Vorteil, dass der Unterbezirk Gelsenkirchen 
deckungsgleich ist mit dem Stadtgebiet. Also gibt es bis heute 
eine klare Struktur: 27 Ortsvereine (OV) in den Ortsteilen und der 
Unterbezirk (UB), repräsentiert durch den UB-Parteitag, dem 
höchsten Organ der SPD Gelsenkirchen, und den UB-Vorstand, 
dem Führungsgremium der lokalen Partei. Zwischenebenen wie 
z. B. Stadtverbände (siehe Dortmund oder Recklinghausen) gibt 
es bei uns nicht.  
Genauso funktioniert die Jungsozialisten-Organisation in Gelsen-
kirchen. Auf OV-Ebene gibt es die Arbeitsgemeinschaften, auf 
UB-Ebene (also Stadtebene) die Juso-Delegiertenkonferenz (DK) 
oder auch die Juso-Vollversammlung und den Unterbezirksvor-
stand der Jusos.  
Sorry, dass ich jetzt etwas formal werden musste.  
Aber Politik ist auch und gerade Organisationspolitik (wozu übri-
gens ganz entscheidend die Finanzen gehören). Das ist sogar die 
halbe Miete, denn die Frage, ob eine Organisation funktioniert 
oder nicht, entscheidet nicht unmaßgeblich über die Durch-
schlagskraft von Politik. Das wollen heute viele nicht mehr hören 
oder wahrhaben, aber es stimmt trotzdem. 
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7. Neue Horizonte 
 
Jetzt wurde die Sache erst richtig spannend!  
Während in Gelsenkirchen die Post abging, erlebte der noch taufri-
sche Hans Frey eine ganz neue (politische) Welt, die sich auch in 
der Erweiterung der geografischen Räume ausdrückte. Mein bis 
dahin wichtigstes Erlebnis in diesem Zusammenhang war eine Klas-
senfahrt nach London gewesen. Diese pulsierende Metropole mach-
te auf mich einen ungeheuren Eindruck, und ich spürte bei aller Lie-
be, Gelsenkirchen kann nicht alles sein! 
Sie müssen sich jetzt bitte vergegenwärtigen, dass ich ein Junge 
war, der wenig von der Welt und den Menschen wusste. Aufgewach-
sen in einem behüteten, halbproletarischen Umfeld mit all seiner 
Enge und seinen Defiziten, begann ich langsam, mich über die Poli-
tik in bewusstere Sphären zu hangeln. Wahrscheinlich war dies, 
wenn auch untergründig, eine der entscheidenden Motivationen, die 
Richtung einzuschlagen, die ich dann auch tatsächlich genommen 
habe. 
Zupass kam, dass ich - ich meine, es war um 1972 - vom Juso-
Bezirk Westliches Westfalen zum Mitglied des Bundesausschusses 
der Jusos gewählt wurde. Übergangslos war ich plötzlich ständigen 
Reisen ausgesetzt - und es gefiel mir unglaublich! Heute Bonn, mor-
gen Hannover, dann Berlin, Kassel, Wiesbaden, München, Ham-
burg, Nürnberg, Bremen, Köln, Düsseldorf usw. Bezeichnend auch 
folgende Begebenheit, die meiner Meinung nach nur in dieser Zeit so 
hatte geschehen können.  
Irgendwann in einem heißen Sommer des Jahres 1971 stieg ich in 
einen Zug, um nach Würzburg zu fahren. In der dort ansässigen 
Bildungsstätte „Haus Frankenwarte“ fand ein Bundesseminar der 
Jusos statt, an dem ich teilnehmen wollte. Ich hockte also im ru-
ckelnden Zugabteil und las irgendein sozialistisches Magazin, viel-
leicht auch die „Konkret“. 
Mir gegenüber saß ein bärtiger junger Mann, vor sich die „Blätter für 
deutsche und internationale Politik“. Es blieb nicht aus, dass wir Au-
genkontakt aufnahmen, denn die jeweilige Lektüre ließ natürlich 
einige Spekulationen aufkommen.  
Schließlich fragte mein Gegenüber: „Auch bei den Jusos?“  
Ich bestätigte, und schnell war heraus, dass besagter junger Mann 
genauso wie ich unterwegs zum „Haus Frankenwarte“ war. Das war, 
ohne „Casablanca“ zu bemühen, der Beginn einer Freundschaft, die 
bis heute gehalten hat.  
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Der Mann war übrigens Hans Pflug aus Duisburg, heute MdB. Über 
eine lange Wegstrecke teilten wir das gemeinsame Schicksal als 
NRW-Landtagsabgeordnete und als Vorsitzende von zwei großen 
Ruhrgebiets-Unterbezirken der SPD - er in Duisburg, ich in Gelsen-
kirchen. 
 

* 
 
Da die Jusos zu dieser Zeit noch über richtiges Geld verfügten, 
machte der Juso-Bezirksvorstand WW, in dem ich kooptiertes 
(scherzhaft sagte ich immer „korrumpiertes“) Mitglied war, auch 
schon mal so eben eine seiner Klausurtagungen im geteilten Berlin.  
So kam ich zu meinem ersten Flug (noch nach Tempelhof), für mich 
ein großes Erlebnis. Heute hat die Begeisterung bei dem Gedanken, 
in eine dieser Sardinenbüchsen einsteigen zu müssen, merklich 
nachgelassen, damals aber war ich tief beeindruckt!  
Nebenbei traf man auf dem Flughafen Hannover Josef Beuys oder 
beim Frühstück im Berliner „Hotel am Funkturm“ den bekannten, 
leider schon verstorbenen Schauspieler Klaus Schwarzkopf - um nur 
einige wenige Beispiele der „Weltläufigkeit“ zu nennen, die mir nun 
zuteil wurde.  
Und ich lernte in Scharen Polit-Größen kennen, angefangen von den 
(damaligen) Juso-Halbgöttern bis zu den Großkopferten der Partei, 
die mir allesamt bis dahin nur fern entrückt in Presse, Funk und 
Fernsehen erschienen waren.  
Das ehrfürchtige Erschauern vor den großen Namen, das ich damals 
zwar hatte, aber selbstverständlich für mich behielt, hat sich im Laufe 
der Zeit auf ein Normalmaß reduziert. Denn glauben Sie mir, es ko-
chen tatsächlich alle nur mit Wasser, wenn auch zugegebenerma-
ßen unterschiedlich virtuos! 
 

* 
 
Roland Ermrich, heute im Mediengeschäft, war der Erste im Konzert 
der Juso-Bundesausschuss-Mitglieder von WW, den ich kennen 
lernte. Roland war nicht nur politisch versiert, sondern auch ein „E-
nergiewandler“. Obwohl schlank an Gestalt (damals jedenfalls), 
konnte er Unmengen von Nahrungsmitteln vertilgen. Ich weiß noch, 
wie er ohne Probleme eine Speisekarte quasi rauf und runter aß.  
Auch sonst war er nicht ohne. 
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Nur eine Anekdote: Mit Roland, der mir stolz seinen nagelneuen 
Wagen vorführte, fuhr ich nach Siegen, um dort Loke Mernizka ab-
zuholen. Unterwegs hielt Roland vor einem Spielzeuggeschäft, kauf-
te ein Kindertelefon und erklärte: „Den Loke lege ich heute rein. Ich 
behaupte, dass ich ein Autotelefon habe (früher eine außerordentli-
che Sache, H. F.), mit dem ich sofort Willy Brandt und Herbert Weh-
ner erreichen kann.“  
Wir kamen in Siegen an und suchten verzweifelt die angegebene 
Straße. Wir fragten einen Passanten, der die Straße aber auch nicht 
kannte. Zufällig ließ ich fallen, in dieser Straße müsste ein gewisser 
Loke Mernizka wohnen. Schlagartig hellte sich das Gesicht des Pas-
santen auf. „Ach so“, meinte er, „Sie suchen den Loke. Ja, der wohnt 
genau dort!“  
Loke wurde also erfolgreich gefunden und eingeladen. Der gewichti-
ge, mit großer Leibesfülle gesegnete Siegener nahm auf dem Bei-
fahrersitz Platz. Dann legte Roland los.  
„Mit diesem Knopf bewege ich beim stärksten Regen die Scheiben-
wischer. Kein Tropfen bleibt auf der Windschutzscheibe. Hier ist das 
Radio, mit dem ich alle Weltprogramme empfangen kann.  
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Und jetzt das Beste! Mein Autotelefon, mit dem ich sofort Willy oder 
Herbert anrufen kann!“  
In Erwartung größter Anerkennung entstand plötzlich eine kurze 
Stille. Dann sagte Loke stoisch mit seinem rollenden Siegerland-‚R’:  
„Und wo ist der automatische Fotzenkitzler?“ 
 

* 
 
Das Original Loke (der ungewöhnliche Vorname leitet sich wohl von 
dem Namen des germanischen Gottes Loki ab) war für viele wun-
derbare Dönekes gut. Sie bringen noch heute andere und mich zum 
herzhaften Lachen. Das darf allerdings nicht über sein ernsthaftes 
Engagement und seine politischen Fähigkeiten hinweg täuschen.  
Er stammte aus armen Verhältnissen und musste noch als halbes 
Kind auf einem Stahlwerk in Hüttental-Geisweid malochen gehen, 
obwohl er, wie er mir einmal gestand, von Herzen gerne Opernsän-
ger geworden wäre (das Talent hatte er, wie er uns oft bei unseren 
„Singeabenden“ bewies). Die Wahl zum stellvertretenden Juso-
Bundesvorsitzenden war für ihn eine Art politischer Durchbruch, den 
er nach der Juso-Zeit als Vorsitzender der SPD-Ratsfraktion in Sie-
gen und als mein Landtagskollege fortsetze.  
Loke spielte bei den Jusos eine spezielle Rolle. Die Jusos, die nicht 
ganz zu Unrecht als kopflastig und akademisch galten, mussten 
ihren Anspruch, Arbeitnehmerinteressen zu vertreten, irgendwie 
belegen - und sei es nur symbolisch. Mit dem Walzwerker aus dem 
Siegerland hatte man nun endlich einen waschechten Arbeiter zum 
Vorzeigen.  
Die Rolle füllte Loke auch exzellent aus, aber nicht als Schablone, 
sondern als bodenständiger Politiker, der tatsächlich immer wieder 
die theoretischen Überflieger auf den Boden der Tatsachen zurück-
holte. Seine Rolle als „Vorzeigearbeiter“ war mithin nur zu einem 
geringen Teil die, schmückendes Beiwerk zu sein, sondern v. a. die 
eines oft heilsamen Korrektivs für die Jusos selbst. Viele veröffent-
lichte Meinungen sahen das fälschlicherweise umgekehrt. 
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8. Westliche Vandalen 
 
In dem damals mächtigen SPD-Bezirk Westliches Westfalen (WW), 
für den es eine organisatorische Entsprechung in Form des Juso-
Bezirks WW gab, unternahm ich meine ersten überörtlichen Gehver-
suche.  
Es waren nicht nur Roland und Loke (und dessen damaliger „Co-
Pilot“ Siegfried Dreher, auch ein markanter Arbeitertyp), sondern 
Genossen wie Manfred Degen aus Marl, Bernd Kasperek aus Herten 
und Klaus Strehl aus Bottrop, die ich auf dieser Ebene kennen lern-
te. In dieser „connection“ lag übrigens auch einer der Grundsteine für 
die Emscher-Lippe-Initiative, die wir Jahre später zusammen mit 
Jochen Poß aus der Taufe hoben, um dem Einzelkämpfertum der 
Städte und Kreise unserer Region (und dem der jeweiligen Ortspar-
teien) etwas entgegenzusetzen.  
 

* 
 
Erdmann Linde, der nach dem SHB-Bundesvorsitz (Sozialdemokra-
tischer Hochschulbund) für drei Jahre den Juso-Bezirksvorsitz über-
nahm (1969-1972), war für mich eine der ersten Juso-Größen, der 
ich Auge in Auge begegnete. Erdmann hatte allein schon deshalb 
einen Nimbus, weil er enge Kontakte zu Willy Brandt und Günter 
Grass hatte, und er selbst war und ist eben eine Persönlichkeit, die 
es nicht an jeder Ecke gibt. 
Mit Erdmann verbinden mich viele Geschichte. Eine von ihnen er-
zähle ich, weil sie auch so wunderbar in den Zusammenhang passt. 
Aufgehängt an der Bild-Zeitung hatten wir im Herbst 72 in Gelsenkir-
chen eine Kampagne für die Unabhängigkeit der Presse von den 
Kapitalgebern gestartet. Eine Podiumsdiskussion, unter anderem mit 
Erdmann Linde und Walter Plevka, seines Zeichens Gelsenkirchener 
Redaktionsleiter der CDU-lastigen Ruhr-Nachrichten, rundete die 
Aktion ab. (Der eingeladene Bild-Redakteur war erst gar nicht ge-
kommen.) 
Direkt am Anfang fuhr Plevka bereits schweres Geschütz auf. Er 
erklärte, die Aktion der Jusos sei ein Angriff auf die Pressefreiheit 
und führe zum Parteidirigismus. Offensichtlich hatte Plevka die Prob-
lematik (Abhängigkeit der Journalisten von den Verlegern) nicht beg-
riffen oder begreifen wollen.  
So dachte wohl auch Erdmann und zahlte in gleicher Münze heim. 
Er bezeichnete Plevkas Beitrag kurz und bündig als „Schwachsinn“. 
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Daraufhin sprang Plevka empört auf und verließ wutentbrannt den 
Saal. Schade, denn der Mann der Ruhr-Nachrichten hätte doch ge-
nug Gelegenheit gehabt, den forschen Juso-Bezirksvorsitzenden mit 
guten Argumenten in die Schranken zu weisen - wenn er denn wel-
che gehabt hätte.  
Wie dem auch sei. Wir fanden Plevkas Theaterdonner lustig und 
freuten uns, dass er die Vorlage für die anschließende Berichterstat-
tung geliefert hatte. Denn die anderen Redakteure, die anwesend 
war (z. B. Werner Conrad von der WAZ), hatten sehr wohl verstan-
den, worum es ging. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Viele andere Bezirksbekanntschaften müssten eigentlich noch ge-
nannt werden, aber ich unterlasse das, um nicht ins Uferlose zu 
kommen.  
Zwei Ausnahmen mache ich doch. 
Die eine heißt Franz-Josef Kniola. Der Dortmunder Franz-Josef war 
der zuständige Juso-Bezirkssekretär, der seine Aufgaben souverän 
und effektiv erledigte, ansonsten aber, so meine Wahrnehmung, mit 
dem „Juso-Quatsch“ eigentlich nichts am Hut hatte. 
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Von ihm wurden die Bezirksjusos (v. a. die um den Juso-
Bezirksvorsitzenden Klaus Heimann herum) kräftig veräppelt, ohne 
dass diese es überhaupt merkten. Natürlich machte er das nie expli-
zit deutlich, aber sein ganzes Verhalten erzeugte bei mir ein tiefes 
Misstrauen, sodass unser Verhältnis zu dieser Zeit äußerst gespannt 
war.  
Als Landtagsabgeordnete trafen wir uns Jahre später wieder, und 
der clevere Kniola machte mit Hilfe der Dortmunder Quelle namens 
„Bezirk Westliches Westfalen“ eine rasante Karriere in der Landes-
regierung.  
Da Franz-Josefs Familie eine Steinmetz-Firma hatte, die u. a. Grab-
steine produzierte, kursierte schon zu Juso-Zeiten der Spruch: „Je-
der Bürger fühlt sich wohla mit einem Grabstein von Kniola.“ Als er 
dann Innenminister war, dichtete ich den Vers um: „Jeder Bürger 
fühlt sich wohla mit einem Knüppel von Kniola.“ 
Im Landtag entspannte sich unser Verhältnis zusehends, und das 
hing wohl damit zusammen, dass ich seine Art zunehmend besser 
zu verstehen lernte. Franz-Josef war ein ausgebuffter Technokrat, 
der sich nie groß um Inhalte gekümmert hatte. Für ihn war, so schät-
ze ich, Politik ein großes „Monopoly“, wobei jeder weiß, worum es 
bei dem Spiel geht.  
Damals wie heute liegt mir diese Einstellung nicht, aber ich musste 
anerkennen, dass er seine Jobs gut machte. Ich akzeptierte, dass 
Politik, will sie denn auch administrativ funktionieren, Menschen mit 
solchen Strickmustern braucht. Das ist nicht abwertend gemeint, 
vorausgesetzt, derartige Menschen verfügen über ein Mindestmaß 
an politischer Überzeugung. 
Das war bei Franz-Josef der Fall, und so schlossen wir beide Frie-
den.  
 

* 
 
Der andere, über den ich noch etwas sagen will, heißt Franz Münte-
fering. 
„Münte“ (ich behaupte, dass ich seinen Spitznamen erfunden oder 
ihn zumindest als einer der Ersten in Umlauf gebracht habe), der 
Sauerländer, ist sicherlich der Bezirks-Juso, der es von allen ande-
ren zu den höchsten Weihen des Staates gebracht hat. Und zweimal 
hintereinander SPD-Parteivorsitzender zu werden, ist auch nicht von 
schlechten Eltern.  
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Einen herzlichen Kontakt zu ihm hatte ich allerdings schon damals 
nicht gehabt, was vielleicht auch daran lag, dass ich nicht sonderlich 
viel von ihm hielt (und er von mir höchstwahrscheinlich auch nicht). 
Er hechelte mir zu willig hinter der SPD-Bezirksspitze um den Vorsit-
zenden Hermann Heinemann hinterher und erschien mir auch sonst 
zu eilfertig.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Irgendwie hatte er für mich schon immer etwas von dem aufregen-
den Charme eines Sachbearbeiters einer Ortskrankenkasse an sich 
gehabt, ohne damit Sachbearbeitern bei Ortskrankenkassen zu nahe 
treten zu wollen. Diesen Eindruck konnten auch seine späteren ho-
hen Würden bei mir nie ganz beseitigen. (Sorry Franz, ich will deine 
Verdienste nicht schmälern, aber so ist es nun mal.)  
So kreuzten sich unsere Wege immer wieder, z. B. vor allem im 
Landtag. Die Distanz aber blieb. 
 

* 
 
 
 



 49

Der Juso-Bezirk WW hatte bundesweit einen eher schlechten Ruf.  
Man hofierte ihn zwar wegen seiner vielen Delegiertenstimmen, indi-
rekt galt er aber als „graue Masse“ ohne inhaltliche Substanz. Nicht 
von ungefähr kursierte im gesamten Verband für WW die spöttisch-
witzige Bezeichnung „westliche Vandalen“ - etwa in dem Sinn: viele 
Leute, tölpelhaft, laut, trinkfest und tumb, eben Barbaren. 
Die abfällige Haltung gegenüber den WW-Jusos war in ihrer Pau-
schalität sicher ungerecht. Andererseits war der Verdacht, WW biete 
eher Masse statt Klasse, auch nicht gänzlich unberechtigt. Denn das 
Verhalten der WW-Delegationen bestätigte zuweilen diese Unterstel-
lung. Der andere Grund war, dass der Vorwurf auf den gesamten 
SPD-Bezirk WW noch weit mehr zutraf als auf den Juso-Bezirk. Das 
färbte natürlich auf die Jusos ab. 
 

* 
 
In der Rückschau kann ich nur sagen, dass der SPD-Bezirk WW im 
Wesentlichen eine Machtverteilungszentrale war (v. a. im Interesse 
Dortmunds), und das war nicht gut. Als Jahrzehnte später der Bezirk 
zugunsten eines SPD-Landesbezirks NRW abgeschafft wurde, hatte 
ich im Gegensatz zu vielen anderen überhaupt keine Bauchschmer-
zen. Im Gegenteil, ich unterstützte mit Genuss das Unterfangen, 
während „Bezirksvasallen“ wie z. B. Karsten Rudolph und Norbert 
Römer (beide heute MdL) über mich herfielen und Zeter und Mordio 
schrieen.  
Zu dem politisch blutleeren Norbert Römer, ursprünglich ein sich 
stark rechts gerierender IGBE-Funktionär, sagte ich immer: „Es ist 
unglaublich, was sich heute alles Römer schimpfen darf.“ Und der 
intellektuelle, aber zum Opportunismus neigende Karsten Rudolph, 
der so vehement gegen den Landesbezirk polemisiert hatte, war 
plötzlich ohne nennenswerte Gewissensbisse dessen stellvertreten-
der Vorsitzender. So kann es kommen. 
Ob die Landesorganisation die großen Erwartungen, die an sie ge-
knüpft wurden, bis heute erfüllt hat, mag bezweifelt werden. Trotz-
dem halte ich im Grundsatz die Entscheidung immer noch für richtig, 
und zwar nicht nur, aber auch wegen der zwei Genannten. 
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9. Schlangengrube und Lichtgestalten 
 
Wie schon bemerkt, war ich zwei Jahre lang Mitglied des Bundes-
ausschusses der Jungsozialisten, der so etwas wie ein Sammelbe-
cken aus politischer Schlangengrube und Lichtgestalten war. Er hat-
te neben dem Bundesvorstand den Status eines Leitungsgremiums 
der Bundes-Jusos. Das hieß u. a., dass sich in seinen Tagungen 
sozusagen en miniature die Konflikte widerspiegelten, die auch die 
Bundeskongresse beherrschten.  
In der Retrospektive ist für mich aber viel bedeutender, dass ich 
durch den Bundesausschuss viele interessante Menschen kennen 
gelernt habe, die später hier und da eine wichtige bis sehr wichtige 
politische Rolle spielen sollten.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kennen gelernt habe ich z. B. den später glücklosen Rudolf Schar-
ping, damals Juso-Vorsitzender von Rheinland-Pfalz, Wolfgang 
Roth, heute Vizepräsident der Europäischen Investitionsbank, den 
klugen Johano Strasser und den „ethischen“ Sozialisten Norbert 
Gansel. 
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Dann Hans Eichel, der Oberbürgermeister von Kassel werden sollte 
und Jahre später für einige Zeit Bundesfinanzminister war, und Heidi 
Wieczorek-Zeul, die noch immer Bundesministerin ist.  
„Die rote Heidi“, die ich sehr mag, war Nachfolgerin von Wolfgang 
Roth im Bundesvorsitz. Mit ihr hatte ich im Gegensatz zu den meis-
ten anderen auch nach der Juso-Zeit manchmal, wenn auch selten 
gemeinsame politische Auftritte. 
Weiter gehörten dazu: Der mittlerweile zum innerparteilichen Dauer-
opponenten gewordene Ottmar Schreiner, dann Klaus-Uwe Benne-
ter (siehe nächstes Kapitel), Dietmar Thieser, Wilhelm Vollmann, zu 
der Zeit Juso-Landesvorsitzender von NRW, (dem man später - sie-
he Band 2 - sehr, sehr böse mitspielen sollte), Manfred Dammeyer 
und viele, viele mehr.  
Nur Oskar Lafontaine war nicht dabei, da er sich auf dieser Ebene 
der Jusos nicht engagierte. Ihm sollte ich erst viel später begegnen. 
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10. Der Juso Gerhard Schröder und die Stamokaps 
 
Im Lichte der realen geschichtlichen Entwicklung ist natürlich das 
Juso-Bundesausschussmitglied Gerhard Schröder besonders zu 
nennen, wobei ich vorab zum besseren Verständnis kurz auf einige 
politische Hintergründe eingehen muss. Zu diesem Zeitpunkt näm-
lich zerfiel die Juso-Organisation bereits in drei Fraktionen, die sich 
zunehmend unversöhnlicher gegenüber standen.  
► Da waren zum einen die „Stamokaps“, also die, die die Theorie 
des „Staatsmonopolitischen Kapitalismus“ vertraten und in Teilen 
eine verdächtige Nähe zur DKP und ihren Vorfeldorganisationen wie 
z. B. dem Studentenbund MSB Spartakus aufwiesen. Wortführer 
waren Kurt Wand, der mir besonders durch seine grünen Brillenglä-
ser in Erinnerung ist, der „Zocker“ Kurt Neumann aus Berlin und 
Detlef Albers, der später nicht nur Professor, sondern auch, nach-
dem er sich wohl die Hörner abgestoßen hatte, Landesvorsitzender 
der SPD Bremen wurde. Leider weilt er nicht mehr unter uns. 
► Nummer Zwei im Bunde war die Mehrheitsfraktion der „Reformso-
zialisten“ (zu denen ich mich zählte), die sog. „Bundesvorstandsli-
nie“, welche am Konzept der „systemüberwindenden Reformen“ 
festhielt. Intellektueller Kopf dieser Gruppe war Johano Strasser, der 
ebenfalls Professor wurde und heute zu den wichtigen Denkern der 
SPD gehört. 
► Schließlich die „Spontis“ oder „Antirevis“ (Antirevisionisten) aus 
Hannover, die in ihrem Politikansatz verschwommen blieben, dafür 
aber eine Art Gegenkultur mit Wohngemeinschaften, Jesuslatschen 
und Öko-Outfit zelebrierten. Sie hatten regelrechte Gurus, denen sie 
an den Lippen hingen, und vertraten m. E. eine Art anarcho-
syndikalistische Richtung, bei der die SPD nur so etwas wie ein 
Durchlauferhitzer zu einer neuen „spontanen“ Volksbewegung sein 
sollte. Alles in allem konnte ich mit dem Gros der Hannoveraner, so 
wie sie sich im Bundesausschuss gerierten, noch weniger anfangen 
als mit den „Stamokaps“ - nämlich rein gar nichts. 
Am Rande sei erwähnt, dass sich in dieser Fraktionierung bereits der 
spätere Niedergang und Bedeutungsverlust der Jungsozialisten ab-
zeichnete. Die Fraktionen zerfleischten sich gegenseitig. „Stamo-
kaps“ und „Antirevis“ waren sich spinnefeind, trafen sich gleichwohl 
in ihrer gemeinsamen Abscheu gegen die „Reformsozialisten“ - ein 
Muster, das in der Linken viele historische Vorbilder und Epigonen 
hat. 
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Gerhard Schröder war nun, man höre und staune, Chef des „Sponti“-
Bezirks Hannover.  
Ich wunderte mich nicht zu knapp darüber, wie ein derart kumpeliger, 
doch gleichzeitig alerter und unideologischer Managertyp (er trug 
auch Anzüge) Vorsitzender einer Truppe sein konnte, die in allem 
das fleischgewordene Gegenteil zu Schröder war. Auf alle Fälle war 
er zwischen seinen Exoten wiederum ein Exot, und es war schon 
damals ein Phänomen, dass er sich bei den niedersächsischen Pa-
radiesvögeln als Vorsitzender halten konnte. Mehr noch! 
Fakt ist: Schröder hat sie alle überlebt, denn von den Spontis, soweit 
ich das überblicken kann, ist nichts übrig geblieben (außer Wolfgang 
Jüttner, dem das auch nicht viel brachte). Nur Gerhard Schröder war 
politisch erfolgreich, ja man kann sagen, extrem erfolgreich. Er hat 
es über die Zwischenstation Ministerpräsident sogar zum Bundes-
kanzler gebracht - ein weiterer Beweis für seine politischen Qualitä-
ten, lässt man einmal eher moralisierende Kategorien beiseite.  
Als diese Weihen noch in weiter Ferne lagen, wurde Schröder, den-
noch ein weiterer Beleg dieser Fähigkeiten, einige Jahre später Bun-
desvorsitzender der Jusos (1978), obwohl ihn eigentlich keiner ha-
ben wollte. Und das kam so:  
Die Jusos hatten trotz der Warnungen des Parteivorstands den Ber-
liner Klaus-Uwe Benneter als neuen Vorsitzenden aufs Schild geho-
ben, der als gefährlicher, verkappter Kommunist galt. (Heute ist 
Klaus-Uwe Benneter wieder ein angesehenes SPD-Mitglied mit 
wichtigen Ämtern. Auch das ist die SPD!) Nach einem unglücklichen 
Interview wurde er kurzerhand aus der SPD ausgeschlossen, und 
der Vorsitz war wieder vakant.  
In diese Lücke stieß Gerhard Schröder, wobei für ihn sogar die Juso-
Richtlinien neu interpretiert werden mussten. Schröder war nämlich 
zu diesem Zeitpunkt bereits 35 Jahre alt, also eigentlich schon dem 
Juso-Alter entwachsen. Flugs erklärte man, dass das Juso-Alter erst 
mit dem Beginn des 36. Lebensjahrs endete, während man vorher 
allgemein davon ausgegangen war, dass der Beginn des 35. Jahres 
die Grenze wäre. Wie auch immer, auch diese formale Hürde nahm 
Schröder mit Bravour. 
Nach diesem Ablauf wurde mir auch die für mich zuerst unerklärliche 
Tatsache verständlich, warum ausgerechnet der Niedersachse so 
vehement die Wahl Benneters, also eines Stamokaps, zum Vorsit-
zenden unterstützt hatte, obwohl sich doch die Spontis und die Sta-
mokaps so gerne mochten wie die Schalker und die Dortmunder.  
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Natürlich - dem gewieften Fuchs war schon vorher klar gewesen, 
dass es mit Benneter nicht lange gut gehen würde. In der dann exis-
tierenden Notsituation konnte er sich als Retter anbieten. 
Auf diese Weise kam er doch noch zu Vorsitzendenehren, die er auf 
normalem Weg höchstwahrscheinlich nie erreicht hätte. Zwei Jahre 
lang (bis 1980) war er dann - Altersgrenze hin oder her - Bundesvor-
sitzender der Jungsozialisten. Na bitte! 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Viele Jahre später, als Gerd Schröder 1997 einen Besuch in Gelsen-
kirchen machte, erzählte er mir, wie er nach der Wahl mit den Sta-
mokaps verfahren war.  
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Sie hatten ihn ja entsprechend des Schröder-Kalküls nach dem Ben-
neter-Debakel mit gekürt, natürlich in der Erwartung ihres Lohnes, 
sprich eines deutlich gestiegenen Einflusses für ihre Richtung.  
Für Gerd war das allerdings kein Thema mehr. 
Gerd erzählte: Nach dem Bundeskongress lud ich die führenden 
Stamokaps zu mir nach Hause zum Essen ein. Als sie dann mit dem 
unanständigen Ansinnen herauskamen, als eine Art „Neben- oder 
Hintergrundregierung“ fungieren zu wollen, habe ich ihnen gesagt: 
Ihr habt meinen guten Wein getrunken, und ihr habt mein hervorra-
gendes Essen gegessen. Mehr könnt ihr wirklich nicht erwarten.  
Und jetzt raus! 
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11. Jusos forever! Politik und Lebensgefühl 
 
Bundeskongresse waren die Höhepunkte des Juso-Lebens.  
Mein erster war der von 1970 in Bremen mit dem unvergesslichen 
Auftritt von Herbert Wehner. Obwohl ihn viele der angereisten Wes-
tentaschen-Revoluzzer als „Revisionisten“ einstuften (ich aber 
nicht!), wurde er frenetisch gefeiert - oh, rätselhafte Juso-Seele.  
Unvergesslich auch die Passage, als während Herberts Rede je-
mand aus dem Auditorium heraus irgendetwas mit „Kommunist“ rief. 
Daraufhin Wehner in seiner blaffenden Art: „Das braucht man mir 
hier doch nicht im Stil der ‚Schweinische Pest’ vorzuwerfen!“ Er 
meinte natürlich die rabenschwarze Zeitung „Rheinische Post“. Der 
Saal tobte vor Begeisterung. 
In bleibender Erinnerung ist mir auch der sog. „Strategiekongress“ 
von Hannover 1971. Hier sollte endgültig der theoretische Kurs der 
Jusos geklärt werden. Daraus wurde zwar nichts, aber dafür waren 
die Begleiterscheinungen umso witziger.  
Der Bundesvorstand hatte nämlich fast das ganze Maritim-Hotel 
angemietet. Das empfand ich zuerst als sehr anstößig („Was sollen 
Jusos in dieser Kapitalistenbude?“), aber als mir erklärt wurde, diese 
Operation sei finanziell und organisatorisch viel günstiger als eine 
Unterbringung der Delegierten in vielen kleinen Hotels, war ich be-
sänftigt.  
Jetzt muss man sich folgendes Bild vorstellen: Plötzlich fielen in 
Scharen Jusos, natürlich „standesgemäß“ in Jeans, Rollis und Par-
kas, in das vornehme Hotel ein - darunter waren auch Jochen Poß 
und ich. Die adrett gekleideten Damen und Herren an der Rezeption 
bekamen immer größere Augen, die Gesichter wurden bleich, und 
einigen sah man an, dass sie an ihrem geordneten Hotelweltbild 
schier verzweifelten. Damit nicht genug!  
Da viele Jusos gewohnt waren, zu diesen Events Freunde und 
Freundinnen mitzubringen (die nicht Delegierte waren), quoll das 
Hotel nicht nur vor „roten Garden“ über, sondern auch die übliche 
Doppelbelegung der Zimmer wurde ins Reich der Legenden verwie-
sen. Das war natürlich nicht statthaft, aber keinen kümmerte es (die 
Hotelleitung hatte offensichtlich in weiser Voraussicht von vornherein 
kapituliert). 
Am späten Abend wäre es dann beinahe zum Eklat gekommen. 
Denn ausgerechnet zu diesem Zeitpunkt fand in einem der Säle ein 
Ball der jungen Unternehmer statt!  
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Als wir davon Wind bekamen, zogen wir unter Leitung des stimmge-
waltigen Loke Mernizka (wieder Loke!), Arbeiterlieder singend, pro-
vozierend in den Saal ein. Glücklicherweise war der Ball schon fast 
zu Ende und für die wenigen Hansels im Smoking, die noch da wa-
ren, lohnte es sich nicht, eine Rauferei anzufangen.  
So wurde dann ersatzweise der Kampf mit dem Klassenfeind an die 
Hotelbar verlegt und endete beduselt, aber friedlich. 
 

* 
 
Bei den Juso-Kongressen waren es nicht nur die inhaltlichen Debat-
ten, die Redeschlachten, die Beschlüsse, die Auftritte prominenter 
Persönlichkeiten und die Personalentscheidungen, die hoch span-
nend waren, sondern auch und in gewisser Weise gleichrangig das 
ganze „Drumherum“.  
Die abenteuerlichen An- und Abreisen in z. T. schrottreifen Autos, 
die Kongresssäle mit den Kohorten von Journalisten, Mikrophonen 
und Kameras, die Tatsache, dass man alle Nase lang bekannte Ge-
sichter aus den tiefsten Winkeln der Republik begrüßen konnte, die 
eilig einberufenen Delegationstreffen, auf denen furchtbar Wichtiges 
abzusprechen war, die diversen Ausstellungen und Info-Tische regi-
onaler Juso-Gruppen mit ihren neuen Ideen und Anregungen, die 
durchzechten Nächte, die neu geschlossenen Kontakte und Freund-
schaften, die kleinen Kurzausflüge rund um die Halle in einer frem-
den Stadt, vielleicht hier und da ein amouröses Intermezzo - alles 
das und noch viel mehr vermittelten den „Duft der großen weiten 
Welt“ und eine fast berauschende Atemlosigkeit, in der man etwas 
erlebte, was ganz und gar dem Alltagstrott entzogen war.  
Die heute oft verzweifelten Beschwörungen des Satzes „Politik muss 
auch Spaß machen“ waren in diesen Situationen fehl am Platze. Es 
wurde nicht nur gestritten, sondern v. a. auch viel gelacht, und Politik 
machte unendlich viel Spaß! Punkt!  
Selbstverständlich hatte das eine Menge mit der neuen Jugendkultur 
zu tun, die sich mit den 68ern Bahn gebrochen hatte und die an-
schließend selbst Generationengrenzen überschritt. Die 68er waren 
nun einmal eine Aufbruchs- und Erneuerungsbewegung, die Hirn 
und Herz ansprach, und die Jungsozialisten waren ein wichtiger Teil 
von ihr.  
Dass sich auf Dauer eine derartige Atmosphäre nicht konservieren 
lässt, entspricht der Lebenserfahrung und bestätigte sich in der his-
torischen Entwicklung.  
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Nichtsdestotrotz war in diesen Jahren die politische Arbeit immer 
untrennbar verbunden mit einem unbeschwerten, „himmelsstürmen-
den“ Lebensgefühl. So erging es jedenfalls mir und vielen meiner 
Mitstreiter/innen, und ich hätte es um kein Geld in der Welt missen 
wollen. 
 

* 
 
Es versteht sich, dass wir auch in der „normalen“ Politik vor Ort von 
der geschilderten Stimmung getragen wurden. Wir hatten das Ge-
fühl, Bäume ausreißen zu können - und wir konnten tatsächlich 
Bäume ausreißen, zumindest einige.  
Dass andere und ich dabei viele utopistische Flausen mit sich he-
rumtrugen und erheblich unterschätzten, dass die hehren Ansprüche 
relativ schnell vor der Wirklichkeit verpuffen würden, sei uns ebenso 
nachgesehen wie die Tatsache, dass, wie ich später erkannte, be-
stimmte Ansichten und Einschätzung politisch schlicht falsch waren. 
Immerhin sei zu unserer Ehrenrettung gesagt: Diese „Leichtigkeit 
des Seins“ war nicht unwesentlich dafür verantwortlich, dass wir als 
Jusos eine beträchtliche politische Dynamik in Gelsenkirchen entwi-
ckeln konnten. 
 

* 
 
Dabei ging es nicht nur um die Inhalte der Politik, sondern auch um 
eine andere Art, sie zu präsentieren. Wir fingen an, mit neuen Ver-
anstaltungsformen zu experimentieren. Wir wollten weg von Veran-
staltungsschemata, die letztlich noch in der Weimarer Republik mit 
ihren Massenaufmärschen und Volkstanzgruppen wurzelten.  
Das erste Ergebnis war der „Junibumms“!  
Ein provozierender Titel, den Kurt Woiwod erfunden hatte, und - 
heute würde man sagen - ein Multimedia-Mix aus Musik, Tanz, Poli-
tik, Film und Interview, das war das Rezept, und es war mehr als 
erfolgreich. Es folgten der „Polit-Basar“ als erste Open Air-Session 
vor dem Musiktheater und andere „Infotainment“-Ereignisse. Hier 
wurden auch Erfahrungen gesammelt, die dann ab 72 in die offenen 
Straßenwahlkämpfe einflossen. „Polit-Feten“ aller Art gehörten in 
unserer Juso-Zeit zum Standard der öffentlichen Darstellung.  
Herausheben möchte ich noch eine Veranstaltung im September 
1976, weil es so etwas in Gelsenkirchen vorher noch nie gegeben 
hatte.  
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Wir entdeckten den Gelsenkirchener Stadthafen, mieteten ein Schiff 
der „weißen Flotte“ und kreierten ein ganztägiges Hafenfest.  
Der Zuspruch war enorm. Zigtausende von Bürgerinnen und Bürgern 
pilgerten an einem Sonntag zum Hafen, machten eine Schiffsfahrt 
auf dem Rhein-Herne-Kanal und erfreuten sich am bunten Getüm-
mel in ungewöhnlichem Ambiente. Wir wiederum freuten uns ob des 
Erfolgs. Jahre später gab es noch einmal eine Neuauflage, diesmal 
von der gesamten SPD organisiert.  
Als im Kommunalwahlkampf 2004 Wittke und die CDU „ihr“ Hafen-
fest als etwas ganz Neues anpriesen, konnte ich nur müde lächeln. 
Tatsächlich hatte es der nassforsche Wittke schlicht von uns Jusos 
abgekupfert - ja richtig, genau jener Wittke, der zu meinem Entset-
zen Oberbürgermeister von Gelsenkirchen werden sollte, es dann 
aber - übrigens auch mit meiner Mithilfe - nicht lange blieb und mitt-
lerweile eine atemberaubende politische Talfahrt erlebt hat.  
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12. Abnabelung 
 
Doch gnadenlos tickte die Uhr.  
Es gibt einen ziemlich konkret zu benennenden Zeitpunkt, an dem 
ich für mich ganz persönlich das Ende der ersten Etappe meines 
politischen Lebens festmachen kann.  
Es war wieder ein Juso-Bundeskongress, und zwar der von 1975 in 
Wiesbaden. Als sich dort so gegen zwei Uhr in der Nacht die Juso-
Fraktionen darüber stritten, ob der Staat ein „ideeler Gesamtkapita-
list sei“ oder „nur als ein solcher wirke“, kam mir schlagartig die Er-
kenntnis, dass die schöne Zeit der politischen Weltformeln und der 
Gebrauchsanweisungen zur Schaffung eines makellosen demokrati-
schen Sozialismus vorbei war. 
Die Abnabelung von der Welt der reinen Lehren hatte aber schon 
früher begonnen, und zwar schon zu der Zeit, als ich noch im Bun-
desausschuss der Jusos war.  Meine dortigen Beiträge veranlassten 
v. a. die Stamokaps dazu, mich zunehmend mehr in eine rechte (!) 
Ecke zu drücken.  
Es störte und ärgerte mich nämlich, dass einige Gruppen sich ein 
Definitionsmonopol über den Begriff „links“ anmaßten. Dabei war 
ihre Vorgehensweise simpel. Wie von einer Glaubenskongregation 
wurden Position X oder Y für „links“ erklärt. Wer das nicht nachplap-
perte, war dann eben „rechts“. Natürlich war eine Qualifizierung als 
„rechts“ für jeden Jungsozialisten ein schlimmer Makel, den keiner 
auf sich sitzen lassen wollte. Deshalb funktionierte die Methode auch 
bei relativ vielen.  
Bei mir funktionierte sie nicht, denn ich hatte keine Lust, mir Denk-
verbote erteilen zu lassen. Das war übrigens ein Grund mit, warum 
ich Anhänger der sog. „Bundesvorstandslinie“ war. Hier gab es klare 
Positionen, aber keinen Dogmatismus, und ich erlebte oft genug, wie 
BuVo-Mitglieder, die wirklich etwas auf dem Kasten hatten (z. B. 
Johano Strasser), unter dem gebetsmühlenartig vorgetragenen Ideo-
logiebrei litten.  
Da ich meine Gewohnheit, meine Meinung laut und deutlich zu sa-
gen, auch bei den Jusos nicht abgelegt hatte, wurde ich nun auch 
hier für einige Gruppen zum Stein des Anstoßes, wobei sie durch ihr 
Vorgehen genau das bestätigten, was ich kritisierte. Die Diffamie-
rungsversuche gipfelte in einer regelrechten kleinen Kampagne, 
sodass z. B. die DKP nahe „Sozialistische Korrespondenz“ in ihrem 
Käseblatt schrieb, es gäbe eine „Juso-Rechte um Hans Frey“.  
Im Grunde ließ mich das kalt - bis auf eine Tatsache.  
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Die Kampagne zeigte Wirkung in meinem Juso-Heimatbezirk WW! 
Auch hier formierte sich Widerstand gegen den „rechts angehauch-
ten“ Frey. Das wurde zwar nie offen gesagt (man traute sich wohl 
nicht), aber ich bemerkte bei vielen unbedarften Delegierten ein un-
tergründiges Misstrauen.  
Das Ende der Scharade: Ich verlor 1974 mein Bundesausschuss-
mandat, das von der Juso-Bezirkskonferenz WW per Wahl vergeben 
wurde. Richtig gewurmt hatte mich das nicht, da ich in Gelsenkirchen 
genug zu tun hatte, aber es signalisierte doch so etwas wie eine 
erste Abkehr vom allerersten Überschwang. 
Die oben angesprochene nächtliche Erkenntnis in Wiesbaden war 
somit das Ende eines innerlichen Prozesses, der irgendwann im 
Jahr 1973 begonnen hatte. Meine politischen Werte und Ideale hatte 
(und habe) ich mir bewahrt, aber es schien ab 1975 doch angesagt, 
mehr Pragmatismus und Realitätsnähe walten zu lassen. 
Der Wiesbadener Bundeskongress der Jungsozialisten war mithin 
auch der letzte, an dem ich teilgenommen habe. 
 

* 
 
Heute interpretiere ich den Vorgang zudem als das Wachsen der 
Einsicht, dass es für den großen politischen Rahmen eine bessere 
und auch sozialverträglichere Orientierung ist, von demokratischen 
Werten und nicht von vorgegebenen oder gar vorgestanzten Model-
len auszugehen. Politik- und Gesellschaftsmodelle sind etwas Fei-
nes, wenn sie Hilfen geben, im Meer der Meinungsfluten den Kurs 
halten zu können. Werden diese Modelle aber zu Korsetts mit Aus-
schließlichkeitsanspruch, droht Unbill oder Schlimmeres.  
In diesem Licht erscheint mir heute das Godesberger SPD-
Programm von 1959 gleichbedeutend mit einer Großtat der SPD für 
eine demokratische Zivilgesellschaft zu sein. Noch das bis dahin 
gültige Heidelberger Programm von 1925 hatte ja eine marxistische 
Weltanschauung verbindlich vorgeschrieben, obwohl diese vorher 
und nachher nie irgendeine Bedeutung für die Realpolitik der SPD 
gehabt hatte.  
Die Loslösung der SPD vom Heidelberger Programm durch Godes-
berg war, so meine ich, in einer gewissen Weise nur die Bestätigung 
des berühmten Wortes von Karl Marx „Ich bin kein Marxist“. Wer also 
Teile der Marxschen Geschichtsauffassung und Grundzüge seiner 
Kapitalismuskritik für richtig hält, muss noch lange nicht für die Plan-
wirtschaft oder den sog. „demokratischen Zentralismus“ sein.  
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Mit anderen Worten: Was ich als Jungsozialist an Godesberg ta-
delnswert fand, finde ich heute (und schon seit langem) richtig.  
Aus diesen Überlegungen ersehen Sie vielleicht auch, dass ich im-
mer wieder versucht habe, Neues und Anderes dazu zu lernen. Das 
ist mir, hoffe ich wenigstens, hier und da sogar gelungen.  
Quod erat demonstrandum! 
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Exkurs 1: Parallelwelten 
 
Während meiner bisherigen Schilderungen mag sich so mancher 
gefragt haben, ob ich eigentlich außer Politik nichts anderes getan 
habe. (Damals kursierte ein bös gemeinter Witz, der da lautete: „Die 
Jusos bestreiten alles, nur nicht ihren Lebensunterhalt.“ Wir lachten 
trotzdem.) War Hans Frey hauptberuflich „Juso“? War das seine 
„Ausbildung“ und bezog er hier sein Einkommen?  
Selbstverständlich nichts von alledem! 
Alles, was ich ab 1968 bei den Jusos und in der SPD gemacht habe, 
habe ich neben meiner Ausbildung, neben meinem Beruf und neben 
meiner Familie gemacht. Erst als ich 1980 in den Landtag einzog, 
wurde ich Berufspolitiker, u. a. auch deshalb, weil ich aufgrund der 
Gewaltenteilung meinen Beruf als Lehrer gar nicht mehr ausüben 
durfte. 
Nur wegen des besseren Verständnisses ein kurzer Überblick über 
eine meiner Parallelwelten im Schweinsgalopp:  
► 1969 machte ich mein Abitur.  
► Dann ging es zwecks Grundwehrdiensts ab zur Bundeswehr, der 
ich allerdings schon im Oktober 1970 den Rücken kehren durfte, da 
ich zu diesem Zeitpunkt mein Studium an der sich noch im Aufbau 
begriffenen Ruhr-Universität Bochum aufnahm.  
► 1976 legte ich mein 1. Staatsexamen ab. Es folgte ein einjähriges 
Referendariat mit dem 2. Staatsexamen. Ab 1977 war ich Studienrat 
am Grillo-Gymnasium bis zu meiner Wahl zum MdL 1980.  
► Zwischendurch hatte ich mich dann auch noch verliebt, geheiratet, 
einen eigenen Hausstand gegründet und Kinder bekommen.   
Ja, Sie haben Recht. Seit 1968 war mein Leben randvoll, und das ist 
eigentlich so geblieben, obwohl ich seit meinem Ruhestand ab Juni 
2005 wesentlich mehr Zeit zum Luftholen habe und vor allen Dingen 
meine Aktivitäten bedeutend selbstbestimmter gestalten kann als zu 
der Zeit, als mich noch die Termine jagten. 
 

* 
  
Ich gestatte mir diesen Exkurs auch deshalb, weil ich mittlerweile die 
Klagen vieler, vor allem auch junger Leute satt habe, die sich über 
die „drückenden“ Belastungen durch Ausbildung und Studium be-
schweren und damit ihre politische Abstinenz begründen. Ich will das 
nicht über Gebühr breittreten, aber doch sagen dürfen, dass hier viel 
Wind über den Zaun geschaufelt wird.  
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Natürlich gibt es bei diesem oder jenem besonderen Belastungen, 
und wer sie tatsächlich hat, der braucht sich auch nicht zu entschul-
digen. Für alle hat der Tag nur 24 Stunden! 
Andererseits werde ich bei vielen den Verdacht nicht los, dass es 
sich hier nur um Ausreden handelt. Da ich selbst, der ich weder ein 
Einstein noch der Allerfleißigste bin, das o. g. Pensum plus des poli-
tischen Engagements ohne übermäßige Mühe geschafft habe, gehe 
ich davon aus, dass es viele andere auch können bzw. könnten, 
wenn sie denn nur wollten.  
(Nebenbei: Auch ich musste zur Finanzierung des Studiums arbeiten 
gehen - z. B. im Strangguss-Lager bei der Metallfirma Seppelfricke, 
bei der Stadtverwaltung oder als Werkstudent beim Falken Landes-
verband - wo ich übrigens Helmut Hellwig kennen lernte, mit dem 
mich später v. a. das aktuelle forum verbinden sollte. Das alles war 
für mich aber kein Grund, in einem fiktiven 20. Semester immer noch 
kein Examen anzusteuern.) 
Okay! Die Entscheidung, sich nicht politisch zu betätigen, sondern 
lieber Tennis spielen zu gehen oder „Party zu machen“, muss akzep-
tiert werden. Dies aber mit mangelnder Zeit oder Überlastung zu 
begründen, finde ich anrüchig.  
Ich halte es mit den alten Athenern, die die Demokratie erfunden 
haben. Dort wurde der Begriff „Idiot“ nicht in dem bei uns üblichen 
Sinn („Blödmann“) gebraucht, sondern genau definiert. Ein Idiot war 
der, der sich nur um sein Privatleben kümmerte und sich nicht an der 
Gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten beteiligte.  
Ich finde, die Athener hatten damit schon vor 2300 Jahren den Nagel 
auf den Kopf getroffen. 
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13. Hört die Signale! 
 
Richten wir jetzt den Scheinwerferkegel wieder auf Gelsenkirchen. 
Die Wahl des Juso-Kollektivvorstandes (1970) war das erste Signal, 
das die nun folgenden stürmischen Jahre für die GE-SPD ankündi-
gen sollte. Der Kollektivvorstand entwickelte sich sofort zum Zankap-
fel zwischen uns und den etablierten Mächten der Partei, denn wäh-
rend wir in ihm eine besondere demokratische Errungenschaft sa-
hen, wurde uns von den anderen unterstellt, man wolle unter Vertu-
schung von Verantwortlichkeiten die Partei unterwandern.  
Während wir mehr demokratische Kontrolle einforderten (u. a. mit 
dem zugegeben missverständlichen Begriff des „imperativen Man-
dats“), vermuteten die Altvorderen darin den Versuch, die persönli-
che politische Verantwortung und das Gewissen v. a. bei den Man-
datsträgern abschaffen zu wollen.  
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So sahen sich Otto Gorny, bis November 1971 Vorsitzender der 
SPD-Ratsfraktion (Nachfolger war Willibald Heinrichs bis 1975), und 
Oberbürgermeister Josef Löbbert veranlasst, gegen den frischgeba-
ckenen Juso-Vorstand in der Presse Front zu machen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Verhalten der Etablierten, sofort auf öffentlichen Konfrontations-
kurs zu gehen, ohne mit uns überhaupt ein einziges Wort gewechselt 
zu haben, war, um es diplomatisch auszudrücken, außerordentlich 
unklug.  
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Denn erstens begaben sie sich von Anfang an der Chance, die Sa-
che zu deeskalieren, und zweitens steigerten sie (ungewollt, versteht 
sich) unser politisches Gewicht in der sich anbahnenden Auseinan-
dersetzung. Jedenfalls wurden wir, obwohl wir noch gar nichts vor-
zuweisen hatten, zweifellos wichtig, in der Anfangszeit wohl auch zu 
wichtig genommen.  
Wir aber fanden das gut. 
 

* 
 
Die Jungsozialisten waren nicht die Einzigen, die mit den Zuständen 
in der Gelsenkirchener SPD unzufrieden waren. Wir trafen auf eine 
Parteiströmung, die nicht so offen und auch nicht so radikal wie wir 
das Bestehende kritisierte, die aber durchaus nachhaltig und bereits 
stärker verankert Gegenpositionen in die Debatte einbrachte. Die 
Strömung gegen die Alteingesessenen mit Josef Löbbert, Heinz 
Urban, Hans Gertzen, Werner Kuhlmann und Werner Nuth an der 
Spitze sammelte sich hauptsächlich um Heinz Meya und Egbert 
Reinhard.  
Beide waren nicht nur für die Jusos enorm wichtige Personen. Denn: 
Heinz Meya, damals Schul- und Kulturdezernent, hatte in diesem 
Amt eine Art Brückenkopf der innerparteilichen Opposition im Beige-
ordnetengremium inne, saß also im Zentrum der kommunalen Ver-
waltungsmacht, während es Egbert Reinhard, von Hause aus Jurist 
und städtischer Rechtsdirektor, bereits 1969 gelungen war, gegen 
den versammelten Widerstand der Löbbert-Gruppe zum Landtags-
kandidaten nominiert zu werden. Egbert Reinhard war damit ab 1970 
gewählter Landtagsabgeordneter und verfügte so als überörtlicher 
Mandatsträger über eine gewichtige Stimme in der Partei. Da sich 
beide zudem betont fortschrittlich und links gaben (was bei Egbert 
mit Sicherheit inhaltlich mehr zutraf als bei Heinz Meya), waren sie 
die geborenen Bündnispartner für die Jusos.  
Umgekehrt brauchten sie uns aber auch - sozusagen als Speerspit-
ze, da sie selbst wegen ihrer Doppelrolle als Außenseiter und Amts-
träger in einer Person mehr Rücksichten zu nehmen hatten und vor-
sichtiger agieren mussten, als es bei uns „Frischlingen“ der Fall war. 
Die Kombination war ideal, und sie trug ihre ersten Früchte, als der 
Parteitag am 1.7.1970 eine Kommission zur Reformierung der Par-
teiarbeit einsetzte. Da das Gegenlager der Kommission offensichtlich 
keine besondere Bedeutung zumaß, ließ man es geschehen, dass 
Heinz Meya ihr Vorsitzender wurde.  
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Die Zusammensetzung der Kommission bestand zudem aus Men-
schen, die tatsächlich die Parteiarbeit verbessern wollten (Mitglieder 
waren auch Poß und Woiwod). 
Diese Nachlässigkeit sollte sich neben der sofortigen öffentlichen 
Eskalation als zweiter schwerer Fehler der Etablierten zu einem 
Zeitpunkt erweisen, als eigentlich noch gar nichts passiert war.     
 

* 
 
Zwei zentrale Politikfelder waren es, die die damaligen Juso-
Aktivitäten in Gelsenkirchen dominierten: die innerparteiliche Demo-
kratie und die Kommunalpolitik.  
Natürlich waren wir auch auf vielen anderen Gebieten rührig.  
► So versuchten wir zusammen mit den Gewerkschaften, Betriebs-
räte dort zu installieren, wo es noch keine gab (eine Art Juso-
Betriebsarbeit, die aber scheiterte und scheitern musste).  
► Wir machten Anti-Bildzeitungs-Aktionen und  
► stiegen für Willy Brandt und die Ostpolitik in den Ring.  
► Wir bekämpften Strauß, die CDU/CSU, die Junge Union, die 
DKP/SDAJ und selbstverständlich den aufkommenden Neonazis-
mus.  
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► Wir machten Front gegen den sog. „Radikalenerlass“ von 1972,  
► beteiligten uns an den diversen bundesweiten Programmdiskussi-
onen der SPD und der Jusos, 
► kreierten erste Formen der Ausländerarbeit,  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
► machten eine Kampagne für das Grundgesetz,  
► unterstützten die Forderung nach einem selbstverwalteten Ju-
gendzentrum (das KOMIC wurde im Arminbunker realisiert, driftete 
aber später in die Anarcho-Szene ab und überlebte nicht), 
► forcierten die Bildungspolitik,  
► gründeten einen Juso-Schülerbund (meine Erfindung) als Gegen-
gewicht zur rechten Schüler-Union - und so weiter und so fort.  
 

* 
 
Trotzdem! Nichts bestimmte stärker das Bild der Jahre zwischen 
1970 und 1975 als die beiden eingangs genannten Themenkreise. 
Das hatte zwei Gründe:  
- Einmal hatten wir hier einen unmittelbaren Gestaltungsspielraum, 
der von enormer politischer Relevanz war.  
- Zum anderen entzündeten sich an ihnen in besonderem Maße die 
inhaltlichen und personellen Konfliktlagen der Ortspartei. Hier wur-
den die unterschiedlichen Auffassungen ganz konkret. Hier wurde 
ganz konkret gekämpft, gewonnen oder verloren. 
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14. Konfliktlinie „Innerparteiliche Demokratie“ 
 
Wie meistens in der Politik (und nicht nur da) sind Konflikte oft das 
Ergebnis eines Konglomerats aus Menschen, Inhalten, Umständen 
und Interessenslagen, aus Sympathien und Antipathien, aus Gene-
rationenproblemen, Zeitgeist, Moden, Tradition und Zukunft. Das war 
auch bei uns so, und es galt umgekehrt auch für unsere Widersa-
cher.  
Dennoch muss man sich hüten, die Vorgänge als „allgemeines Ge-
zänk“ zu banalisieren, sie auf simple Gegensätze wie „alt-jung“ oder 
oberflächliche Begriffe wie „Machtkampf“ zu reduzieren.  
Selbstverständlich war es auch eine Auseinandersetzung zwischen 
Jungen und Älteren, selbstverständlich war es auch ein Machtkampf, 
aber eben immer nur „auch“. Die spezifische politische Dimension 
des Konflikts, die über Jahrzehnte Auswirkungen hatte auf die Gel-
senkirchener Partei, ist der eigentliche Kern des Geschehens.  
Dieser Kern soll herausgearbeitet werden. 
 

* 
  
Ich will das nun ganz anschaulich machen, indem ich zuerst auf die 
wichtigsten Akteure unseres zentralen Gegenparts, der sog. „Löb-
bert-Gruppe“ eingehe. Die Leserinnen und Leser sollen schließlich 
verstehen, warum was, wo, weshalb und wie mit wem passierte. 
► Da war Josef Löbbert, ein im Grunde redlicher und aufrichtiger 
Mann, dem politisch aber zu viel zugemutet wurde. Den Anforderun-
gen seiner Ämter und Mandate konnte er auf Dauer nicht gerecht 
werden. Er war in dem in Rede stehenden Zeitraum Bundestagsab-
geordneter, Stadtverordneter und Oberbürgermeister der Stadt Gel-
senkirchen.  
► Da gab es den Stadtverordneten und Landtagsabgeordneten 
Heinz Urban. Heinz war der Inbegriff des lauten, polternden, autokra-
tischen Arbeiterführers, der für seine Kumpel immer das Beste wollte 
und sich einen Namen gemacht hatte bei der Gründung und dem 
Bau von Jugendheimen in Gelsenkirchen. Aber wehe, man stellte 
sich ihm in den Weg. Dann wurde er rabiat und kannte (außer seinen 
eigenen) keine Verwandten mehr. 
Es kursierte die Behauptung, er habe einmal einen CDU-
Abgeordneten, natürlich nur aus „Versehen“, auf dem Landtags-Klo 
eingesperrt. Jedenfalls fehlte dieser dann bei einer wichtigen Ab-
stimmung.  
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Die Geschichte ist bis auf eine Erzählung von Egbert Reinhard nicht 
belegt, hätte aber zu Urbans Wesen gepasst.  
An dieser Stelle fällt mir eine weitere Landtagsanekdote über ihn ein, 
die weniger krass ist, aber doch etwas von seinem bärbeißigen Na-
turell wiedergibt. Bei einer Plenardebatte soll er die Ausführungen 
eines CDU-Kollegen als „Tinnef“ bezeichnet haben. Als der Präsi-
dent die Wortwahl rügte, habe sich Urban an den Protokollanten 
gewandt und gesagt: „Streichen Sie ‚Tinnef’, und schreiben Sie 
‚Kappes’.“ 
Bezeugt ist ein Vorfall aus dem Bundestagswahlkampf 1976. Der 
Spitzenkandidat der SPD, Bundeskanzler Helmut Schmidt, weilte in 
Gelsenkirchen und wollte in Begleitung der frischgebackenen Stadt-
spitze OB Werner Kuhlmann und Oberstadtdirektor Prof. Dr. Heinrich 
Meya das Gussstahlwerk in Ückendorf besichtigen. Heinz Urban, in 
der SPD kaltgestellt, aber immer noch mächtiger Betriebsratsvorsit-
zender, empfing das Trio am Tor und ordnete an: „Du, Helmut, 
kannst reinkommen. Aber die da (er meinte Kuhlmann und Meya) 
bleiben draußen!“ 
► Dann Hans Gertzen, Stadtverordneter und Bundestagsabgeord-
neter, aus meiner Sicht die fragwürdigste Person der Altriege. Er 
blieb stets im Hintergrund, vertrat niemals mit offenem Visier seine 
Positionen (wenn er denn welche hatte) und hielt nie eine Rede, sei 
es im Landtag, dem Bundestag oder auf dem Parteitag. Doch wo 
immer es um Kungeleien und Seilschaften ging, da hatte er seine 
Finger drin.  
Zur Charakterisierung von Gertzen, der in den 50er Jahren auch 
Landtagsabgeordneter gewesen war, eine Geschichte, die Johannes 
Rau des Öfteren erzählt hatte.  
Es habe einmal einen Abgeordneten gegeben, den er (Rau) immer 
für taubstumm gehalten habe, da sich dieser während seines ge-
samten MdL-Daseins in keiner Weise irgendwie habe bemerkbar 
gemacht. Eines Tages sei dieser für taubstumm gehaltene Abgeord-
nete auf ihn zugekommen und habe gesagt: „Johannes, ich möchte 
mich von dir verabschieden.“ Auf die Frage, was er denn jetzt tun 
wolle, habe er geantwortet: „Jetzt gehe ich in den Bundestag.“  
Rau pflegte die Anekdote immer mit dem genüsslichen Hinweis zu 
beenden, dass es sich bei besagtem MdL um Hans Gertzen aus 
Gelsenkirchen gehandelt habe - übrigens eine Spitze, mit der er 
wohl auch im Sinne einer unzulässigen „Sippenhaft“ die ungeliebte 
Emscher-Lippe-Region (und mich) treffen wollte. 
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An dieser Stelle muss ich allerdings einem Eindruck, den gelegent-
lich auch einige Boulevardmedien zu erzeugen versuchten, wider-
sprechen, nämlich dem Eindruck, Gertzen sei dumm und faul gewe-
sen. Ein derartiger Vorwurf ist falsch und ungerecht. Allerdings nähr-
te er diesen Verdacht durch seine verhängnisvolle Art, Politik zu 
machen. Gerade er repräsentierte wie kein Zweiter den falschen 
Gebrauch eines Doppelmandats, weil er m. E. sein überörtliches 
Mandat nur als materielle Basis für seine kommunalpolitische Tätig-
keit angesehen hat. Seine Kommunalpolitik wiederum hatte sich im 
Geheimen abzuspielen und diente im Wesentlichen dem Ziel, Klien-
telinteressen zu befriedigen.  
► Schließlich war da Werner Nuth, SPD-Unterbezirksvorsitzender 
und zugleich Personaldezernent der Stadt (!). Werner war ein ruhi-
ger, introvertierter Mann mit einem eher melancholischen Tempera-
ment, der zuverlässig seine Arbeit machte, ohne allerdings viel zu 
fragen, ob das, was er politisch tat, richtig oder falsch war. Er war ein 
Ausführender, kein Gestalter. Werner Nuth blieb auch nach dem 
Umschwung loyal. Richtig verkraftet hatte er ihn aber nie.  
► Last not least Werner Kuhlmann, ohne jede Frage der politische 
Kopf der Truppe. Ihn zeichneten politische Intelligenz, strategisch-
taktisches Gespür, eine gekonnte Rhetorik und eine ausgeprägte 
Arbeitswut aus. Werner Kuhlmann, damals Stadtverordneter und 
Landtagsabgeordneter, war auch Bundesvorsitzender der Polizeige-
werkschaft. Damit war er auch bundesweit eine Hausnummer.  
Was ihm auf die negative Seite schlug, war sein Hang zur Intoleranz, 
der sich in einer z. T. unerträglichen Rechthaberei äußerte, seine 
cholerischen Jähzornsanfälle, sein Rigorismus im Umgang mit ande-
ren und seine paranoischen Anwandlungen. Es ist wegen seiner 
politischen Fähigkeiten kein Zufall, dass er von allen Genannten 
politisch am längsten überlebte, aber schließlich doch an seinen 
dunklen Seiten scheiterte. 
Weitere Personen der Löbbert-Gruppe will ich hier vernachlässigen, 
da sie auf Sicht gesehen keine wesentliche Bedeutung für unseren 
Zusammenhang haben und auch nicht zum Machtzentrum gehörten. 
Moment, einer soll doch noch genannt werden.  
Es ist Willibald Heinrichs, der Ende 1971 Otto Gorny im Vorsitz der 
SPD-Ratsfraktion ablöste. Der ÖTV-Sekretär Willibald Heinrichs, 
eigentlich ein intelligenter, politisch und rhetorisch versierter Mann, 
ist ein Beispiel dafür, wie aus einer ständigen Unentschlossenheit, ja 
Wankelmütigkeit heraus unausweichlich die politische Bedeutungs-
losigkeit folgt.  
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Willibald war einmal bei der Löbbert-Gruppe, dann wieder bei uns 
und schließlich wieder beim Gegenlager. Mir ist bis heute unver-
ständlich, warum er sich kurz vor Tores Schluss wieder zu Löbbert 
hin orientierte, obwohl sich dessen Untergang bereits zu diesem 
Zeitpunkt für jeden, der über ein gewisses politisches Gespür verfüg-
te, deutlich abzeichnete. 
 

* 
 
Meiner Beschreibung der fünf Genannten soll nun nicht der Kolpor-
tage dienen, sondern die dichte, in sich verzahnte Vermachtung der 
GE-SPD am Anfang der 70er Jahre deutlich machen.  
Fünf Personen hatten in einer bemerkenswerten Kumulation alle 
Spitzenfunktionen der Partei, alle zentralen Mandate und weitere 
Schlüsselämter auf sich vereinigt.  
Wenn man sich nun noch vor Augen hält, dass sich das alles in ei-
nem Umfeld absoluter SPD-Mehrheiten bewegte, d. h. also auch der 
direkte Zugriff zum Verwaltungsapparat gegeben war, dann kann 
man sich vorstellen, wie es um eine offene Diskussion, um personel-
le und inhaltliche Alternativen, kurz um die innerparteiliche Demokra-
tie bestellt war. So konnte z. B. ein Verwaltungsangestellter, der als 
Genosse unangenehm auffiel, schnell zur Raison gebracht werden - 
war der Vorsitzende der SPD Werner Nuth doch gleichzeitig Perso-
naldezernent und Hans Gertzen Vorsitzender des städtischen Per-
sonalausschusses, ein Ausschuss, der u. a. über Beförderungen 
entschied.  
Es kommt nicht von ungefähr, dass einer der Köpfe der Opposition 
(ich meine Joachim Poß, zu jener Zeit Bediensteter der Stadtverwal-
tung) auf dem Höhepunkt der Auseinandersetzung seinen sicheren 
Job quittierte, um beim Falken Bildungs- und Freizeitwerk einer (aus 
damaliger Sicht) eher unsicheren Zukunft entgegenzublicken.  
Ähnliches gab es auch in der Verzahnung von Partei, Gewerkschaf-
ten und Industriebetrieben. Heinz Urban z. B. herrschte als absolutis-
tischer König auf dem Gussstahlwerk in Ückendorf. Ohne ihn ging 
dort nichts. 
Die Verquickung von Funktion, Amt und Mandat, die weitreichende 
Auswirkungen auch auf berufliche Stellungen und auf das persönli-
che Fortkommen haben konnte, dies konzentriert in wenigen Hän-
den, stellte eine enorme Machtzusammenballung dar, die man unter 
dem urdemokratischen Aspekt der „balance of power“ - um es vor-
sichtig zu sagen - nur als hoch problematisch bezeichnen konnte.  
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Die Kontroversen um mehr Demokratie in der Partei fokussierten 
sich in unserer Kritik an der Arbeit (bzw. Nicht-Arbeit) des Unterbe-
zirksvorstandes. Sie mündeten in unserem Vorwurf, die Partei sei 
entpolitisiert, würde nur noch verwaltet und als Wahlmaschine be-
nutzt, und in der Frage nach dem Verhältnis zwischen Partei und 
Ratsfraktion. 
Die sich daraus ergebenden Forderungen bezogen sich auf die Auf-
wertung der UB-Delegiertenkonferenz zu einem echten Parteitag, 
auf den Aufbau von verbesserten Kommunikations- und Informati-
onsstrukturen mit dem Einbezug von mehr Mitgliedern in die aktive 
Parteiarbeit (d. h. mehr Mitwirkung) und auf die Qualifizierung der 
Arbeit des UB-Vorstandes. 
Wir forderten eine offensivere Öffentlichkeitsarbeit, eine härtere 
Auseinandersetzung mit der CDU und die Organisierung von „anti-
kapitalistischen“ Kampagnen. 
In dem Verhältnis Partei - Ratsfraktion kritisierten wir, die Fraktion 
habe sich verselbstständigt und bräuchte die Partei nur noch als 
Mandatsbeschaffer in den Wahlkämpfen.  
Wir klagten eine stärkere Kontrolle der (auch überörtlichen) Man-
datsträger ein und definierten das Verhältnis von Partei und Fraktion 
dergestalt, dass die Partei die grundsätzliche Richtlinienkompetenz 
habe, während die Fraktion die konkrete Kommunalpolitik erledigen 
müsse. Um eine stärkere Anbindung der Fraktion an die Partei zu 
gewährleisten, schlugen wir eine Öffnung der Ratsfraktionssitzungen 
für Vertreter der Partei vor. 
Blitzlicht am Rande: Das wurde, wen wundert’s, abgelehnt. Selbst 
dem Landtagsabgeordneten Reinhard wurde eine Sitzungsteilnahme 
mit dem „Argument“ verweigert, es seien nicht genug Stühle da.  
 

* 
 
Als der entscheidendste Hebel zur Veränderung der damaligen 
Machtkonstellation erwies sich aber unsere Forderung nach einem 
Verbot der Doppelmandate.  
Damit war gemeint: Mitglieder der SPD Gelsenkirchen sollten in Zu-
kunft nur noch ein Mandat innehaben dürfen - also entweder Stadt-
verordneter oder MdL oder MdB (Europaabgeordnete, aber auch 
kommunale Bezirksvertretungen gab es da noch nicht, wobei natür-
lich auch für derartige Mandate, wenn sie denn zu vergeben sind, 
das Doppelmandatsverbot gilt.)  
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Wer sich an den Anfang dieses Kapitels erinnert, erkennt sofort, 
dass die Antidoppelmandatskampagne für jeden sichtbar mehrere 
mächtige Bastionen gleichzeitig zur Disposition stellte. 
 

* 
 
Da es zu einem deutlich späteren Zeitpunkt gewisse unterschiedli-
che Interpretationen über die Wertigkeit des Doppelmandatskonflikts 
gab, will ich an dieser Stelle meine Sicht der Dinge zusammenfas-
send vortragen: 
1) Bei der Doppelmandatsfrage ging es nicht um eine unpolitische 
Verteufelung politischer Macht als solcher (politische Macht ist not-
wendig, um gestalten zu können), sondern um eine Entflechtung von 
Macht durch die Verteilung von Funktionen und Mandaten auf zu-
sätzliche Schultern.  
2) Es ging auch nicht um ein rein taktisches Manöver mit dem einzi-
gen Ziel, bestimmte Personen auszuhebeln. Vielleicht mag das bei 
diesem oder jenem sogar das entscheidende Motiv gewesen sein, 
aber den meisten Jusos und mir lag die Strukturfrage am Herzen. 
Wir wollten objektive Sperren einbauen, um menschlich verständli-
che Begehrlichkeiten zu begrenzen.  
Fazit: Das Doppelmandatsverbot ist auch nach fast 40 Jahren in der 
Gelsenkirchener Partei unumstritten, für mich der unabweisbare 
Beleg, dass es tatsächlich eine Strukturentscheidung war und kein 
kurzlebiges, taktisches Kalkül. 
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Exkurs 2: SPD-Filz - oder was? 
 
An dieser Stelle ist ein Einschub erforderlich, da ich schon den viel-
stimmigen Chor höre, der mich zum Kronzeugen für den sog. „Filz-
Vorwurf“ gegen der SPD machen will. Na bitte, so tönt es, besser 
kann man dieses System doch gar nicht beschreiben. 
Meine Antwort: Ein bedingtes „Ja“ und ein deutliches „Nein“!  
► Ja, meine Damen und Herren, gerade das hat uns ja gestört, und 
deshalb sind wir dagegen angegangen, und zwar innerhalb der SPD! 
Bemerkenswert ist, dass die Opposition in der SPD nicht nur möglich 
war, sondern dass wir auch entscheidende Strukturreformen durch-
setzen konnten. Das hat gezeigt: In der SPD gab (und gibt) es immer 
noch so viel demokratische Substanz, um aus eigener Kraft Fehl-
entwicklungen korrigieren zu können. 
► Nein, meine Damen und Herren (v. a. aus dem bürgerlichen La-
ger), den pauschalen Filz-Vorwurf akzeptiere ich nicht!  
Die Geschichte der Sozialdemokratie ist über weite Strecken durch 
Entbehrung, Verfolgung und Unterdrückung gekennzeichnet. Daraus 
entwickelte sich als historische Überlebensnotwendigkeit ein beson-
deres Zusammengehörigkeitsgefühl, das sich in gegenseitiger Hilfe-
stellung und Unterstützung äußerte. Erst diese Art der Organisation 
gab den ansonsten Machtlosen einen gewissen Schutz vor materiel-
ler Not, Repressalien, Diskriminierung und Ausgrenzung.  
Das ist etwas grundsätzlich anderes als der Filz des Bürgertums. 
Ungeniert schiebt sich das Bürgertum schon seit Jahrhunderten die 
Pfründe zu, ohne dabei die Spur eines schlechten Gewissens zu 
haben. Hier handelt es sich übrigens um echte Pfründe mit richtigem 
Geld und großen Privilegien, nicht etwa um eine zugige Zwei-
Zimmer-Wohnung oder einen Hausmeisterposten. 
Da die Stadtverwaltungen seit Jahren unter chronischem Stellenab-
bau leiden, Mietwohnungen kein begehrtes Gut mehr sind und sich 
überhaupt die Einstellung zu derlei Unterstützungen auch in der SPD 
grundsätzlich gewandelt hat, haben sich mittlerweile auch diese be-
grenzten Möglichkeiten gegen Null bewegt.  
Derweil sind die bürgerlichen Seilschaften wie eh und je fröhlich 
dabei, sich gegenseitig die gebratenen Fasane in den Mund zu stop-
fen. 
 

* 
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Mein Einschub ist auch deshalb notwendig, um einer möglichen 
Schieflage in der historischen Beurteilung der beteiligten Personen 
entgegenzuwirken.  
Kurz gesagt: Wir waren nicht „die Guten“, und die anderen waren 
nicht „die Bösen“.  
Unabhängig von persönlichen Defiziten und politischem Fehlverhal-
ten auf dieser oder jener Seite ging es in Wirklichkeit auch um unter-
schiedliche historische Erfahrungen und Sozialisationen, die aufein-
ander prallten und die sich in graduell anderen Politikverständnissen 
und anderen politischen Verkehrsformen niederschlugen.  
Die sozialdemokratische „Altriege“ hatte durchweg Weimar, die Nazi-
Barbarei, den Krieg und die harten Nachkriegsjahre u. a. mit dem 
erneuten Abwehrkampf gegen die Kommunisten erlebt und war ent-
sprechend geprägt.  
Wir dagegen waren Kinder der jungen Demokratie und des neuen 
Wohlstands, die die ungenutzten Potenziale der Republik erkannt 
hatten und ausreizen wollten. Was die Altvorderen oft als Gefahr und 
Bedrohung empfanden, waren in unseren Augen Chancen, die man 
am Schopfe packen musste.  
Den berühmten Ausspruch Willy Brandts „Mehr Demokratie wagen“ 
bezogen wir nicht nur auf andere, sondern auch auf die eigene Par-
tei, und ich vermute, dass Willy Brandt dem nicht widersprochen 
hätte. 
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15. Konfliktlinie „Kommunalpolitik“ 
 
Das wichtigste, weil wirkungsvollste Programm, das die Jungsozialis-
ten jemals beschlossen haben, ist meiner Meinung nach das kom-
munalpolitische Arbeitsprogramm von Mannheim (Konferenz am 24. 
und 25.4.1971).  
In einer Vielzahl von Städten und Gemeinden quer durch die gesam-
te BRD animierte es Juso-Gruppen zu eigenen lokalen Aktivitäten. 
Außerdem schuf es auch weit über den Juso-Dunstkreis hinaus ein 
neues Bewusstsein über den bedeutenden gesellschaftspolitischen 
Stellenwert der Kommunalpolitik - ein Bereich, der vordem oft als 
„Laternen- und Mülleimerpolitik“ verächtlich abgetan worden war. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Erfolgsgeheimnis des Programms lag in der gelungenen Kom-
bination von Praxis und Theorie. 
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Praktische Handlungsanleitung auf der einen Seite und fundierte 
theoretischer Unterfütterung auf der anderen Seite machten die Sa-
che für uns hoch attraktiv. Nirgendwo sonst wurde die relativ abs-
trakte Juso-Vorstellung von antikapitalistischer Politik so handfest 
und fassbar umgesetzt wie in diesem Programm.  
Zu erwähnen ist noch, dass in dem Programm der Begriff der „Dop-
pelstrategie“ herumgeisterte, ein Wort, das uns in den immer heftiger 
werdenden Scharmützeln regelmäßig um die Ohren geschlagen 
wurde.  
Dabei ging es bei der Doppelstrategie nur darum, die konkrete Akti-
on nicht nur für sich selbst stehen zu lassen, sondern sie mit einer 
Bewusstmachung der allgemeinen Widersprüche des Kapitalismus 
zu verbinden und damit bessere Voraussetzungen für eine gerechte 
Gesellschaft zu schaffen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Doppelstrategie 
 
Im Programm der Jusos wird Doppelstrategie folgendermaßen 
definiert (in: Wolfgang Roth (Hrsg.), Kommunalpolitik - für wen?, 
Frankfurt am Main 1971, S. 23): 
 
„1. Schaffung und Unterstützung eines umfassenden politischen 
Problembewusstseins bei der Bevölkerung und daraus resultie-
rend ihre Mobilisierung, Politisierung und Organisierung. Zielvor-
stellung muss sein, dass die Bürger im Wege der Eigeninitiative 
ihre Interessen und Forderungen den politischen Entscheidungs-
trägern gegenüber nachdrücklich artikulieren und vertreten. 
2. Intensive Mitarbeit auf allen Ebenen der Partei, um auf dem 
Wege über demokratische Mehrheitsentscheidungen die politi-
schen Voraussetzungen für eine bessere Gesellschaftsordnung 
zu schaffen. 
3. Reform der Partei (…).“ 
 
Ohne Soziologendeutsch:  
Die Doppelstrategie verbindet die politische Arbeit in der Bevölke-
rung (z. B. in Bürgerinitiativen) mit der Arbeit in der Partei. Ihr Ziel 
ist es, die Interessen der breiten Schichten in den Mittelpunkt zu 
rücken, um so demokratische und antikapitalistische Machtpositi-
onen zu stärken. 



 92

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 93

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 94

In einer böswilligen Uminterpretation der innerparteilichen Gegner 
(und der CDU!) wurde die Doppelstrategie verbogen zu einer beson-
ders hinterhältigen Methode des politischen Betrugs. Man sage dies 
und das, so diese Lesart, meine aber etwas ganz anderes - so sei 
man z. B. angeblich für die SPD, wolle sie aber in Wirklichkeit zerstö-
ren. Das war dümmlich, aber gefährlich, weil diese Propaganda bei 
bestimmten Genossinnen und Genossen ihre Wirkung nicht verfehl-
te. 
Sei’s drum. Die Kommunalpolitik wurde trotzdem zum Juso-Hit, und 
es verwundert nicht, dass auch wir in Gelsenkirchen von diesem 
segensreichen Bazillus angesteckt wurden.  
Also stürzten wir uns auf die Kommunalpolitik. 
 

* 
  
Vorab sei selbstkritisch festgestellt, dass wir in unserem klassenpoli-
tischen Eifer auch zu Forderungen kamen, bei denen ich heute nur 
noch den Kopf schütteln kann.  
So waren wir gegen das Parkstadion, weil es nur dem Wirtschaftsun-
ternehmen Schalke 04 diene (Unsinn). Wir sprachen uns gegen den 
Bau der beiden Maritim-Türme im Stadtgarten aus (Quatsch). Und 
wir stellten das Musiktheater in Frage. Es sei ein großbürgerlicher 
Geldfresser, der den Arbeitern nichts bringe (Unfug).  
Vom Stellenwert her waren derartige Aussagen aber, das muss fair-
erweise auch festgestellt werden, nur Marginalien, die mehr provo-
zieren sollten. Sie kamen mal hoch, waren dann aber wieder schnell 
vergessen.  
Da, wo wir uns wirklich „reinhängten“, sah es anders aus. Ich be-
haupte, dass diese Aktionen in ihrer Grundkonzeption auch heute 
noch tragfähig sind. Zwei Beispiele sollen das demonstrieren. 
 

* 
 
Ein Schwerpunkt unserer kommunalpolitischen Arbeit war die Woh-
nungspolitik.  
Wir prangerten an, dass ein Grundbedürfnis des Menschen, nämlich 
eine menschenwürdige Wohnung, im Kapitalismus als Ware gehan-
delt wird. (Man muss wissen, dass zu dieser Zeit - im Gegensatz zu 
heute - Wohnungen tatsächlich noch Mangelgut waren.) 
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Als verabscheuungswürdiger Gipfel dieses Phänomens erschien uns 
das Makler(un)wesen. Leuten, die mit der Wohnungsnot noch zu-
sätzliche Geschäfte machten, musste ein Riegel vorgeschoben wer-
den. Unsere Lösung: Eine kommunale Wohnungsvermittlung!  
Eine KWV konnte zumindest den Warencharakter der Wohnung 
abmildern, indem sie ohne Provision und evtl. sogar ohne Kaution 
Wohnungen vermittelte. 
Bei dieser Kampagne haben wir richtig „malocht“. Wir veranstalteten 
Vorbereitungsseminare, schrieben Papiere, machten Flugblattaktio-
nen, Podiumsdiskussionen und Pressekonferenzen.  
Tatsächlich: Die kommunale Wohnungsvermittlung wurde (wenigs-
tens zeitweise) Realität in Gelsenkirchen! Und den Mietspiegel (e-
benfalls unsere Initiative) gibt es noch heute. 
 

* 
 
Die zweite Aktion, die ich in diesem Zusammenhang herausstellen 
möchte, war aus den verschiedensten Gründen von noch größerer 
Bedeutung.  
Zu dieser Zeit kam nämlich eine bundesweite Diskussion über den 
öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) auf, wobei es im Wesentli-
chen um die städtischen Straßenbahnen ging. In Hannover hatten 
linke Gruppen einen großen Erfolg verbucht, da dort durch öffentli-
chen Druck ein Einheitstarif von 50 Pfennig (egal für welche Strecke) 
eingeführt wurde - oder war es sogar ein Nulltarif? Wie dem auch 
sei. Jetzt schossen auch in anderen Städten die „Rote-Punkt“-
Aktionen wie Pilze aus dem Boden - so auch in Gelsenkirchen und 
Bochum, die durch die gemeinsame Straßenbahngesellschaft BO-
GESTRA noch heute miteinander verbunden sind. 
Wo war der Haken?  
Die Rote-Punkt-Aktionen waren zumindest im Ruhrgebiet eine Do-
mäne v. a. der DKP (Deutsche Kommunistische Partei), die über 
diese Aktivitäten bei anderen linken Organisationen (z. B. den Jusos) 
Fuß fassen und neue Mitglieder rekrutieren wollte. Am Problem 
selbst war die DKP kaum interessiert. Entscheidend war das „Bünd-
nis der Arbeiterklasse“, natürlich unter Führung der (politisch faktisch 
bedeutungslosen) DKP. Diese Strategie hatten wir schnell durch-
schaut und waren deshalb auch immun. Für uns war also nicht das 
Problem, dass hier die DKP und ihre Jugendorganisation SDAJ (So-
zialistische Deutsche Arbeiterjugend) mitmischten - trotz des Ab-
grenzungsbeschlusses des Parteivorstands der SPD.  
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Für uns war vielmehr die inhaltliche Ausrichtung der Proteste, wel-
che sich übrigens in Demonstrationen und Straßenbahnblockaden 
äußerten, der Stein des Anstoßes.  
Gegner für den „Roten Punkt“ waren nämlich die BOGESTRA und 
damit mittelbar die Städte Bochum und Gelsenkirchen als Anteils-
eigner der Straßenbahngesellschaft. Da nun jeder halbwegs kundige 
Thebaner wusste, dass die BOGESTRA hoch defizitär war und u. a. 
nur durch die Zuschüsse der Städte leben konnte, hätte die Durch-
setzung der Forderungen des „Roten Punktes“ den Crash bedeutet. 
Die Städte, selber finanzschwach, hätten alles bezahlen müssen - 
natürlich mit Steuergeldern, die sich ja auch nicht vermehrt hätten. 
Folge: Kahlschlagkürzungen in anderen Bereichen und/oder zusätz-
liche enorme Schuldenaufnahmen (was illusorisch war und ist, da 
sich Defizite durch weitere Defizite, sprich Dauerpump, nicht finan-
zieren lassen). 
Diese Überlegungen interessierten die DKP überhaupt nicht. Für sie 
gehörte ausnahmslos alles zum verkommenen westdeutschen Kapi-
talismus, der durch einen Sozialismus à la DDR (ausgerechnet!) 
ersetzt werden müsste. Uns dagegen interessierten die Zusammen-
hänge sehr wohl, und deshalb war für uns die DKP-Haltung auch 
völlig indiskutabel. 
Christoph Zöpel, damals Juso-Landesvorstand, Ratsherr in Bochum 
und immer schon ein Vordenker, entwarf unter dem Namen „Aktion 
Nahverkehr“ die Alternativstrategie: Land und Bund hatten die armen 
Städte zu entlasten, um auf Dauer einen guten ÖPNV mit tragbaren 
Preisen zu sichern. Das erschien uns sehr plausibel, und deshalb 
riefen wir nicht nur in Gelsenkirchen die „Aktion Nahverkehr“ ins 
Leben! 
 

* 
 
Vertrackt und im Nachhinein fast tragikkomisch war nun die Gemen-
gelage, in die wir hinein gerieten. Während uns die Kommunisten als 
„Spalter“, „Karrieristen“ und „Opportunisten“ beschimpften, wurden 
wir von unseren innerparteilichen Widersachern als „verkappte 
Kommunisten“ an den Pranger gestellt - und das nur, weil wir mit 
den DKP-Leuten um der Sache willen redeten.   
Beruhigend ist, dass der Rote Punkt wie auch seine Protagonisten 
im Orkus der Geschichte verschwunden sind, während die „Aktion 
Nahverkehr“ tatsächlich zu nennenswerten überörtlichen Finanzhil-
fen für den ÖPNV geführt hat.  
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Auch die SPD-Genossen, die uns als Kommunisten aus der Partei 
entfernen wollten, haben es nicht geschafft. Doch das werde ich 
gleich erzählen. 
 

* 
 
Was im Rahmen des geschilderten ÖPNV-Konflikts noch bleibt, sind 
amüsante Erinnerungen.  
Ein Farbtupfer: Wir bildeten aus Gründen der Hinhaltetaktik für eine 
kurze Zeit zur „Koordination der Aktivitäten“ ein sog. „Achter-
Kollektiv“ mit der DKP/SDAJ, in dem wir natürlich die Mehrheit hat-
ten. Aki Broekmann sprach immer von einem „After-Kollektiv“. Recht 
hatte er. 
Die schönste Geschichte aber ist für mich die mit einem Mädchen, 
das ich während der Kontakte mit der DKP kennen lernte.  
Das Mädchen, dessen Namen ich verschweige, glich einer wunder-
hübschen Fee mit langen, wallenden Haaren und einem Madonnen-
gesicht. Im ersten Moment, in dem ich sie gesehen hatte, war ich 
verliebt. Da sie fest in die DKP eingebunden war, blieb mir, wollte ich 
sie sehen, nichts anderes übrig, als mich ab und zu in diese Gefilde 
zu begeben. Also tauchte ich öfter im DKP-Büro an der Luitpoldstra-
ße auf, weil dort auch die Versammlungen abgehalten wurden.  
Übrigens: Die Straße ist ein Ort, der für mich eine große Bedeutung 
hat. Schließlich bin ich in der Luitpoldstr. 36 aufgewachsen - zu-
sammen mit meinem ältesten Freund Peter Blank, der später lange 
Jahre Personalratsvorsitzender bei der Stadtverwaltung war. 
Zurück zum DKP-Büro und meiner Fee. Mein häufigeres Erscheinen 
fiel natürlich auf und wurde flugs fehlinterpretiert. Ich vermute be-
gründet, dass sich einige DKP-Funktionäre in Verkennung der Sach-
lage schon vor Freude die Hände gerieben haben über das neue 
Mitglied Hans Frey.  
Das „Mitglied in spe“ war aber wieder so schnell verschwunden, wie 
es gekommen war, denn leider klappte es mit der erwünschten Liai-
son nicht - womit die DKP schlagartig für mich auch noch den letzten 
Rest an Attraktivität verloren hatte. 
Nur der Ordnung halber und um weitergehende Spekulationen im 
Keim zu ersticken, weise ich darauf hin, dass sich die Geschichte in 
der ersten Hälfte des Jahres 1971 abgespielt hat und dort auch ihr 
Ende fand. 
 

* 
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Was die kommunalpolitischen Aktionen auf der einen Seite waren, 
waren die konzeptionellen Alternativen auf der anderen Seite. 
Zum Verhältnis von Partei und Ratsfraktion habe ich schon einiges 
gesagt. Es mag nur noch hinzugefügt werden, dass dieses Thema in 
der innerparteilichen Diskussion immer wieder eine Rolle gespielt 
hat. Es hat auch heute nichts an Aktualität verloren, da die Tendenz 
zur Verselbstständigung ein politisches Grundphänomen ist, dem 
stets neu Einhalt geboten werden muss.  
Ein Zweites war unser Eindruck, dass die Kommunalpolitik von den 
Verantwortlichen im Großen und Ganzen ziemlich konzeptionslos 
betrieben wurde. Man lebte, so unsere Wahrnehmung, von der Hand 
in den Mund bzw. von den Tagesproblemen, die abzuarbeiten wa-
ren. Langfristige Planungen, geschweige denn Visionen über eine 
Stadtpolitik, in der große Linien erkennbar waren, fehlten. 
Genährt wurden diese Eindrücke durch Äußerungen führender 
Stadtpolitiker. So reagierte der damalige Sozialdezernent Bruno 
Lange auf die Forderung der Jusos nach einer gezielten Stadtent-
wicklungsplanung mit der saloppen Bemerkung, das brauche man 
alles nicht, denn Stadtentwicklungsplanung würde in der Beigeord-
netenkonferenz gemacht. 
Das war ebenso ignorant wie töricht und bestärkte uns in unserer 
Auffassung, dass es nicht nur um den Streit verschiedener politi-
scher Meinungen ging, sondern schlichtweg auch um eine Verbesse-
rung der Qualität von Stadtpolitik. 
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16. Eskalation und erste Entscheidungen 
 
Aus der Distanz von fast vier Jahrzehnten gesehen sage ich heute:  
Obwohl der Konflikt in der GE-SPD erst mit der grandios gewonnen 
Kommunalwahl von 1975 sein endgültiges Ende fand, haben sich 
doch in dem einen einzigen Jahr 1971 fast alle Entwicklungen abge-
spielt, die schließlich zu diesem für uns wahrlich erfolgreichen, für 
etliche andere aber desaströsen Ende geführt haben. Deshalb nen-
ne ich das Jahr 1971 das Jahr der Eskalation und der ersten 
Grundsatzentscheidungen!  
Warum? Die Abfolge der Ereignisse spricht Bände. 
 

* 
 
Auf der denkwürdigen SPD-UB-Delegiertenkonferenz vom 28.5.1971 
wurde nicht nur das inzwischen erarbeitete Papier der Kommission 
zur Reform der Parteiarbeit angenommen, sondern - noch viel ent-
scheidender - der Beschluss gegen die Doppelmandate gefasst. 
Einige Ortsvereine (an der Spitze Buer-Mitte I, OV-Vorsitzender: 
Heinz Meya) brachten entsprechende Anträge ein, und tatsächlich 
beschloss die Unterbezirks-Delegiertenkonferenz (später UB-
Parteitag) gegen den vehementen Widerstand der Löbbert-Gruppe 
am 28.5.1971 ein grundsätzliches Doppelmandatsverbot.  
Für die GE-SPD war dieser Beschluss in mehrfacher Hinsicht weg-
weisend  und beeinflusste ihre Entwicklung nachhaltig. Auch in spä-
teren Jahren, als die Umwälzung schon längst Geschichte war, sollte 
das Doppelmandatsverbot noch einmal eine wichtige Rolle bei einer 
personalpolitischen Weichenstellung spielen. Das Verbot gilt übri-
gens immer noch, und es gibt aus meiner Sicht keinen Grund, es 
abzuschaffen. 
Gehört diese Regelung heute sozusagen zum unumstrittenen Kern-
bestand der lokalen SPD, so wirkte der Beschluss 1971 aus den 
bekannten Gründen wie eine Bombe. Man hatte regelrecht in ein 
Wespennest gestochen. Noch wichtiger war, dass damit das politi-
sche Sterben der „alten“ SPD-Führung eingeleitet worden war, aller-
dings ein Sterben, das sich noch über mehrere Jahre hinziehen soll-
te. 
 

* 
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Als Gegenreaktion der Löbbert-Gruppe erfolgte einen Monat später 
der Beschluss über die Trennung von Amt und Mandat. Das war ein 
gezielter Racheakt gegen Egbert Reinhard, der MdL war, trotzdem 
aber als Kommunalbeamter seinen Beruf als städt. Rechtsdirektor 
weiter ausüben durfte. (Das Problem wurde später per Gesetz berei-
nigt.) 
Weiterer Markstein dieser Strategie war am 21.8.1971 die Vorlage 
eines „Schwarzbuches“ über den Juso-Kollektivvorstand durch Josef 
Löbbert, in dem, um es ironisch zu sagen, die abgrundtiefe Verdor-
benheit und die die Partei zerrüttenden Umtriebe dieser Gruppe 
schonungslos offen gelegt wurden. 
In Wirklichkeit war das „Schwarzbuch“ ein wirres Sammelsurium aus 
Zeitungsartikeln und abstrusen kommentierenden Passagen beleidi-
gendster Art. So wurden wir einmal als „Kommunisten“ und dann 
wieder als „Nazis“ beschimpft. Alleiniger Zweck des Machwerks war 
es, unsere „Wühlarbeit“ darzustellen und zu belegen, dass wir Kom-
munisten seien. Eher witzig war, dass uns das „Schwarzbuch“ 
krampfhaft einen ständigen Verstoß gegen Parteibeschlüsse nach-
weisen wollte, während es doch z. B. gerade Jupp Löbbert war, der 
einen unzweideutigen Beschluss der Partei einfach ignorierte (Anti-
doppelmandate). 
Später erfuhr ich, dass das „Schwarzbuch“ gar nicht von Jupp Löb-
bert stammte, sondern als Auftragsarbeit von Karl-Heinz Wolf, dem 
Geschäftsführer des Unterbezirks, zusammengestoppelt worden 
war. Nichtsdestotrotz hatte Jupp Löbbert als politisch Verantwortli-
cher den Kopf dafür hinzuhalten. 
Damit ging eine massive Repressionskampagne gegen die Jusos 
einher. Der UB-Vorstand beschloss nicht nur ein Parteiordnungsver-
fahren gegen einige Bulmker Jusos (ich war natürlich dabei), son-
dern verabschiedete auch etliche Knebelungsmaßnahmen wie z. B. 
die Vorschrift, dass Jusos erst dann eine öffentliche Erklärung abge-
ben durften, wenn sie vorher vom Ortsverein oder vom Unterbezirk 
genehmigt worden war. Außerdem wurde beschlossen, vom SPD-
UB-Vorstand eine außerordentliche Juso-Hauptversammlung einzu-
berufen, in der der Kollektivvorstand abgeschafft und ein „ordentli-
cher“ Juso-UB-Vorstand gewählt werden sollte. Dahinter verbarg 
sich natürlich die Absicht, uns durch UB-Vorstands genehme Perso-
nen zu ersetzen. (Schon kursierte in der Partei die Unterscheidung 
zwischen bösen „Jungsozialisten“ und guten „jungen Sozialdemokra-
ten“.) 
Damit nicht genug.  
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Um ganz sicher zu gehen, hatte Werner Kuhlmann, dem natürlich 
das Bizarre des „Schwarzbuches“ klar war, aus diesem eine abge-
speckte, aber keineswegs ungefährliche Anklageschrift entwickelt. 
Mit ihr leitete man - sozusagen als Höhepunkt der „Sozialistenverfol-
gung“ - ein PO-Verfahren gegen den Kollektivvorstand ein, also u. a. 
gegen Joachim Poß, Kurt Woiwod, Dieter Rauer und mich mit dem 
Ziel des Ausschlusses aus der SPD! 
 

* 
 
Wir reagierten prompt.  
Ich schrieb ein „Weißbuch“, in dem ich Stil, Methode und Inhalte des 
Löbbert/Wolf-Pamphlets zerpflückte und zum Angriff blies. Das Pa-
pier erschien als gemeinsames Dokument des amtierenden Juso-
UB-Vorstandes, wurde vom Juso-Landesverband in großer Auflage 
gedruckt und verbreitet (der Anhang des „Weißbuches“ bestand aus 
dem Original-„Schwarzbuch“).  
Wir hatten nicht nur ein landesweites Echo, da wir sozusagen die 
Spitze des Eisbergs einer allgemeinen Juso-Hatz waren, sondern die 
Stellung des Juso-Vorstandes bei den Gelsenkirchener Jusos wurde 
dadurch natürlich noch weiter gestärkt. 
So brach als Erstes die Absicht des SPD-Vorstandes in sich zu-
sammen, uns abwählen zu lassen.  
In einer außerordentlichen Vollversammlung im Erler Schützenhaus 
Holz - es waren ca. 100 (!) Jusos anwesend - wurde uns das unein-
geschränkte Vertrauen ausgesprochen. In der dann folgenden, vom 
Parteivorstand einberufenen Konferenz wurde zwar wieder ein „or-
dentlicher“ Vorstand mit Vorsitzendem, Stellvertretern etc. etabliert, 
gewählt aber wurden mit überwältigender Mehrheit genau wieder die 
Personen, die die Parteiführung eigentlich in die Wüste hatte schi-
cken wollen. Ich wurde bzw. blieb also Juso-Vorsitzender. 
Auch das PO-Verfahren verlief wie das Hornberger Schießen.  
Exzellent vertreten durch Egbert Reinhard endete der Spruch der 
ersten Instanz auf GE-Ebene mit Rügen für meine Mitstreiter und mit 
einem einjährigen Funktionsverbot für mich (ich wurde als der „Ge-
fährlichste“ aller Beteiligten eingestuft). Doch schon bei der Revision 
der Bezirksschiedskommission wurde auch mein Funktionsverbot in 
eine Rüge umgewandelt. Außerdem wurde wohltuend deutlich fest-
gestellt, das PO-Verfahren keine Mittel seien, um innerparteiliche 
Kontroversen zu klären.  
Wieder hatte der SPD-UB-Vorstand den Kürzeren gezogen!   
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Selbst der „Maulkorberlass“ wurde nach einiger Zeit dahingehend 
geändert, dass die Jusos sehr wohl eigene öffentliche Erklärungen 
ohne Genehmigung abgeben konnten. Sie hätten dafür dann aller-
dings auch die politische Verantwortung zu übernehmen - was wir 
gerne taten. 
Alles in allem hatte sich also die Repressionskampagne der Mächti-
gen im UB Gelsenkirchen nicht nur in der Sache als Riesenflop er-
wiesen. Auch ihr politisches Ansehen und ihre Autorität hatten weiter 
Federn lassen müssen. Das politische Grab, das sie für uns hatten 
schaufeln wollen, entpuppte sich als ihr eigenes. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zur Problematik von Parteiordnungsverfahren 
 
Da Parteien ein gewisses Maß an Geschlossenheit brauchen, um 
politische Kraft zu entfalten, gibt es Grundregeln, die jedes Mit-
glied (das ja freiwillig der Partei beigetreten ist) zu beachten hat. 
Verletzt ein Mitglied diese Regeln, gibt es Parteischiedsgerichte, 
die im Wege des Parteiordnungsverfahrens entscheiden, ob und 
wenn ja, welche Sanktionen verhängt werden. Das kann bis zum 
Ausschluss aus der Partei gehen. Soweit die formale Seite. 
Inhaltlich muss klipp und klar gesagt werden, dass PO-Verfahren 
prinzipiell nicht dazu da sind, innerparteiliche Meinungsverschie-
denheiten oder Machtkämpfe zu klären. Der Versuch der Löbbert-
Gruppe, lästige Parteikonkurrenten per Schiedsgericht loszuwer-
den, war deshalb unzulässig. Anders verhält es sich, wenn tat-
sächlich Grundregeln der Partei missachtet werden. Wenn z. B. 
ein SPD-Mitglied vor einer Wahl öffentlich aufruft, nicht SPD zu 
wählen, dann ist das m. E. ein Grund zum Ausschluss.  
Der Fall Wolfgang Clement zeigt den Zusammenhang sehr schön 
auf. Clement hätte eine bestimmte Energiepolitik oder Frau Ypsi-
lanti nach Herzenslust kritisieren können (das hätte man unter 
Meinungsfreiheit abhaken können).  
Indem er aber vor der Hessenwahl zur Nichtwahl der SPD aufrief, 
überschritt er die Grenze. Dass er im anschließenden PO-
Verfahren mit einer Rüge davon kam (meiner Meinung nach völlig 
unangemessen), war nur einer betulichen politischen Rücksicht-
nahme zuzuschreiben. Doch selbst das dankte er der Partei 
nicht, die so viel für ihn getan hat.  
Das, Wolfgang, war eine ganz miese Nummer! 
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Exkurs 3: Ein MdB und die Staatsgewalt 
 
Noch heute frage ich mich manchmal, was Löbbert & Co. zu dieser 
dummen Strategie veranlasst hatte. Sicher spielten Wut und viel-
leicht sogar Hass eine Rolle, Gemütszustände, die ja bekanntlich 
das Gehirn vernebeln. Dann überschätzte man wohl auch die eige-
nen Machtmöglichkeiten, und die Sozialisation in einem eher autori-
tär geprägten Parteiapparat legte es nahe, bürokratisch und nicht 
politisch zu reagieren.  
Doch war das alles? Ich meine, dass schlichtweg auch pure Angst 
im Spiel war, und dafür habe ich einen Beleg. 
Es war im März 1972. Der Ortsverein Altstadt (Vorsitzender: Hans 
Gertzen MdB) machte eine Versammlung zu einem Thema, das ich 
vergessen habe. Jedenfalls war es weder etwas Aufregendes noch 
Brisantes. Trotzdem hatte ich die Idee, einfach dort hinzugehen und 
mir anzusehen, was da abläuft. Dazu kam es aber nicht, denn als 
Gertzen mich sah, eröffnete er nicht die Versammlung, sondern for-
derte mich ultimativ auf, den Raum zu verlassen. Ich sei ja kein OV-
Mitglied.  
Ich weigerte mich. Ich sei Mitglied im UB-Vorstand und hätte damit 
das Recht, an allen SPD-Veranstaltungen in GE teilnehmen zu kön-
nen. (Das war nicht ganz korrekt. Ich war zwar Juso-Vertreter im 
SPD-Vorstand, aber nicht gewähltes Mitglied, wobei eben nur den 
Gewählten das o. g. Recht zusteht. Na gut, ich habe es einfach be-
hauptet.)  
Genau mit diesem Hinweis forderte mich Gertzen erneut auf zu ge-
hen. Ich weigerte mich noch immer. Und jetzt kommt’s!  
Plötzlich herrschte Gertzen (Hausrecht!) einen neben ihm sitzenden 
Genossen an, die Polizei zu holen. Die Versammlung erstarrte zur 
Salzsäule, und auch der Angesprochene machte nicht die geringsten 
Anstalten, der Aufforderung nachzukommen. Da lief der Vorsitzende 
höchstpersönlich mit hochrotem Kopf aus dem Raum und alarmierte 
die Staatsmacht.  
Diese erschien dann auch in Form von zwei Beamten. Angesichts 
einer derartigen Übermacht gab ich nun klein bei und verließ, eskor-
tiert von den Polizisten, den Ort mit dem Ausspruch: „Ich weiche der 
Gewalt!“ 
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Natürlich hatte die Sache ein Nachspiel.  
Dicke Schlagzeilen in der Presse, heftige Debatten in der Partei und 
eine vorsichtige Distanzierung, der sich selbst der von der Löbbert-
Gruppe beherrschte SPD-Vorstand nicht entziehen konnte. Immerhin 
war es wirklich ein starkes Stück (und ich glaube auch historisch 
einmalig), dass ein SPD-Mitglied, das nur dabei sein wollte, per Poli-
zei aus einer Versammlung der SPD geworfen wurde. 
Für mich waren allerdings zwei Dinge noch bemerkenswerter.  
Einmal fand ich es schon gut, dass von den anwesenden Genossin-
nen und Genossen keine/r (!) bereit gewesen war, den Büttel zu 
mimen. Das sprach wieder für meine SPD.  
Zum anderen war es das Motiv von Hans Gertzen. Wäre er souverän 
über meine Anwesenheit hinweggegangen, dann wäre an diesem 
Abend überhaupt nichts passiert.  
Was hatte ihn dazu gebracht, so hysterisch zu reagieren? 
Angst? 
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17. Atempause trotz stürmischer See 
 
So paradox es klingt:  
Das Jahr 1972, das prall gefüllt war mit Schlüsselereignissen, die 
sich sonst in einem Jahrzehnt nicht abspielen (der Kampf um die 
Ostpolitik und um innere Reformen, das Misstrauensvotum gegen 
Willy Brandt, die für die SPD grandios gewonnene Bundestagswahl, 
aber auch das schreckliche Attentat bei den Olympischen Spielen in 
München), war gleichzeitig für die innerparteiliche Auseinanderset-
zung der GE-SPD so etwas wie eine Atempause. 
Natürlich brodelte er untergründig weiter. V. a. in den Ortsvereinen 
wurde hartnäckig um jeden Zentimeter politischen Bodens gekämpft. 
Schließlich ging es um Vorstandsfunktionen und Delegiertenmanda-
te, die den Ausschlag gaben für Macht oder Ohnmacht bei der Mei-
nungsführung und den Entscheidungen auf dem Parteitag. 
Mittlerweile boomte es regelrecht bei den Jusos (und der SPD). Ent-
sprechend waren auf der Leitungsebene der Jusos viele neue Ge-
sichter aufgetaucht, z. B. Dieter Rauer, Paolo Lavista, Fritz Brügge-
mann, Lutz Dworzak, Jörg Reimann, Ingo Westen, Aki Broekmann, 
Gerd Dannapfel, Willi Maszun, Manfred Totzek und andere - übri-
gens, wie man sieht, eine reine Herrenriege. Genossinnen gab es 
zwar auch, aber nicht in Führungsfunktionen, was belegt, dass 
Gleichstellungspolitik bei uns (wie auch in der Gesamtpartei) noch 
kein wirklich ernsthaftes Thema war. In dieser Frage waren selbst 
wir Jusos noch ziemlich rückständig.  
Die „Neuen“ wie selbstverständlich auch Jochen Poß, Kurt Woiwod 
und ich hatten neben der UB-Ebene immer auch ein Standbein in 
einem Ortsverein, um dort - und nur dort an der Basis ging es - für 
neue Mehrheiten zu sorgen. Das war zum überwiegenden Teil ein 
zähes, mühseliges Geschäft, das viel Zeit und Nerven kostete.  
In einigen Ortsvereinen nahmen die Kontroversen sogar Formen an, 
die jegliches Niveau vermissen ließen (z. B. in Horst-Süd mit dem 
unsäglichen Vorsitzenden Weispfennig, einem zwielichtigen und 
gestörten Menschen, der später wegen nachgewiesenen Wahlbe-
trugs rechtskräftig verurteilt werden sollte). 
 

* 
 
Gingen also die Grabenkämpfe munter weiter, so ist das Wort von 
der „Atempause“ doch gerechtfertigt, weil im Gegensatz zu 1971 die 
großen lokalen Highlights fehlten.  
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Das ist auch schnell erklärt, denn diesmal lieferte die Bundespolitik 
die Highlights, und diese beschäftigten uns alle, egal wo wir inner-
parteilich standen.  
Man kann sogar von einem gewissen Burgfrieden sprechen, denn 
jetzt ging es darum, sich als gesamte Sozialdemokratie gegen den 
vereinigten Rechtskonservatismus in der Republik zu behaupten. 
 

* 
  
Es versteht sich von selbst, dass wir, ohne zu zögern, für Josef Löb-
bert und Hans Gertzen, die wieder für den Bundestag nominiert wor-
den waren, Wahlkampf machten. 
Und das, obwohl wir natürlich versucht hatten, Selbiges zu verhin-
dern. Zu dieser Zeit gehörte es bei den Jusos zum guten Ton, Alter-
nativkandidaten aufzustellen - so natürlich auch in Gelsenkirchen. 
Jochen Poß trat an und wurde von den Jusos mit überwältigender 
Mehrheit nominiert. Die Gesamtpartei vollzog diesen Schritt aller-
dings (noch) nicht. Es war zu früh gewesen, aber dennoch war die 
Aktion nicht ohne Sinn.  
Der Partei wurde nach langer Zeit eine personelle Alternative ange-
boten, die man zwar zu diesem Zeitpunkt noch nicht akzeptierte, die 
aber etwas bewegte. Es dauerte noch acht Jahre, bis Jochen das 
Mandat bekam - das allerdings dann so nachhaltig, dass er inzwi-
schen zum Urgestein des Bundestags gehört. 
 

* 
  
Ich erinnere mich an 1972 auch deshalb sehr gerne, weil zu jener 
Zeit eine politische Atmosphäre herrschte, die ich in dieser Frische 
und Zukunftszugewandtheit nie mehr wieder erlebt habe. Während 
Teile der Konservativen auf primitivstem und unanständigstem Ni-
veau agitierten (z. B. wurde Willy Brandt „vorgeworfen“, ein uneheli-
ches Kind zu sein - unglaublich!), gab es in der breiten Bevölkerung 
(und in Gelsenkirchen allemal) eine durchgehende Stimmung, die 
von einem bislang nie dagewesenen Enthusiasmus und Optimismus 
getragen wurde.  
Wir taten alles, um Willy Brandt und die SPD zu unterstützen - auch 
überörtlich. Zwei große Veranstaltungen sind bei mir noch haften 
geblieben.  
Einmal die Kundgebung in der Philips-Halle in Düsseldorf, auf der 
Willy vor 7000 jungen Leuten sprach. 
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Damals fand ich, Brandt hätte mehr auf die Pauke hauen sollen. 
Heute weiß ich, dass er in dem aufgeheizten Klima immer wieder 
bremsen musste, um zu verhindern, dass wir uns zu unüberlegten 
Handlungen hinreißen ließen.  
Dann gab es am Vorabend des Misstrauensvotums eine Großkund-
gebung auf dem Rathausplatz in Bonn, zu der der Juso-
Bundesvorstand, die Falken, die Jungdemokraten und noch einige 
andere Jugendverbände aufgerufen hatten. Der Andrang war so 
groß, dass die Einfallstraßen nach Bonn heillos verstopft waren. Als 
wir uns endlich doch noch bis zum Rathaus durchgeschlagen hatten, 
wurde die Veranstaltung gerade beendet.  
Enttäuscht waren wir trotzdem nicht, denn der Sinn der Sache hatte 
sich erfüllt: Die demokratische Jugend der Republik hatte machtvoll 
demonstriert, was sie von dem Versuch der CDU/CSU, Brandt als 
Bundeskanzler zu stürzen, hielt - nämlich rein gar nichts! 
 
 

* 
 
Am Tag des Misstrauensvotums herrschte in Gelsenkirchen Gene-
ralstreikstimmung. Am Vormittag lief nichts mehr. Die Straßenbah-
nen standen still, in vielen Betrieben hatte man die Arbeit niederge-
legt, und etliche Geschäfte hatten vorübergehend geschlossen, da 
sowieso keine Kunden zu bedienen waren. Alles hockte vor den 
Fernsehern, die die Geschehnisse live aus dem Bundestag übertru-
gen.  
Ich weiß nicht, was geschehen wäre, wenn das Misstrauensvotum 
Erfolg gehabt hätte. Mit Sicherheit hätte es mittlere Erdbeben gege-
ben - Richterskala nach oben offen. Doch glücklicherweise hat die 
Entwicklung einen anderen Verlauf genommen. 
Selbstverständlich saß auch ich zitternd und bebend zusammen mit 
meiner Mutter vor der „Glotze“ in unserem Wohnzimmer.  
Dann die Erlösung!  
Mit starrer Miene verkündete Bundestagspräsident Kai Uwe von 
Hassel das Ergebnis, das in einem vielstimmigen Jubel unterging, 
nicht nur im Parlament, sondern auch in ganz Gelsenkirchen und im 
Wohnzimmer der Familie Frey. 
 

* 
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Nun geschah noch etwas Erstaunliches!  
Meine Mutter hatte ganz oben auf einem Regal eine Flasche Sekt für 
einen ganz besonderen Zweck liegen. Sie sollte nämlich erst dann 
geöffnet werden, wenn sich die ersehnten sechs Richtige im Lotto 
eingestellt hätten.  
In diesem Moment war selbiger Vorsatz passé.  
„Jetzt trinken wir ein Glas Sekt, Lotto hin oder her!“ sagte meine 
Mutter und köpfte die „heilige“ Flasche. So kam das prickelnde Ge-
tränk doch noch zu Ehren, da es anderenfalls wohl auf dem Regal 
verrottet wäre.  
Denn sechs Richtige im Lotto hat meine Mutter nie gehabt. 
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18. Die Partei hinter der Partei 
 
Jetzt muss ich von einem Phänomen berichten, das einmalig in der 
SPD-Geschichte Gelsenkirchens ist.  
Die Phase des innerparteilichen Umbruchs zwischen 1970 und 1975 
führte nämlich dazu, dass sich hinter den offiziellen, d. h. hinter den 
von der Satzung vorgesehenen Organisationsstrukturen der Partei 
neue Strukturen bildeten, in denen die eigentliche Willensbildung 
stattfand. Bildhaft gesagt: Wie beim Film lief der Streifen auf der 
Leinwand ab, gedreht wurde er aber woanders.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Am Beginn dieser Entwicklung stand die Tatsache, dass wir einer 
gewaltigen Übermacht gegenüberstanden, die nicht nur alle Ent-
scheidungsgremien der Partei beherrschte, sondern auch über den 
Apparat und über die informellen Kanäle verfügte. Außerdem hatte 
sich um Löbbert eine Art Kungelkreis gebildet, der intern wichtige 
Sitzungen vorbereitete.  
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Dieser wurde „Waldhauskreis“ genannt, da er sich in der Buerschen 
Gaststätte „Waldhaus“ traf. Später verlegte man die Zusammenkünf-
te in das Jugendheim an der Düppelstraße, ein Ort, den wir dann 
scherzhaft als die „Düppeler Schanzen“ bezeichneten. 
Und was hatten wir?  
Wir hatten die Juso-Organisation selbst, die aber unter Aufsicht des 
Parteiapparates stand, wir hatten eine verschwindend geringe An-
zahl von Spitzengenossen als Bündnispartner, und wir hatten ver-
einzelt und mehr zufällig Kontakte zu Genossinnen und Genossen in 
den Ortsvereinen und den anderen Arbeitsgemeinschaften, die mit 
uns sympathisierten. Das war’s schon.  
Es ging also kein Weg daran vorbei: Wollten wir wenigstens ansatz-
weise Paroli bieten können, mussten wir eigene Informations- und 
Kommunikationsstrukturen aufbauen, die weit über den kleinen Ju-
sobereich hinausgingen. Das war notwendig und eine zwingende 
Voraussetzung dafür, um so etwas wie eine halbwegs ernstzuneh-
mende „Gegenmacht“ organisieren zu können.  
Um diese Erkenntnis in die Tat umzusetzen, trafen sich eines Tages 
sechs Menschen unter einem Apfelbaum. Das sollte die eigentliche 
Geburtsstunde einer schlagkräftigen innerparteilichen Opposition 
sein, die schließlich zur Mehrheit wurde. 
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19. Konspiration unter dem Apfelbaum 
 
So traf sich denn auf Anregung von Heinz Meya irgendwann im 
Frühling 1971 (ich meine, es muss in dieser Zeit gewesen sein) 
erstmalig eine Gruppe von sechs Menschen unter einem Apfelbaum 
im Garten von Kurt Bartlewski an der Frankampstraße in Gelsenkir-
chen-Erle. Außer den beiden bereits Genannten gehörten dazu: 
Egbert Reinhard MdL, Joachim Poß, Kurt Woiwod und ich.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nebenbei: Der einzig „Neue“ im Bunde war für mich Kurt Bartlewski. 
Wie mir heute auffällt, ist mir merkwürdigerweise wenig über seine 
Vorgeschichte bekannt. Jedenfalls stieß er über Heinz Meya zu uns 
und fungierte in diesen Tagen als eine Art Privatsekretär von Heinz,  
wie überhaupt Kurts Talente weniger im Inhaltlich-Konzeptionellen, 
sondern weit mehr im Organisatorischen zu finden waren. Hinzu kam 
ein durchaus einnehmender, „kumpelhafter“ Umgang mit anderen 
Menschen, der aber auch eine doppelbödige Seite hatte.  

Heinrich Meya 
 
Zweifellos hat sich Heinz Meya große Verdienste bei der geschil-
derten Veränderung der GE-SPD erworben. Ohne ihn wäre vieles 
nicht möglich gewesen. Dies ist m. E. zu wenig gewürdigt wor-
den. 
Dennoch hatte er eine Achillesferse. Sie bestand aus meiner 
Sicht darin, dass er, ein hochintelligenter und gebildeter Mann, 
politisch zu sehr Taktiker und „Eventpolitiker“ und persönlich zu 
sehr auf Repräsentationsposten fixiert war. Sein Hang zu klin-
genden Titeln wie auch seine wiederholten Versuche, sich mit 
einem internationalen Flair zu umgeben, waren da nur die Spitze 
des Eisbergs.  
Inhaltlich habe ich ihn als sozialdemokratischen Linksliberalen 
verortet, der sich für den sozialen Ausgleich einsetzte, sich aber 
bei der Operngala bedeutend wohler fühlte als in der Laubenko-
lonie. So waren ihm die Jusos wohl auch nur als Bündnispartner 
wichtig gewesen, während ihm ihre gesellschaftspolitischen Vor-
stellungen letztlich immer fremd geblieben waren.  
Mir scheint, dass die politische Isolation, in die er nach 1976 zu-
nehmend geriet, und die schlussendlich zu seinem politischen 
Scheitern führte, viel damit zu tun hat. 
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Niemand (vielleicht außer Kurt selbst) dachte in diesen Tagen daran, 
dass Kurt Bartlewski einmal Oberbürgermeister werden sollte, ge-
schweige denn daran, welch unrühmliches Ende seine politische 
Karriere nehmen würde. Doch davon später. 
Aus dem ersten Treffen wurden regelmäßige Zusammenkünfte. Hier 
wurde diskutiert, analysiert und koordiniert. Hier wurden neue Ideen 
geboren, strategisch-taktische Fragen besprochen und das weitere 
Vorgehen abgestimmt. Kurz: Diese „Sechser-Gruppe“ war die wirkli-
che Keimzelle der Veränderung!  
Die Gruppe wäre höchstwahrscheinlich nicht (v. a. nicht in ihrer 
Durchschlagskraft) möglich gewesen ohne das fortschrittliche gesell-
schaftlich-politische Klima jener Zeit. Andererseits wäre ohne sie der 
Umschwung in der Orts-SPD auch nicht möglich gewesen.  

Egbert Reinhard 
 
Für mich hat Egbert Reinhard als Person und Politiker eine un-
gleich größere Rolle gespielt als Heinz Meya. Er war für mich 
Mentor, Ratgeber, Lehrer, Mitstreiter, Kumpel und Freund in einer 
Person. Dreißig Jahre lang sind wir einen gemeinsamen politi-
schen Weg gegangen, und auch in seinem Ruhestand (bis zu 
seinem Tod) hatten wir engen Kontakt.  
Egbert, der ein festes links-sozialdemokratisches Weltbild hatte, 
war ein ebenso sachkundiger wie gewiefter Politiker. Immer wie-
der überraschte er mit treffsicheren Einschätzungen und Voraus-
sagen politischer Vorgänge, sodass er auch respektvoll „der 
Fuchs“ genannt wurde. Natürlich war auch er nicht ohne Fehl. 
Seine z. T. rüde Art machte ihn umstritten, und politisch war er in 
seinen Mitteln zuweilen nicht zimperlich.  
Das wiederum schmälert seine Leistungen nicht. Dreißig Jahre 
lang gehörte er zu den dominierenden SPD-Politikern in GE und 
darüber hinaus. Mit seinen klaren inhaltlichen Positionen, seinem 
unermüdlichen Einsatz für mehr Demokratie und Gerechtigkeit 
und mit seinen Erfolgen (z. B. Erhalt der Alten Post, Fachhoch-
schule für Verwaltung u. v. m.) hat er politische Maßstäbe ge-
setzt, die heute noch zählen.  
Und dass ohne ihn der Umbruch in den 70ern kaum vorstellbar 
ist, versteht sich fast von selbst. 
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Wir waren es, die das allgemeine, mehr diffuse Gefühl nach Verän-
derung für die Gelsenkirchener Verhältnisse politisch auf den Punkt 
brachten. Wir setzten es in wirksame politische Aktion um.  
Die Gruppe war Initiator und Katalysator zugleich, und die Dynamik, 
die sich aus ihr entfaltete, sollte ungeahnte Kreise ziehen. 
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20. Fraktionierung 
 
So gut und belebend die Gruppe wirkte, so wurde uns doch relativ 
schnell klar, dass sie sich im Sinne organisierter Kommunikation 
wesentlich verbreitern musste, um die Ziele, die wir uns gesetzt hat-
ten, erreichen zu können. Obwohl alle ihre Verbindungen mit ein-
brachten, war es doch neben Egbert Reinhard v. a. Heinz Meya mit 
Assistenz von Kurt Bartlewski, der die vielfältigen Kontakte in die 
Partei hinein knüpfte und sie zu bündeln begann.  
Das hatte zwei Folgen: Einmal schälte sich immer stärker Heinz 
Meya als der für die Gesamtpartei und für die Öffentlichkeit erkenn-
bare „Oppositionsführer“ heraus. Zum anderen entstand ein neuer 
Kreis, genannt der Uhlenkrug-Kreis, weil er sich in regelmäßigen 
Abständen am Sonntagvormittag in der Buerschen Gaststätte „Uh-
lenkrug“ traf. Der Uhlenkrug-Kreis war so etwas wie ein informeller 
Ersatz-Parteitag der Veränderungswilligen. So war er auch aufge-
baut, bestand er doch aus „Delegierten“ aus den diversen Ortsverei-
nen und Gruppen, die sich uns verbunden fühlten. 
Im Uhlenkrug-Kreis wurde nicht nur diskutiert, sondern auch inhalt-
lich und personell entschieden. Hier wurde für die Parteitage und 
Wahlkreiskonferenzen die Marschrichtung festgelegt. Diese war 
verbindlich und wurde dann auch von den zu uns zählenden Dele-
gierten in den Gremien befolgt. Damit erhöhte sich unser politisches 
Gewicht enorm. 
Es war klar, dass unsere Aktivitäten nicht geheim blieben, und so 
erfolgte prompt die Gegenreaktion in Form verstärkter Aktivitäten der 
„Düppeler Schanzen“. Witzig war auch, dass beide Seiten öfter „Spi-
one“ ausschickten, die beobachteten, wer zu den Treffen der jeweili-
gen Gruppe ging. Auf diese Weise konnte man schnell feststellen, 
wer sich zu welcher Seite zählte und wer eventuell falsch spielte. 
 

* 
 
Aus diesen Kreisbildungen ergab sich nun eine regelrechte Fraktio-
nierung in der Gelsenkirchener SPD, die jenseits der eigentlich vor-
gegebenen Willensbildungs- und Entscheidungswege die Politik 
bestimmte.  
Dazu muss gesagt werden, dass informelle Gruppenbildungen in 
Parteien bzw. in Organisationen (ja überhaupt in jeder menschlichen 
Gruppe) etwas ganz Normales sind.  
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Im realen Prozess bilden sich immer besondere Interessenslagen, 
aber auch Sympathien und Antipathien heraus, die sich neben den 
offiziell vereinbarten Verkehrsformen ihre eigene Kommunikation 
suchen. Das ist, wie gesagt, normal und unproblematisch. 
Problematisch wird es v. a. für eine politische Partei dann, wenn sich 
diese Gruppen zu Fraktionen verfestigen, die die Schlagkraft und 
das notwendige geschlossene Erscheinungsbild der Partei nach 
außen hin wesentlich beeinträchtigen oder sogar zunichte machen. 
Um die Geschlossenheit wiederherzustellen, ist es mit Einheitsappel-
len und Harmoniebeschwörungen aber nicht getan, sondern es gibt 
in dieser Situation nur drei Möglichkeiten:  
► Entweder wird der Konflikt, der der Fraktionierung zugrunde liegt, 
politisch dadurch gelöst, dass sich die Fraktionen auf einen Konsens 
einigen.  
► Die zweite Möglichkeit ist, dass sich eine der Fraktionen machtpo-
litisch durchsetzt.  
► Die dritte und schlechteste Möglichkeit ist, wenn die Fraktionie-
rung zur unversöhnlichen Dauereinrichtung wird. Das wird die Hand-
lungsfähigkeit der Gesamtpartei auf längere Sicht gesehen gravie-
rend beschädigen mit der Konsequenz eines nachhaltigen Bedeu-
tungsverlustes. 
Deshalb war uns auch in dieser Zeit schon klar, dass das Auseinan-
derfallen der GE-SPD in zwei Fraktionen nur vorübergehend akzep-
tabel war. Wollten wir eine inhaltliche und personelle Neuaufstellung 
der Partei erreichen, musste zwar eine derartige Übergangssituation 
in Kauf genommen werden, eine Dauererscheinung aber durfte die-
ser Zustand auf keinen Fall werden.  
Also musste der Konflikt politisch gelöst werden, wobei wir uns von 
den o. g. drei Möglichkeiten für die zweite entschieden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 135

21. Von der „Uhle“ zum „Lili-Kreis“ 
 
Jenseits dieser mehr politiktheoretischen Überlegungen gab es auch 
ganz handfeste Gründe, warum der Uhlenkrug-Kreis nach unserem 
Sieg nicht überleben durfte und konnte. 
Schon in seiner Entstehungszeit und dann in seinen Hochzeiten gab 
es immer diejenigen, die schwerpunktmäßig an neuen Inhalten inte-
ressiert waren, während für andere die Personalpolitik im Vorder-
grund stand.  
Diese Aussage möchte ich an dieser Stelle noch nicht als Bewertung 
verstanden wissen, denn die Binsenweisheit, dass Politik von Men-
schen gemacht wird, impliziert zuerst einmal die prinzipielle Gleich-
rangigkeit beider Bereiche. Eine neue Politik kann in der Regel auch 
nur mit und von neuen Personen gemacht werden. Insofern hatte ich 
auch nie ein Problem damit, über die Neubesetzung von Funktionen 
und Mandaten zu reden - vorausgesetzt, die Infragekommenden 
hatten sich inhaltlich ausgewiesen. 
Hier aber lag der Hase im Pfeffer. Von Anfang an war der Uhlenkrug-
Kreis keine geschlossene ideologische Einheit (etwa im Sinne von 
„links“, so wie es die Jusos zu verstehen meinten), sondern ein 
Bündnis von Leuten mit z. T. sehr unterschiedlichen Anschauungen, 
Einstellungen und Motiven.  
Ich brachte das damals auf den vergröberten Nenner, dass der Uh-
lenkrug-Kreis eine Koalition zwischen dem liberalen und dem linken 
sozialdemokratischen Flügel in Gelsenkirchen sei. Kurzerhand taufte 
ich ihn in „Lili“-Kreis um („Lili“ = Abkürzung für links-liberal), und ü-
berraschenderweise bürgerte sich der neue Name mit rasender Ge-
schwindigkeit in der Parteisprache ein. Fortan wurde fast nur noch 
vom Lili-Kreis gesprochen, womit ja indirekt die von mir skizzierte 
Widersprüchlichkeit der Truppe bestätigt wurde. 
Tatsächlich war selbst der Begriff „links-liberal“ geschönt, da sich z. 
B. die mächtige IGBE (Industriegewerkschaft Bergbau und Energie, 
heute IGBCE) zu einem tragenden Standbein des Lili-Kreises entwi-
ckelte. Was die traditionell konservative und „rechte“ IGBE dazu 
veranlasste, bei uns einzusteigen, soll hier nur angedeutet werden.  
Man muss wissen, dass zu Beginn der 70er Jahre die GE-SPD im-
mer noch eine reine Gewerkschaftspartei war. Mehr oder weniger 
offen bestimmte die Solidarität zu dieser oder jener Gewerkschaft 
auch das Abstimmungsverhalten auf dem SPD-Unterbezirks-
Parteitag. 
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Nun gab es offensichtlich eine intensive Zusammenarbeit zwischen 
dem öffentlichen Dienst (ÖTV und GdP), der IG Metall und der IG 
Chemie, welche sich nicht zuletzt an der Gewerkschaftszugehörig-
keit der amtierenden Spitzengenossen ablesen ließ - Löbbert: IG 
Chemie; Urban: IG Metall; Gertzen, Kuhlmann, Nuth: öffentlicher 
Dienst. In dieser Konstellation fühlte sich die IGBE an den Rand 
gedrückt und in der SPD nicht richtig berücksichtigt. Es lag also na-
he, sich der aufkommenden innerparteilichen Opposition anzu-
schließen, um die eigene Position zu stärken. 
Der dominierende Repräsentant der IGBE im Lili-Kreis war der Ge-
werkschaftssekretär Heinz Menzel, der dann über zwei Jahrzehnte 
lang zu den einflussreichen Personen in der GE-SPD zählen sollte.  
Ich mache keinen Hehl daraus, dass ich Heinz Menzel nie gemocht 
habe - und das beruhte auf Gegenseitigkeit. Als Student gehörte ich 
für Menzel zu den akademischen Spinnern, „die noch nie ‚ne Schüp-
pe in der Hand gehabt haben“. Zum Ausgleich war Menzel in meinen 
Augen ein bornierter Betonkopf mit spießbürgerlichen Ansichten.  
Es mag sein, dass sich diese Einschätzungen in den folgenden Jah-
ren differenzierten, die Distanz zwischen Heinz und mir ist aber im-
mer geblieben - nicht zuletzt auch deshalb, weil Heinz Menzel auch 
mit unfairen Mitteln immer wieder versuchte, mir Steine in den Weg 
zu legen. 
Nun gut, in der Politik muss man sich nicht mögen, geschweige denn 
lieben. Wichtig ist, dass man einigermaßen zusammenarbeiten kann.  
So akzeptierte ich Heinz Menzel als notwendiges Übel, so wie er 
mich als leider nicht zu verhindernden Faktor in der Gesamtpolitik zu 
schlucken hatte. Wir beide wollten schließlich Mehrheiten haben, 
und die waren ohne Kompromisse nicht zu bekommen.  
 

* 
 
Der Niedergang bis hin zum endgültigen Zerfall des Lili-Kreises hatte 
aus meiner Sicht mehrere Ursachen mit unterschiedlicher Wertigkeit. 
Nachdem die Riege um Josef Löbbert ins definitive politische Aus 
geschickt worden war - wie das genau geschah, berichte ich gleich -, 
gab es schlicht keinen Grund mehr für die Weiterexistenz des Lili-
Kreises. Denn einerseits waren mit dem Aus auch die „Düppeler 
Schanzen“ zusammengebrochen, und andererseits konnte man ja 
schlecht gegen sich selber „konspirieren“.  
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Wir hatten also - übrigens auch aus grundsätzlichen Erwägungen 
(siehe oben) - ein ureigenes Interesse daran, die Willensbildung der 
Partei wieder in die dafür vorgesehenen Bahnen zu lenken.  
So geschah es, und das war auch gut so.  
Indes wurde das relativ jähe Ende des Lili-Kreises (gegen Ende des 
Jahres 1974) durch interne, immer schärfer zu Tage tretende Wider-
sprüche noch beschleunigt. Gab es, wie ich eben aufgezeigt habe, 
schon von Anfang an eine gewisse Spannung zwischen den Prioritä-
ten Personal- oder Sachpolitik, so tauchten im Laufe unseres zu-
nehmenden Erfolges immer mehr Leute auf, die den Braten rochen 
und einfach zu den Gewinnern gehören wollten. Pointierter formu-
liert: Die Zahl der Trittbrettfahrer und Opportunisten nahm in er-
schreckendem Maße zu.  
Das korrespondierte mit der sich vehement verstärkenden Neigung 
v. a. bei Heinz Meya und Kurt Bartlewski, endlich zum Durchbruch 
zu kommen. Für sie hieß das, auch dort Koalitionen zu schmieden, 
bei denen es nur noch um Stimmenkontingente, aber nicht mehr um 
Inhalte ging. 
 

* 
 
Ein absoluter Höhe- bzw. Tiefpunkt dieser Entwicklung traf mich wie 
ein Hammer, und ich nehme an, einigen anderen ging es genauso. 
Eines Sonntagmorgens betrat ich, nichts Böses ahnend und völlig 
uninformiert über die geheimen Kungeleien, die sich - nicht ohne 
Absicht - über meinen Kopf hinweg in den Vortagen ereignet hatten, 
den Versammlungsraum des Uhlenkrugs. Eine der vielen Sitzungen 
des Lili-Kreises stand wieder an.  
Da sah ich ihn! Ich glaubte, meinen Augen nicht zu trauen, denn 
inmitten der altbekannten Mitstreiter saß mit treuherzigem Augen-
aufschlag Hans Gertzen. Er, der das sinkende Löbbert-Schiff erkannt 
hatte, hatte die Seiten gewechselt!  
Ich war empört. Nur - alle meine Emotionen nutzten nichts, denn den 
machtpolitischen Argumenten konnte ich kaum etwas entgegen set-
zen. Das Argument: Weder wir noch die Löbbert-Gruppe (ohne Gert-
zen) hatten die Mehrheit auf dem Parteitag. Damit war Gertzen zum 
Zünglein an der Waage geworden, denn er verfügte über eine ihm 
treu ergebene Anhängerschaft von ca. vierzig Delegierten. (Deshalb 
nannte ich ihn von da ab „die innerparteiliche FDP“.) Der Deal: Er 
brachte „seine“ Stimmen in unser Lager ein, womit die Mehrheit per-
fekt war.  
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Dafür versprach man ihm eine weitere Ratsperiode und eine weitere 
Runde als MdB - nebenbei auch eine klare Verletzung des Antidop-
pelmandatsbeschlusses.  
Diesem ganzen Konstrukt konnte ich nur vehement widersprechen, 
indem ich darauf hinwies, dass die Zeit sowieso für uns arbeiten 
würde. Es würde bei einem Verzicht auf den Deal eben nur länger 
dauern, dafür aber würden wir die Sache sauber und unbelastet über 
die Bühne bringen können. 
Natürlich drang ich nicht durch, und zwar hautsächlich deshalb nicht, 
weil wir ja nicht nur den UB-Vorstand, sondern v. a. auch die Rats-
fraktion verändern wie auch bei den überörtlichen Mandatsträgern 
Verschiebungen erreichen wollten.  
Wäre es nur um die Parteigremien gegangen, wären weitere zwei 
Jahre nicht unbedingt ins Gewicht gefallen. Aber es ging um die 
anstehenden allgemeinen Wahlen, und da gab es eben in 1974/75 
gesetzlich vorgeschriebene Wahlkreiskonferenzen zu absolvieren. 
Nutzte man diese nicht, hieß es, weitere vier bzw. fünf Jahre warten 
zu müssen - mit all den Unwägbarkeiten, die sich in dieser für die 
Politik langen Zeit ergeben könnten.  
Das leuchtete mir trotz heftiger politischer Bauchschmerzen ein. 
Zuzugeben ist auch, dass auch ich endlich Licht am Ende des Tun-
nels sehen wollte. Wir hatten über vier Jahre lang richtig hart gear-
beitet. Jetzt wurde es Zeit für einen echten Sieg. Lange Rede, kurzer 
Sinn: Ich fügte mich zähneknirschend und trug die sich ergebenden 
Konsequenzen mit. 
 

* 
 
Ungefähr zeitgleich zu Gertzen (es mag etwas früher oder später 
gewesen sein) wechselte auch Werner Kuhlmann die Pferde. Bei 
ihm sah und sehe ich die Angelegenheit allerdings anders als bei 
Gertzen, denn Werner Kuhlmann war der Einzige der betroffenen 
Doppelmandatsträger, der den Beschluss nicht nur verbal anerkannt, 
sondern ihn auch befolgt hatte. Noch während der laufenden Rats-
periode gab er sein Stadtverordnetenmandat zurück.  
Es bleibt dahingestellt, ob Werner Kuhlmann aus politischer Clever-
ness oder aus Überzeugung handelte. So wie ich ihn kenne, spielte 
wohl beides eine Rolle. 
Auf alle Fälle handelte er, während die anderen (Jupp Löbbert sogar 
explizit in einem WAZ-Interview) deutlich machten, dass sie nicht im 
Traum daran dächten, den Beschluss zu respektieren.  



 139

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dieses Verhalten, das weit über unseren Kreis hinaus ins demokrati-
sche Herz der Partei traf, wurde Jupp Löbbert und Heinz Urban nicht 
verziehen. Das war, so meine ich, einer der entscheidenden Punkte 
für ihr politisches Scheitern.  
Immerhin kann man ihnen trotz ihrer die Partei desavouierenden 
Haltung in der Doppelmandatsfrage eine gewisse generelle Geradli-
nigkeit nicht absprechen, auch wenn diese zuweilen einer unpoliti-
schen Sturheit verdächtig nahe kam und sie auch sonst politisch 
falsch lagen.   
Unabhängig davon war also Werner Kuhlmann im demokratischen 
Ansehen durch diese Vorgänge „geadelt“ worden, sodass man, ohne 
groß zu diskutieren, ein Auge zudrückte, als er 1975 Oberbürger-
meister wurde, gleichzeitig aber noch ein letztes Mal eine Runde als 
Landtagsabgeordneter drehen durfte.  
 

* 
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Für Puristen bleibt sicherlich der Makel, dass im Interesse einer 
machtpolitischen Verschiebung ein inhaltliches Kernstück der „Neu-
en“ (zumindest partiell und zeitweise) auf Eis gelegt wurde. Als Re-
alpolitiker, der eben auch das taktische Vorgehen zu berücksichtigen 
hat, mache ich indes keinen Hehl aus meiner Auffassung, dass ein 
derartiges Verfahren dann vertretbar ist, wenn es sich nach der De-
vise „aufgeschoben, aber nicht aufgehoben“ richtet - ehrliche Absicht 
vorausgesetzt.  
Da die Gelsenkirchener SPD ab 1980 bis heute niemandem mehr 
ein Doppelmandat erlaubt hat (auch Kurt Bartlewski nicht, der Ende 
der 80er Jahren Landtagsabgeordneter werden, zugleich aber Vor-
sitzender der SPD-Ratsfraktion bleiben wollte) ist das Ziel erreicht 
worden. Insofern halten sich, wenn ich an die Gertzen/Kuhlmann-
Episode zurückdenke, meine Gewissensbisse in engen Grenzen. 
Überhaupt stellt sich jedem, der politisch tätig ist, ständig die Frage, 
wie viel Taktik, oder in einem erweiterten Sinn, wie viel Kompromiss 
gegenüber eigenen Inhalten statthaft ist, und die Entscheidung über 
die richtige Gewichtung ist durchweg schwer. Dennoch muss man ihr 
(sogar im Alltagsleben) die Stirn bieten. Kompromisse, die übrigens 
etwas anderes sind als Opportunismus, sind nie schön, aber sie 
helfen in der Regel, das Zusammenleben erträglicher zu machen.  
Wer das nicht versteht, sollte die Finger von der Politik lassen. 
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Exkurs 4: Trauriges Nachspiel 
 
Hatte sich Werner Kuhlmann, wie oben geschildert, durch sein Ver-
halten auch bei uns jungen „Revoluzzern“ ein gewisses Ansehen 
erworben, so war es bei Hans Gertzen anders. Hier war es nur die 
reine machtpolitische Faktizität, die ihn noch einige wenige Jahre 
umworben machte.  
Es verwundert denn auch nicht, dass Ende der 70er alles um ihn 
herum in einem atemberaubenden Tempo zusammenbrach. Und, 
wie es oft im Leben ist, kam alles gleichzeitig knüppeldick.  
Seine Machtbasis zerbröckelte wie trockener Lehm, seine Ehe zer-
brach und obendrein hatte er mit einer plötzlichen Krankheit zu 
kämpfen. Ich will mir die näheren Umstände ersparen und nur noch, 
was ihn betrifft, eine kleine Geschichte erzählen.  
Als ich 1998 die Nachricht von seinem Tod erhielt, entschloss ich 
mich, Vergangenheit hin oder her, zu seiner Beerdigung zu gehen. 
Schließlich war ich SPD-Unterbezirksvorsitzender, und er war, wie 
immer man es auch bewertete, ein Teil der Gelsenkirchener SPD-
Geschichte.  
Eingefunden hatte sich ein kleines Häuflein von Menschen; Ver-
wandte und engere Bekannte ohne, soweit ich das beurteilen konn-
te, SPD-Bezug.  
Von der Partei war nur noch Egbert Reinhard da.  
Uns beide, die wir immer ausgewiesene innerparteiliche Gegner von 
Hans Gertzen gewesen waren, berührte es schon, dass von seinem 
ganzen „Gefolge“, seinen „Freunden“ und „Kumpels“, die ihn bejubelt 
und durch die Bank von seiner fragwürdigen Klientel-Politik profitiert 
hatten, keiner den Weg zum Friedhof gefunden hatte.  
Nichts war übrig geblieben.  
Ein Menetekel? 
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22. Der Lili-Kreis muss weg! 
 
Schließlich gab es ein Ereignis, welches mich noch stärker prägte 
als das Gertzen-Wendehalsmanöver. Es überzeugte mich sozusa-
gen ultimativ davon, dass der Lili-Kreis so schnell wie möglich wieder 
in der Versenkung zu verschwinden hatte. 
Der Hintergrund:  
1975 gab es zeitgleich zur Kommunalwahl auch die Landtagswahl. 
Das bedeutete, dass in 1974 die MdL-Kandidaten aufzustellen wa-
ren, und wie das nun unter den bekannten Umständen üblich war, 
fand die „echte“ Nominierung nicht auf der Wahlkreiskonferenz (hier 
wurde nur noch formal nachvollzogen), sondern im Lili-Kreis statt. 
Wir hatten drei Wahlkreise zu besetzen. Werner Kuhlmann und Eg-
bert Reinhard waren unstrittig. Offen war der dritte Wahlkreis, für den 
Karlheinz Edelbrock für den Bergbauflügel und Kurt Woiwod als Juso 
antraten. Es kam zur geheimen Abstimmung, und wider Erwarten 
gewann Kurt Woiwod! 
Wir freuten uns unbändig, zumal es nach den bislang geltenden 
Kautelen eine endgültige und verbindliche Entscheidung war.  
Doch weit gefehlt!  
Tatsächlich wurde Heinz Meya anschließend von Menzel und der 
IGBE so unter Druck gesetzt (bis hin zur Aufkündigung des Bündnis-
ses), dass er in die Knie ging und seinerseits eine „Seelenmassage“ 
bei etlichen Mitgliedern des Lili-Kreises durchführte. Dann wurde 
kurzerhand auf der nächsten Sitzung eine Wiederholung der Ab-
stimmung angesetzt.  
Ergebnis: Jetzt bekam Karlheinz Edelbrock die Mehrheit! 
Natürlich wollten wir uns diese Ungeheuerlichkeit nicht bieten lassen, 
doch als Kurt erklärte, er werde im Interesse des Ganzen die Ent-
scheidung akzeptieren und nicht auf der Wahlkreiskonferenz kandi-
dieren, war die Luft raus.  
Ich glaube, dass Kurt Woiwod wegen der prekären Gesamtsituation 
zurückzog, obwohl er, so mein Eindruck, die Sache nie wirklich hat 
verwinden können.  
Vielleicht liegt hier auch ein wesentlicher Grund, warum er später 
abdriftete und in einer abenteuerlichen Koalition mit dem bereits 
seinem Untergang entgegengehenden Hans Gertzen versuchte, 
neues Terrain zu gewinnen. Das alles misslang gründlich, und Kurt 
verabschiedete sich wohl nicht nur aus beruflichen Gründen aus 
Gelsenkirchen.  
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Schade! Kurt war ein politisches Talent. Wäre er weniger sprunghaft 
gewesen, wäre er für die Partei auch langfristig eine Bereicherung 
gewesen. 
Für mich blieb allerdings nicht nur Kurt auf der Strecke, sondern v. a. 
der Lili-Kreis. Man bedenke: Hätte er auf der WK-Konferenz kandi-
diert und gewonnen, wäre die Entscheidung nicht mehr revidierbar 
gewesen.  
Warum? Weil die WKK ein ordentliches Gremium mit klaren rechtli-
chen Rahmenbedingungen ist und kein mehr oder weniger zufällig 
zusammen gewürfelter Haufen. Im Grunde konnte der Lili-Kreis trotz 
seiner schwammigen Struktur nur funktionieren, so lange alle Betei-
ligten einmal getroffene Entscheidungen auch anerkannten. Die 
Menzel-Aktion offenbarte hingegen, wie leicht diese Struktur manipu-
lierbar war und in Willkürakte abrutschen konnte. Damit war die an 
sich schon schwache demokratische Legitimation des Kreises end-
gültig obsolet geworden.  
So verstarb der Lili-Uhlenkrug-Kreis, ohne dass ich ihm eine einzige 
Träne nachweinte. Er war ein zeitlich befristetes Instrument gewe-
sen, das seinen Zweck erfüllt hatte, nicht weniger, aber beileibe auch 
nicht mehr. Dass er sich genau zu der Zeit auflöste, als seine Exis-
tenz schädlich zu werden drohte, ist kein Zufall, aber dennoch ein 
Glücksfall. 
 

* 
 
Nachzutragen bleibt, dass es dem Bergbauflügel tatsächlich für eine 
nennenswerte Zeit gelang, wichtige Mandate zu besetzen.  
1975 wurde Karlheinz Edelbrock Landtagsabgeordneter (bis 1995). 
Heinz Menzel wurde 1976 Bundestagsabgeordneter (bis 1990). Ihm 
folgte Norbert Formanski, ebenfalls Bergbau, als MdB (bis 2002). 
Der ebenso umgängliche wie unverbindliche Formanski blieb indes 
eine folgen- und einflusslose Episode, vielleicht ein fleischgeworde-
nes Zeichen für den allgemeinen Niedergang des Bergbaus. 
Auch an Karlheinz Edelbrock mag die Bergbauklientel keine so rech-
te Freude gehabt haben. Der etwas fahrige Karlheinz, ein mensch-
lich angenehmer Zeitgenosse und für einen IGBE-Mann erstaunlich 
liberal und kunstinteressiert, war und blieb politisch blass. Eine be-
stimmende politische Rolle spielte er nie.  
Dagegen trat Heinz Menzel als harter und einflussreicher Interes-
senvertreter auf. 
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Doch ein Handicap (seine Fistelstimme) wie auch menschliche Defi-
zite (sein sprichwörtlicher Geiz stieß selbst seine Kumpel ab) und 
sein schmales Politikverständnis verhinderten, dass er zu dem gro-
ßen, allseits geschätzten Arbeiterführer wurde, für den er sich selbst 
immer gehalten hat. 
 

* 
 
Politisch gelernt habe ich durch den Lili-Kreis eine ganze Menge.  
Ich habe z. B. gelernt, wie jenseits des Bürgerkundebuchs Politik in 
der Suche nach Mehrheiten tatsächlich funktioniert, was es heißt, 
wenn, wie man salopp sagt, „gemangelt“ wird, was Begriffe wie „poli-
tische Kommunikation“, „Meinungsführerschaft“ und „Willensbildung“ 
wirklich bedeuten. 
Gelernt habe ich, und darüber bin ich besonders froh, demokratische 
Politik realistisch zu sehen.  
Demokratie ist v. a. in der Theorie etwas Großartiges. Das verführt 
allerdings schnell dazu, ihre Abläufe zu idealisieren und ihre in der 
Tat hohen Ansprüche bruchlos auf das Alltagsgeschäft zu übertra-
gen. Wird diese Eins zu Eins-Umsetzung z. B. durch die Niederung 
profaner Interessen oder durch den egoistischen Streit verschiede-
ner Gruppen gestört, neigt v. a. der Unkundige dazu, sofort das Ge-
samte in Frage zu stellen.  
In Wirklichkeit ist die Demokratie genau für diesen Alltag und für die 
eben nicht idealen Menschen gemacht. Es geht darum, Konflikte zu 
regeln und Entscheidungen zu treffen und durchzusetzen, ohne dass 
man sich die Köpfe einschlägt oder Andersdenkende reihenweise in 
Gefängnisse sperrt. Und, oh Wunder, das geht sogar - aber nur in 
der Demokratie! 
Gelernt habe ich auch, wie wichtig gerade für die Demokratie klare 
und geordnete Strukturen sind, die Befugnisse, aber auch Begren-
zungen haben, die an Recht und Gesetz gebunden und die kontrol-
lierbar, d. h. immer wieder überprüf- und veränderbar sind. Weil man 
in der Regel Einzelnen wie auch Gruppen - nicht nur in der Politik - 
niemals restlos vertrauen darf, bedarf es des Ausgleichs und der 
Kontrolle von Macht. 
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23. Turbulenzen an der Basis 
 
Wir nähern uns dem Ende des Dramas, das gleichzeitig der Anfang 
für ein neues Kapitel der Gelsenkirchener SPD-Geschichte war.  
Hatte im Prinzip das Jahr 1971 die programmatischen Weichen für 
eine innerparteiliche Veränderung gestellt, so waren die Jahre 73/74 
die Jahre der praktischen Entscheidungen, die den „ideologischen 
Überbau“ in konkrete Machtverschiebungen umsetzten. Diese wur-
den vorbereitet und getragen durch intensive Basisarbeit.  
Mittlerweile hatte sich nämlich in fast jedem der damals 28 Gelsen-
kirchener SPD-Ortsvereine die grundlegende Fraktionierung abge-
bildet.  
Das heißt: In praktisch jedem Ortsverein gab es zwei Gruppen, die 
sich jeweils „links“ oder „rechts“ einordneten - wegen der Übersicht-
lichkeit der Darstellung sei diese Versimpelung gestattet. Während 
die „Rechten“ um den Erhalt ihrer Bastionen kämpften, wollten die 
„Linken“ die Vorstands- und Delegiertenmandate erobern. Das war in 
der Regel ein zähes Geschäft, bei dem es kaum um umsturzartige 
Wechsel, sondern durchweg um kleine Schritte ging, die erst in ihrer 
Summe zu spürbaren Kurskorrekturen führten. 
Um nur ein bezeichnendes Datum zu nennen: Ich brauchte in mei-
nem Ortsverein Bulmke geschlagene sechs Jahre (!), um ordentlich 
gewählter Delegierter zum Parteitag zu werden. Dabei war es 
selbstverständlich, dass man trotz der vielen Niederlagen in den 
diversen OV-Wahlen bei der Stange blieb und die berühmt-
berüchtigte „Ochsentour“ machte (vom Unterkassierer zum Bil-
dungsobmann).  
Vergleicht man das mit heute, ist das kaum mehr zu glauben.  
Denn sollte heute einmal ein junges Gesicht im Ortsverein auftau-
chen, so wird alles getan, um ihm/ihr sofort die Funktionen auf dem 
Silbertablett zu servieren. Natürlich ist es gut, wenn neue Mitglieder 
möglichst schnell in die Arbeit eingebunden werden. Andererseits 
hat das für die politische Sozialisation auch Nachteile, denn das in 
der Politik unbedingt notwendige Durchhaltevermögen wird dadurch 
nicht gefördert. Doch das ist ein anderes Thema. 
 

* 
 
Die innerparteiliche Konfliktlage führte dazu, dass die ansonsten 
routinemäßig und lustlos durchgeführten Jahreshauptversammlun-
gen in den OVs zu wahren Rennern wurden.  
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Jede Gruppe mobilisierte ihre Anhänger, und die Tagungsräume 
waren plötzlich nicht nur rappelvoll, sondern die Versammlungen 
wurden auch erheblich länger, ja sie zogen sich z. T. bis nach Mit-
ternacht hin.  
Streckenweise spielten sich dramatische Szenen ab, wenn z. B. die 
damalige Bulmker Stadtverordnete Friedel Pfeiffer (Löbbert-Gruppe) 
ihre schon betagten und todmüden Genossinnen aus dem Senioren-
heim an der Deichstraße händeringend zum Bleiben nötigte, weil die 
wichtigen Wahlgänge auch um 23.30 Uhr immer noch nicht abge-
schlossen waren. 
An diesem Beispiel zeigt sich ein Gesetz, das generell für die (zivili-
sierte) Austragung von Konflikten gilt: Je verbissener der Kampf 
wird, desto formaler wird er!  
Hatte man sich in den ruhigen Zeiten satter innerparteilicher Mehr-
heiten nur marginal um Satzungsfragen und Wahlmodalitäten ge-
kümmert, so rückten sie jetzt ins Zentrum. Notwendig war das alle-
mal, weil die innerparteiliche Demokratie der damaligen SPD neben 
anderem darunter litt, dass fundamentale demokratische Grundprin-
zipien nicht oder nur unzulänglich beachtet wurden. Z. B. waren ge-
heime Wahlen in nicht wenigen Ortsvereinen zum Fremdwort ge-
worden. Das wurde eben zügig per Akklamation erledigt, wollte man 
doch schnell wieder zu Hause sein oder zum geselligen Teil an der 
Theke übergehen.  
Dem schoben wir einen Riegel vor, weil wir strikt auf die Durchfüh-
rung demokratischer Verfahren bestanden. Da sich in einer Demo-
kratie auch die Inhaber der Macht dem nicht verschließen können, 
erlebte die Satzung allüberall eine Renaissance - allerdings mit der 
nicht vermeidbaren Folge, dass die Versammlungen nun deutlich 
mehr Zeit ins Anspruch nahmen. 
 

* 
 
In dieser Zeit waren Parteiwahlen vor Ort auch oft verwoben mit der 
UB-Ebene.  
Ich erinnere mich noch besonders an eine Jahreshauptversammlung 
des Ortsvereins Rotthausen, dem Heimat-OV von Jupp Löbbert und 
Werner Kuhlmann. Sie fand an einem Sonntag im Saal des Volks-
hauses Rotthausen statt. Das geschah nicht von ungefähr, strömten 
doch sage und schreibe mehr als 400 (!) Mitglieder zur Wahlurne. 
Das waren ca. Zweidrittel aller Ortsvereinsmitglieder!  
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Heute ist es praktisch nicht mehr vorstellbar, dass bei der Wahl ei-
nes simplen Ortsvorstandes plus Delegiertenwahl diese Massen zu 
bewegen sind - abgesehen davon, dass es solch großen Ortsvereine 
mit über 600 Mitgliedern auch gar nicht mehr gibt. 
Bei dieser Versammlung tauchte der halbe UB-Vorstand auf, um die 
Abläufe mit Argusaugen zu verfolgen. Wir wollten jede Form von 
Manipulation im Keim ersticken, während wiederum wir von den 
anderen minutiös observiert wurden.  
Wie das Ganze mit welchen Ergebnissen ausging, kann ich nicht 
mehr sagen. Generell kann ich aber feststellen, dass eines der posi-
tiven Ergebnisse unserer „Revolution“ die akribische Beachtung der 
demokratischen Spielregeln in der SPD war. Dies wirkt auch dreißig 
Jahre später nach, und es gibt keine SPD-Gruppierung in Gelsenkir-
chen, für die das nicht selbstverständlich ist. 
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24. Der letzte Akt und ein neuer Anfang 
 
Es war unabweisbar: Langsam, aber sicher neigte sich die Waage 
zu unseren Gunsten, und das drückte sich auf den Parteitagen aus. 
Hier die Abfolge des letzten Aktes im erweiterten Telegrammstil.  
 

* 
 
Am 10.5.1973 forderte der Parteitag den alten UB-Vorstand unter 
Führung von Werner Nuth zum Rücktritt auf. Wieder befolgte nur ein 
Teil des Vorstandes den Willen des Parteitags. Es verblieb ein 
„Rumpfvorstand“ von sieben oder acht Leuten, unter ihnen - wie 
sollte es anders sein? - Löbbert, Nuth und Urban. Neuwahlen waren 
dennoch unumgänglich geworden, sodass der entsprechende Ter-
min auf den 4.8.1973 festgelegt wurde. 
 

* 
 
Im Juli 1973 veröffentlichten die Jusos in einer Auflage von 500 
Stück ein von mir geschriebenes Sonderinfo mit dem Titel „Für einen 
neuen Anfang“. In dem Papier wurde noch einmal die Kritik an den 
innerparteilichen Zuständen pointiert zusammengefasst.  
Die Kritik gipfelte in dem auf den alten UB-Vorstand gemünzten 
Satz: „Politisch ideenlos, ohne Impulsgebung für Partei und Öffent-
lichkeit, faul und träge schleppt er sich bis zur Neuwahl, um dann 
das alte Spielchen fortzusetzen.“ Der letzte Teil des Infos stellte un-
sere Gegenvorschläge vor und endete mit dem Appell, die Chance 
für einen Neuanfang zu nutzen.  
Unterschrieben wurde die Kampfschrift von Kurt Woiwod, Alfred 
(„Aki“) Broekmann, Gerd Dannapfel, Paolo Lavista, Willi Maszun, 
Jörg Reimann, Joachim Poß und mir. 
 

* 
 
Auf dem Parteitag vom 4.8.1973 wurde unserem Appell leider nur 
teilweise gefolgt. Zwar konnte Heinz Meya den UB-Vorsitz erobern, 
aber in der Gesamtzusammensetzung des Vorstands gab es immer 
noch (unter Aufbietung der letzten Reserven mit z. T. politisch un-
möglichen Personen) eine Mehrheit der Altvorderen. Das war nicht 
nur für Heinz Meya eine schwierige Situation, die er aber in der Fol-
gezeit zu meistern verstand. 
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Randnotiz:  
Zu den „politisch unmöglichen Personen“, wie ich sie genannt habe, 
gehörte ein gewisser Gustav Herzmanatus aus dem Bergbaube-
reich. Er tanzte noch nicht einmal einen Sommer.  
Jahre später tauchte sein Sohn Klaus in der SPD auf, um sich und 
seine Angetraute sofort für Funktionen und Mandate zu empfehlen. 
Da beide nicht auf Gegenliebe stießen, war es schnell zu Ende mit 
der sozialdemokratischen Überzeugung. Klaus Herzmanatus „kon-
vertierte“ problemlos und ist heute CDU-Stadtverordneter.  
Manchmal ist man sogar für Austritte dankbar. 
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Zurück zum „Übergangsvorstand“. 
Dieser letzte Erfolg von Löbbert und seinen Mannen erwies sich 
rasch als Phyrrussieg, war die „durchmischte“ Wahl des Vorstandes 
doch nur ein finales Aufbäumen vor dem endgültigen Untergang. 
Inzwischen hatten sich die neuen Koalitionen gebildet (siehe letztes 
Kapitel), die schlussendlich den dann folgenden Vorstand so besetz-
ten, dass die einst so mächtige Löbbert-Gruppe nur noch Geschichte 
war. 
 

* 
 
Im Januar 1975 fand die Wahlkreiskonferenz (WKK) zur Aufstellung 
der SPD-Kandidaten/innen für die Kommunalwahl im Mai 1975 statt. 
Hier wurde nun für alle Augen sichtbar, wie tiefgreifend sich die 
Mehrheitsstrukturen in der GE-SPD verändert hatten.  
► Der amtierende Oberbürgermeister Josef Löbbert wie auch der 
amtierende SPD-Ratsfraktionsvorsitzende Willibald Heinrichs wur-
den nicht mehr aufgestellt.  
► Die halbe Ratsfraktion wurde durch neue Leute ausgewechselt.  
► Einmalig war der Vorgang, dass drei Jusos (und zwei andere 
Kandidaten) durch Wahl der Konferenz die von den jeweiligen Orts-
vereinen vorgeschlagenen Kandidaten ersetzten.  
Hintergrund: Obwohl die WKK rechtlich die alleinige und verbindliche 
Entscheidung über die Kandidaten fällt, ist es in der SPD ein unge-
schriebenes Gesetz, dass die von den Ortsvereinen Nominierten 
auch gewählt werden. Das war so, und das ist noch immer so. Inso-
fern war diese WKK die bislang erste und einzige Ausnahme, die 
dieser informellen Vereinbarung nicht folgte.  
Erklärbar wird dies nur durch den damaligen Einfluss des Lili-Kreises 
und dem politischen Gewicht der Jusos. So kam es, dass Lutz 
Dworzak, Hans Frey und Jörg Reimann nach dem Willen der Ge-
samtpartei für den Rat der Stadt kandidierten. Sie wurden nominiert,  
obwohl sie von ihren OVs ursprünglich nicht gewollt waren (d. h. von 
den Resten der Löbbert-Truppe, die in diesen OVs noch Mehrheiten 
hatten). Doch es war nur eine Frage der Zeit, bis sich auch dieses 
Problem auflöste.  
Insgesamt kandidierten sechs Jusos (dazu kamen Poß, Rauer und 
Ingo Westen), wodurch zugleich ein Verjüngungsschub bei der neu-
en Ratsfraktion „in spe“ stattgefunden hatte, den es, soweit ich das 
überblicke, in der gesamten Geschichte der Gelsenkirchener SPD 
noch nie gegeben hatte und auch nachher nicht mehr geben sollte. 
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25. Die Kommunalwahl 1975: Es geht um alles! 
 
Den dicksten Schlussstrich unter der fünfjährigen Kontroverse zogen 
keine Geringeren als die Bürgerinnen und Bürger der Stadt Gelsen-
kirchen. Bisher habe ich ja nur aus dem internen Blickwinkel berich-
tet, was den falschen Eindruck erweckt haben könnte, dass die gan-
ze Sache in einer höhere Form der Geheimhaltung abgelaufen wäre 
und die Öffentlichkeit als zu vernachlässigende Größe hätte behan-
delt werden können.  
Dem war keineswegs so.  
Tatsächlich nahm die Öffentlichkeit äußerst regen Anteil an den 
Stürmen in der SPD - wie man den Dokumenten des Buches un-
schwer entnehmen kann. Breiteste Presseberichterstattung (teilwei-
se auch überregional), Pro- und Contra-Leserbriefe, Kommentare, 
Hintergrundberichte und Interviews prägten das Bild ebenso wie 
Erklärungen und Pressekonferenzen gegnerischer Parteien (v. a. der 
CDU), die aus unseren Konflikten Honig saugen wollten.  
Das war nicht zu unterschätzen, ja sogar gefährlich. Eine heillos 
zerstrittene Partei, die ihre Probleme auf dem offenen Markt aus-
trägt, hat normalerweise keine Chancen, das Vertrauen der Bürger-
schaft zu gewinnen. Es gab also nicht unbegründete Befürchtungen, 
dass die Kommunalwahl der SPD eine deftige Quittung ausstellen 
könnte.  
Ein derartiges Ergebnis wurde aber nicht nur befürchtet, sondern 
auch erhofft, und zwar nicht nur von den gegnerischen Parteien, 
sondern auch von Teilen unserer geschlagenen innerparteilichen 
Kontrahenten bzw. von lokalen und überregionalen SPD-Politikern, 
die unser „Treiben“ mit äußerstem Unbehagen beobachtet hatten. 
Von einem der Abgewählten soll der Ausspruch stammen: „Wir war-
ten nur das miese Kommunalwahlergebnis ab, und dann jagen wir 
sie (gemeint waren wir) mit der Peitsche aus dem Hans-Sachs-
Haus.“  
Sicher ist, dass man auch im Bezirk Westliches Westfalen Gewehr 
bei Fuß stand, um uns nach einer verlorenen Wahl den Garaus zu 
machen.  
Sei’s drum, die Peitsche stand im Raum und alarmierte zusätzlich. 
Sollte unsere „Revolution“ Bestand haben, mussten wir die Wahl mit 
einem akzeptablen Ergebnis gewinnen, und das hieß bei den Gel-
senkirchener Verhältnissen: Unter einer, wenn auch knappen abso-
luten SPD-Mehrheit wäre für uns alle nichts mehr drin gewesen. 
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Um es nicht zu spannend zu machen: Die Peitsche konnte und 
musste im Schrank gelassen werden, denn alle Hoffnungen der 
Missgünstigen auf eine Revision der neuen SPD-Situation durch 
eine verlorene Kommunalwahl zerplatzten wie die Seifenblasen.  
Das Ergebnis übertraf alle unsere geheimen Wünsche. Die SPD 
errang über 63 % der Stimmen und damit das zweitbeste Kommu-
nalwahlergebnis, das die SPD jemals in Gelsenkirchen gehabt hatte. 
So hießen denn der neue Oberbürgermeister Werner Kuhlmann, der 
neue Oberstadtdirektor Heinz Meya, der neue Fraktionsvorsitzende 
Kurt Bartlewski und die aufmüpfigen Jusos um Poß und Frey zogen 
als frischgebackene Stadtverordnete triumphierend in den Rat ein. 
 

* 
 
Als Erklärung für das in dieser Höhe doch unerwartete Wahlergebnis 
scheinen mir folgenden Überlegungen plausibel: 
► Einmal war die Kommunalwahl mit der Landtagswahl gekoppelt, 
was sich auf die Wahlbeteiligung positiv auswirkte. (Erfahrungsge-
mäß kam eine hohe Wahlbeteiligung in GE immer der SPD zugute.)  
► Zweitens war die politische Großwetterlage für die SPD günstig, 
und das betraf sowohl den Bund als auch das Land. Wir hatten damit 
eine Ausgangsposition, in der die drei großen Buchstaben SPD Rü-
ckenwind und nicht, wie es bei vielen anderen Wahlen zuvor und 
danach war, frontalen Gegenwind hatten. 
Trotzdem! Gerade lokale Wahlen haben ihre eigenen Gesetze und 
Beispiele aus der Vergangenheit - besonders das Wahldebakel von 
1999 - zeigen (übrigens nicht nur bei uns), das örtliche Vorkommnis-
se einen nicht unbeachtlichen Einfluss auf den Ausgang der Kom-
munalwahlen haben können. Insofern hätte der Topos „zerstrittene 
Partei“ dennoch negativ zu Buche schlagen können. 
► Ich meine: Des Rätsels Lösung liegt bei dieser Wahl in einem 
Paradigmenwechsel. Was normalerweise als „zerstritten“ gleich 
„handlungsunfähig“ wahrgenommen wird, wurde 1975 als lebendiger 
Aufbruch gewertet. Die große SPD, die bereits verknöchert und un-
beweglich schien, hatte es aus sich heraus geschafft, sich zu erneu-
ern. Sie bot neue, unbelastete Personen und frische Inhalte an und 
stand für Fortschritt und Zukunft. Und das war nicht nur gut für die 
SPD selbst, sondern v. a. auch für Gelsenkirchen. 
Diese Stimmung wurzelte natürlich immer noch in dem offeneren 
politisch-gesellschaftlichen Klima, das ab Ende der 60er bis Mitte der 
70er die Republik durchwehte.  
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Diskussionen wurden generell nicht mehr als Palaver, der Streit in 
der Sache nicht mehr als Gezänk und Personalveränderungen nicht 
mehr als Sakrileg, sondern als Ausdruck demokratischen Verhaltens 
gesehen. Dabei halfen uns indirekt auch die Medien, denn wir (d. h. 
die Jusos, Heinz Meya u. a.) hatten über die Jahre hinweg schlicht 
die bessere Presse gehabt. 
► Letzter Punkt: Der Wahlkampf selbst!  
Da wir alle wussten, worum es ging, haben wir geackert bis zum 
Umfallen. Auch das hatte sich gelohnt. Und: Für den Wahlkampf 
wurden keine Kosten gescheut! Heute darf ich es sagen. Der Wahl-
kampf verschlang ca. 450.000 DM. Selbst unter Einbeziehung des 
Landtagswahlkampfes wurde er so zum Teuersten, was sich die 
Gelsenkirchener SPD jemals geleistet hat. Es dauerte gute fünfzehn 
Jahre, bis wir die Schulden wieder los waren. 
 

* 
 
Da heute Schulden en masse gemacht werden, ohne zu wissen, wie 
man wieder aus ihnen herauskommt, möchte ich in einem kleinen 
Vorgriff auf Band 2 aufzeigen, wie es anders gehen kann.  
Der massive Sparkurs, der in den 80er Jahren durch die Verschul-
dung notwendig geworden war (so musste z. B. das Parteibüro in 
das MdL-Büro von Egbert Reinhard und mir am Neustadtplatz ein-
ziehen), zahlte sich aus. Anfang der 90er waren wir saniert, sodass 
wir ein großes Projekt in Angriff nehmen konnten.  
Vornehmlich Hans-Willi Simon, unser damaliger Schatzmeister, und 
ich als SPD-Vorsitzender waren nämlich der Meinung, dass wir uns 
wieder ein eigenes Parteihaus leisten sollten. Das rechnete sich 
nicht nur, sondern nahm auch eine alte Tradition der GE-SPD auf, 
die von den Nazis brutal unterbrochen worden war.  
Selbstverständlich gab es viele Widerstände gegen das Vorhaben, 
von denen sich aber weder Hans-Willi noch ich beeindrucken ließen. 
Gott sei Dank, so meine ich, denn heute ist das August-Bebel-Haus 
nicht mehr wegzudenken. 
Die Moral von der Geschicht’:  
Man kann für einen guten Zweck auch einmal hohe Schulden ma-
chen, vorausgesetzt, man sorgt anschließend konsequent dafür, sich 
ihrer wieder zu entledigen - selbst wenn es streckenweise weh tut. 
Nach gelungener Operation kann man dann - oh Wunder -  sogar 
neues Vermögen schaffen. Sind derlei einfache Tatbestände den 
öffentlichen Händen nicht mehr bekannt? 
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Exkurs 5: Machen Wahlkämpfe Spaß? 
 
Um das Thema „Wahlkampf“ noch einmal aufzugreifen: 
In meinem 35jährigen politischen Leben habe ich ungefähr genau so 
viele Wahlen mitgemacht, wie diese Zeit an Jahren zählt. Es sind 
nämlich ca. 35. Natürlich rede ich von Kommunal-, Landtags-, Bun-
destags- und Europawahlen, nicht von den Wahlen in der Partei und 
ihren Gremien, in den diversen Fraktionen, im Landtag und wo auch 
immer. Diese Zahl ist schier unüberschaubar, da faktisch ständig 
irgendwo gewählt wurde. (Das ist heute nicht anders.) 
Nein, ich rede von den staatlich organisierten Wahlen, die für die 
Gesamtpolitik so unglaublich wichtig sind. Rein statistisch habe ich 
also als politischer Aktivist kein Jahr ohne Wahl erlebt. Tatsächlich 
verteilte sich das etwas anders, weil es zwischendurch immer wieder 
ein oder zwei wahlfreie Jahre gab, während es wiederum Jahre gab, 
in denen auf einen Schlag zwei oder drei Wahlen stattfanden. (Auch 
das hat sich nicht geändert.) 
 

* 
 
Wahlzeiten sind für jeden Politiker eine erhebliche Belastung, denn 
jede Wahl ist mit einem Wahlkampf verbunden, der nicht nur durch-
geführt, sondern auch inhaltlich und organisatorisch geplant und 
vorbereitet werden muss. Außerdem kostet jeder Wahlkampf viel 
Geld, das die Partei und die Kandidaten erst einmal aufbringen müs-
sen.  
Überhaupt sind Wahlkämpfe kein Zuckerschlecken. Sie zerren an 
den Nerven, sind z. T. mühselig, fordern einen hohen persönlichen 
Aufwand mit zumeist wenig Effekt, verlangen eine Engelsgeduld und 
sind streckenweise gespickt mit frustrierenden Erlebnissen. Das gilt 
allgemein, und es gilt besonders, wenn man selbst Kandidat ist.  
Ich weiß, wovon ich rede. Denn immerhin war ich in sieben Wahl-
kämpfen selber als Kandidat involviert (zwei Kommunal- und fünf 
Landtagswahlen), und bei mindestens zehn Wahlkämpfen hatte ich 
die zentrale Leitung inne.  
Wenn behauptet wird, Wahlkampf mache Spaß, dann kann ich das 
noch augenzwinkernd als beschönigende Propaganda gelten lassen, 
als Tatsachenbehauptung aber ist sie in meinen Augen abwegig.  
Ich gebe ehrlich zu:  
Mir haben im Prinzip Wahlkämpfe noch nie Spaß gemacht.  
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Ich habe sie immer als Pflicht empfunden, eine Pflicht, die ohne jede 
Frage unabdingbar notwendig ist (Wahlen gehören nun einmal zum 
A und O der Demokratie). Wer aber den Wahlkampf mit dem Nimbus 
eines besonders großen Vergnügens versieht, der hat entweder 
einen Hang zum Masochismus, ist unsensibel, oder er lügt. 
Natürlich gibt es Abstufungen. Ich erinnere mich an - allerdings rar 
gesäte - Wahlkämpfe, denen ich gute und sogar schöne Seiten ab-
gewinnen kann. Dazu gehören die Willy-Wahl von 1972, der schon 
erwähnte Kommunalwahlkampf von 1975, die Landtagswahlen 1980 
und 85 und die Kommunalwahl 2004. 
Die Willy-Wahl war deshalb außerordentlich, weil die Zeit außeror-
dentlich war. Das galt in abgeschwächter Form ebenso für die 75er 
Wahl.  
Wenn ich mich nicht irre, haben wir in den 70ern den Straßenwahl-
kampf nicht nur erfunden, sondern auch erstmals im großen Stil 
durchgeführt. Wir stellten uns mitten unter die Leute, ließen Bands 
und Straßenkünstler aufmarschieren, und es wurden Würstchen 
gebraten, Pils gezapft und Kaffee und Kuchen angeboten. Was da-
mals wirklich neu war, hat sich generell durchgesetzt, ohne sich al-
lerdings weiterentwickelt zu haben. War der Infostand mit Bratwürst-
chen früher eine kleine Sensation, so kann man ihn heute schon fast 
nicht mehr sehen.  
Die Masse der übrigen Wahlkämpfe war in der Regel schrecklich 
normal und gewöhnlich, und ich wüsste nicht, was es von ihnen Be-
sonderes zu berichten gäbe. Sie waren Teil des politischen Pflicht-
programms, das zu absolvieren war. Selbst von der Schröder-Wahl 
1998, die immerhin 16 Jahre Kohl beendete, sind mir außer dem 
Wahlabend echte Highlights nicht mehr im Gedächtnis. Es gab wohl 
auch keine.  
Der absolute Tiefpunkt aller Wahlkämpfe und Wahlen war für mich 
und viele andere dagegen die Kommunalwahl 1999 mit dem Vorspiel 
der Europawahl 1999.  
Auf dieses Spießrutenlaufen soll im zweiten Band eingegangen wer-
den. 
 

* 
 
Eine wichtige Bemerkung sei noch hinzugefügt.  
Wenn ich hier das Thema etwas despektierlich, aber ehrlich behan-
delt habe, dann habe ich lediglich meine Befindlichkeit wiedergege-
ben.  
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Diese ist bitte nicht zu verwechseln mit einer abwertenden Haltung 
gegenüber den vielen, die in den Ortsvereinen und darüber hinaus 
nur um der Sache und der kandidierenden Personen willen ihre Ner-
ven und ihre Arbeitskraft zur Verfügung gestellt haben und immer 
noch stellen.  
Ich habe immer die vielen Mitglieder der Partei für ihr Engagement 
gerade auch in Wahlkämpfen geschätzt und bewundert, und zwar 
nicht nur, weil die SPD ohne ihre Hilfe einpacken könnte, sondern 
auch, weil ich in den Jahren mitbekommen habe, dass auch sie in 
den Wahlkämpfen nicht unbedingt „Spaß“ empfunden haben.  
Aber sie haben es - wie ich - trotzdem gemacht.  
Wir haben es gemacht, weil es richtig, wichtig und notwendig war 
und ist. Auch das ist gelebte Demokratie! 
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26. Soll und Haben - eine Bilanz der „Revolution“ 
 
Am Ende eines jeden Kampfes stellt sich die Frage: Hat es sich ge-
lohnt? Nun gut! Gelohnt hat es sich immer dann, wenn man gewon-
nen hat. Und das hatten wir. Aber reicht das? Muss man nicht gera-
de in der Politik tiefer gehen, indem man fragt: Wie ist dieser Sieg in 
seinen positiven und negativen Auswirkungen zu bewerten? Was an 
ihm war flüchtig und was von Dauer? Es gilt also, eine Soll und Ha-
ben-Bilanz zu ziehen, und das möchte ich jetzt tun.  
Fangen wir mit der Haben-Seite an.  
 

* 
 
Meine letzten Bemerkungen zur Wahl 75 (Stichwort: „Paradigmen-
wechsel“) beziehen sich nicht nur auf die Stimmungslage bei der 
Wahl. Ich bin auch grundsätzlich davon überzeugt, dass die inner-
parteilichen Auseinandersetzungen mit dem bekannten Ergebnis zu 
einer positiven Imageauffrischung der GE-SPD geführt haben.  
In Wirklichkeit war das neue Image aber nur die äußere Hülle eines 
tatsächlich veränderten Kerns. Anders gesagt: Die sog. „Revolution“ 
hatte der Ortspartei einen dringend notwendigen Demokratie- und 
Modernisierungsschub gegeben, der sie anschließend in die Lage 
versetzte, besser, intelligenter und offener das aufzunehmen und zu 
verarbeiten, was sich an anderen Stellen der Gesellschaft und der 
Politik bereits Bahn gebrochen hatte. 
Mehr noch: Durch den Ablauf der Kontroverse fand auch ein Lern-
prozess statt. Der Partei (und der Öffentlichkeit) wurden zwei Model-
le der Konfliktbewältigung vorgeführt.  
► Hier ein autokratisches Beharren auf dem, was gewesen war, und 
ein Verteidigen des Bestands mit autoritären, administrativen und 
bürokratischen Mitteln,  
► dort die Mobilisierung demokratischer Strukturen von unten mit 
neuen Aktionsformen und dem Willen zur Weiterentwicklung.  
Indem sich die Partei für den zweiten Weg entschied, entschied sie 
sich für ihre eigene Zukunft. Damit hatte die Gelsenkirchener Partei 
an politischer Kultur gewonnen, ein Vorgang, der insgesamt nicht 
unterschätzt werden darf. 
Verändert hatte sich auch der Organisationscharakter der GE-Partei.  
 
 



 170

War sie noch bis Ende der 60er faktisch eine reine Gewerkschafts-
partei, in diesem Sinne also eine geschlossene Gesellschaft gewe-
sen, so begann sie ernsthaft erst in den 70ern, sich auch für andere 
zu öffnen.  
Pointiert kann man sagen, dass das Godesberger Programm von 
1959 erst in den 70ern in der GE-SPD angekommen war - auch eine 
Folge der „Revolution“.   
 

* 
 
Was ist sonst noch von dem, was wir damals als Jusos auf unsere 
Fahnen geschrieben haben, übrig geblieben? Ich glaube, eine ganze 
Menge.  
Hier die wichtigsten Stichwörter: 
► Von 1980 bis heute gibt es keine Doppelmandate mehr in der 
Gelsenkirchener SPD, und ich wage die Prognose, dass es sie auch 
in überschaubarer Zukunft nicht geben wird. Das Doppelmandats-
verbot hat dazu geführt, dass sich die Spitze der SPD inhaltlich und 
personell verbreitert hat und dass die Balance der Macht ausgewo-
gener ist als früher. 
► Seit dreißig Jahren gibt es keine Verquickung mehr von Parteivor-
sitz und Stadtverwaltung. Auch Anfang 76 machten wir Jusos Druck, 
damit Meya wegen des Wechsels in das Amt des Oberstadtdirektors 
vom Parteivorsitz zurücktrat. Als OB Kuhlmann kandidierte, gab es 
Widerstand, und ich brachte als Alternative Egbert Reinhard ins Ge-
spräch. Der Versuch scheiterte zwar, aber als dann Jochen Poß 
Nachfolger von Kuhlmann als Vorsitzender wurde, hatte sich der 
Grundsatz endgültig durchgesetzt. Dieser Grundsatz war so nach-
haltig, dass Frank Baranowski, als er 2004 Oberbürgermeister wur-
de, den Vorsitz freiwillig an Dietmar Dieckmann abgab, der selbst 
wiederum keinerlei Verquickung mit der Verwaltung hat. 
► Die Beachtung und Erfüllung der Satzung, d. h. also der demokra-
tischen Spielregeln ist zur selbstverständlichen Umgangsform in der 
Partei geworden. 
► Der Wandel der Partei von einer geschlossenen, auch in sich 
geheimniskrämerischen Organisation zu einer offenen Gemeinschaft 
hat erhebliche Fortschritte gemacht. Die Partei hat sich Milieus ge-
öffnet, die nicht „klassisch“ sozialdemokratisch sind. Es ist ihr bis 
jetzt gut bekommen. 
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► Im Innenverhältnis ist besonders herauszuheben, dass ab 1976 
Vertreter der Ortsvereine und der Arbeitsgemeinschaften an den 
Sitzungen der SPD-Ratsfraktion teilnehmen. (Dort, wo die Gemein-
deordnung Nichtöffentlichkeit vorschreibt, gibt es gesonderte Rege-
lungen.) Parteiöffentliche Ortsvereinsvorstandssitzungen und Partei-
tage, die Gästen offen sind, sind an der Tagesordnung. Mitwirkung 
ist erwünscht, nicht Abschottung. 
► Schließlich das, was ich als Individualisierung des politischen 
Prozesses bezeichne, eine Individualisierung, die in diesem Fall 
nicht gleichbedeutend ist mit dem Abbau von Solidarität. Was ich 
damit meine, will ich an meiner eigenen Person verdeutlichen.  
Bei der Kandidatenaufstellung zur Landtagswahl trat ich 1979 zum 
ersten Mal an. Einer meiner insgesamt vier Gegenkandidaten war 
der Favorit Heinz Dörnemann, damals DGB-Kreisvorsitzender.  
Gewählt wurde ich, und zwar mit sehr deutlicher Mehrheit. Noch in 
den sechziger Jahren wäre es völlig unmöglich gewesen, dass ein 
Juso, der nur seine Person einbringt, gegen der Repräsentanten der 
Gewerkschaften irgendeine Chance gehabt hätte. 1979 sah die Gel-
senkirchener Partei das schon anders. 
Es wurde nicht mehr vorrangig nach der Gruppenzugehörigkeit ge-
fragt, sondern in erster Linie nach der Person.  
Das signalisierte eine Entwicklung, die der Partei auch bei anderen 
Personalentscheidungen gut zu Gesicht gestanden hat. Ich meine: 
Ohne die Veränderungen in den 70ern wäre das nicht möglich ge-
wesen. 
► Auf der Haben-Seite der „Revolution“ ist auch, so wage ich es zu 
sagen, Folgendes zu verbuchen: Dabei bin ich mir sehr wohl be-
wusst, dass ich jetzt in den Bereich der reinen Spekulation eintrete. 
Trotzdem behaupte ich, dass die SPD in Gelsenkirchen ohne die 
Ereignisse Anfang der 70er schon eher ihre absolute Mehrheit verlo-
ren hätte - und nicht erst 1999. Die Veränderung von 1975 war die 
Grundlage, um der Gelsenkirchener SPD noch einmal ein Viertel-
jahrhundert der absoluten Mehrheiten einzubringen - und zwar trotz 
schleppenden Strukturwandels, trotz fast durchgehend schlechter 
Position der SPD im Bund, trotz radikaler Verschiebung der Partei-
enlandschaft und trotz sich zuspitzender Sozialprobleme.  
► Schlussendlich muss ein Faktum herausgehoben werden!  
Die Veränderung in der SPD von 1975 hatte nicht nur die Partei 
nach vorne gebracht. sondern auch Gelsenkirchen insgesamt!   
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Ich halte es nicht für übertrieben zu sagen, dass ab 1976 alles in 
allem und trotz Fehler, die zweifellos auch zu registrieren sind, die 
örtliche SPD eine qualifiziertere, d. h. den neuen Bedürfnissen einer 
modernen Gesellschaft adäquatere Politik gemacht hat.  
Durch die Konzentration auf ein Mandat kümmern sich z. B. die ü-
berörtlichen SPD-Abgeordneten bis heute viel mehr um ihre originä-
ren Aufgaben in der Landes- bzw. Bundespolitik, als es früher der 
Fall gewesen war. Das hat u. a. die Folge, dass die Stadt bedeutend 
mehr von der Landes- und Bundespolitik profitiert.  
Auch für die Kommunalpolitik der SPD gilt, dass sie ab 75 moderner 
und besser geworden ist. Im zweiten Band werde ich detailliert auf 
diese Zusammenhänge eingehen. 
 

* 
 
Am Ende des Haben-Kontos bleibt festzustellen, dass sich auch ein 
großes Vermögen nicht endlos konservieren lässt - erst recht nicht in 
der Politik. Es wird aufgezehrt, und wenn nicht wieder Neues an 
seine Stelle tritt, dann verschwindet es irgendwann. Die Gelsenkir-
chener Partei hat auch nach der „Revolution“ immer wieder, wenn 
auch deutlich kleinere Innovationsschübe erlebt.  
Dass diese nicht ausreichten, um das Debakel von 1999 zu verhin-
dern, steht auf einem anderen Blatt. 
 

* 
 
Auf der Soll-Seite der Veränderung stehen v. a. Halbherzigkeit, In-
konsequenz und Illusionen.  
Ich bin der Meinung, dass ein wesentlicher Teil des damaligen Elans 
verpufft ist bzw. sich nicht zur vollen Blüte entfalten konnte, weil nicht 
konsequent genug erneuert wurde. Okay! Auch bei den historisch 
echten Revolutionen ist es ja so, dass die alte Gesellschaft nie ganz 
verschwindet, weil zum Großteil die Menschen dieselben bleiben. Es 
bleibt den „Neuen“ gar nichts anderes übrig, als auf einen Teil der 
alten Eliten zurückzugreifen, soll das neue politische Gebilde nicht 
sofort wieder in sich zusammenbrechen.  
Ich will die Sache wahrlich nicht zu hoch hängen, denn gemessen an 
den wirklichen Umwälzungen in der Geschichte war das, was wir 
gemacht haben, weniger als ein Mini-Revolutiönchen. Nichtsdesto-
trotz lassen sich gewisse Parallelen ausmachen, und zwar genau an 
der Stelle, bei der es um die Übernahme von Altlasten geht.  
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Es mag überraschen, aber damit meine ich nur am Rande die Klien-
tel, für die der Name Gertzen steht. Es war nur eine Frage der Zeit, 
wann sich das Patronagesystem dieser Prägung selber überlebte. 
► Ich meine vielmehr Werner Kuhlmann, den ich durchaus, wie 
schon gesagt, in einer Art schätze, der aber auch viele politische 
Scherbenhaufen hinterlassen hat, die nach seinem (erzwungenen) 
politischen Rückzug und selbst nach seinem Tod noch nicht gänzlich 
abgeräumt waren. Nur ein Beispiel: Viele der z. T. hasserfüllten Af-
fekte von Teilen der Gelsenkirchener Grünen lassen sich bis heute 
auf seine damalige Amtszeit zurückführen. 
► Ich meine die Strömung, die Heinz Menzel repräsentierte, eine 
Strömung, bei der man tatsächlich von politischem Beton sprechen 
konnte. Übrigens ein Vorwurf, der von gewissen Kreisen zu Unrecht, 
weil immer pauschal gegen die ganze SPD erhoben wurde und wird. 
► Ich meine Kurt Bartlewski, dessen einnehmende Kumpelart, die 
zweifellos politisch oft wertvoll war, mich lange darüber hinweg ge-
täuscht hat, dass er sich in Fahrwassern bewegte, welche an die von 
Gertzen erinnerten. Dem entspricht sein politisch fragwürdiger Ab-
gang als Oberbürgermeister, seine unberechtigte Verbitterung und 
schließlich sein Austritt aus der SPD.  
► Schließlich meine ich nicht wenige der sog. „mittleren Funktio-
närsschicht“, die sich opportunistisch anhängten und dann ihre alten 
Spielchen  fortsetzten, so als wäre zwischendurch nichts geschehen. 
 

* 
 
Um es auf den Nenner zu bringen: Ich glaube, dass nach der inter-
nen Wende zu viel von dem übrig geblieben ist, was andere und ich 
an der Löbbert-Gruppe bekämpft haben. Die Folge davon war, dass 
viele anschließende Konflikte in der SPD in den nicht oder nur unzu-
reichend bewältigten Altlasten wurzelten. Insofern blieb der Um-
schwung Mitte der 70er Stückwerk.  
Aber: Ich bin mir selbst nach über drei Jahrzehnten nicht sicher, ob 
man all das hätte verhindern können. Ich neige sogar mehr zu der 
Auffassung, dass man es nicht hätte vermeiden können. Es fehlten 
einfach die Menschen, die Mittel und die Möglichkeiten, das Groß-
reinemachen im SPD-Haus mit einer Grundsanierung zu verbinden.  
Doch theoretisch angenommen, selbst das wäre gelungen, so hätte 
es auch unter dieser Bedingung keine Garantie für eine stets lupen-
rein saubere und makellose sozialdemokratische Politik in Gelsen-
kirchen gegeben.  
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Dafür ist Politik zu interessengeleitet und zu gruppenorientiert, und 
auch die Menschen, die sie machen, sind nie ohne Fehler und Irrtü-
mer. Beispiele für diese These liefern auch wir, die wir damals neu 
waren. 
 

* 
 
Damit bin ich bei den Illusionen, wobei ich hier nur von mir sprechen 
will.  
In der Tat habe ich am Anfang meiner politischen Laufbahn ge-
glaubt, Teil einer Bewegung zu sein, die, um es ironisch zu sagen, 
der Menschheit ein goldenes Zeitalter bescheren würde - oder sich 
zumindest darum entsprechend bemühte.  
Mit dieser Einstellung bin ich auch an meine ersten Auseinanderset-
zungen in der SPD herangegangen. Ich wollte aus der GE-SPD eine 
konsequent demokratisch-sozialistische Partei machen (was immer 
das auch sein mag). Dabei ging es doch objektiv „nur“ um Demokra-
tisierung und Modernisierung. Gerade den letzten Begriff hätte ich 
damals empört abgelehnt. Heute bin ich stolz darauf, dass wir die 
Partei „nur“ demokratisiert und modernisiert haben. 
Mit anderen Worten: Je tiefer ich in die Politik einstieg, was ja auch 
bedeutete, dass sich der Blick für die tatsächlichen Gegebenheiten 
schärfte, desto schneller schliff sich mein ursprünglich eher naives, 
idealistisch-abstraktes und auch partiell überhebliches Politweltbild 
ab. Durch diesen Vorgang begriff ich auch das Janusgesicht politi-
scher Illusionen. Illusionen können beflügeln und unempfindlich ma-
chen gegenüber den grauen Wirklichkeiten. Gleichwohl führen sie 
auf Dauer in die Irre und sind ein idealer Nährboden für erschüttern-
de Enttäuschungen.  
In dieser Konstellation gibt es mehrere Alternativen.  
Die eine: Der idealistische Romantiker, der mit den besten Absichten 
die Welt verbessern wollte und jämmerlich Schiffbruch erlitt, bleibt 
dennoch der alte Naivling, nur dass er jetzt alles in Grund und Boden 
verdammt und die Welt verachtet. Die andere Alternative ist die Ver-
wandlung des Enttäuschten in einen zynischen Techniker der Macht, 
der weitermacht, aber nichts mehr von dem glaubt, was er vorgibt zu 
vertreten.  
Beide Typisierungen habe ich kennen gelernt, und für beide gibt es 
konkrete Beispiele (Namen nenne ich hier nicht).  
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Die einen, die sich verbittert abwandten, weil das Paradies nicht 
kam, und andere, die zumeist aus materiellen Gründen dabei blie-
ben, ohne dass sie noch irgendeinen echten Bezug zur Sache hat-
ten. 
 

* 
 
Ich gehöre weder zu der einen noch zu der anderen Gruppe, bin 
also, wenn man so will, die dritte Möglichkeit.  
In der Tat habe auch ich meinen Erwartungshorizont an das politi-
sche Tun erheblich gesenkt. Trotzdem messe ich dem politischen 
Engagement, vorausgesetzt, es ist demokratisch, nach wie vor einen 
hohen Stellenwert bei. Inzwischen meine ich sogar, dass ein be-
scheidenerer Erwartungshorizont eine bessere Politik hervorbringt 
als die viel beschworenen Visionen. In diesem, aber nur in diesem 
Sinn hat Helmut Schmidt Recht, wenn er sagt: „Wer Visionen hat, 
sollte zum Arzt gehen.“ 
Um nicht missverstanden zu werden:  
Man darf, sollte und müsste sich als guter Politiker auch große Per-
spektiven erlauben (auch und gerade ein Helmut Schmidt wird sie 
haben), wenn sie denn als das verstanden werden, was sie sind - als 
über den Tag hinausweisende Leitlinien, die erwünschte Entwicklun-
gen, aber keine Heilserwartungen angeben. 
So verstanden habe ich meinen ursprünglichen Ansatz als Jungsozi-
alist über meine ganze sonstige Politikerzeit bis heute „hinübergeret-
tet“, und mir fällt kein Grund ein, warum ich nicht dabei bleiben sollte. 
So empfinde ich mich denn als pragmatischen Politiker mit festen 
Grundsätzen, klarer Wertorientierung und übergreifenden Perspekti-
ven, der zudem immer den Hang dazu hatte, wider den Stachel zu 
löcken und hier und da gegen den Strom zu schwimmen.  
Ob diese Selbsteinschätzung stimmt, mögen andere beurteilen. Ich 
jedenfalls ordne mich so ein und kann mit ihr gut leben, auch wenn 
diese Grundhaltung wahrscheinlich mit dafür verantwortlich ist, dass 
ich eine „richtige“ politische Karriere - jedenfalls in Düsseldorf - nicht 
gemacht habe. 
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27. Abschied auf Raten 
 
Als ich am Anfang davon sprach, dass der Juso-Bundeskongress 
1975 in Wiesbaden das Ende meiner Juso-Zeit markierte, war ich 
nicht ganz präzise. Korrekt muss es heißen, dass dieser Kongress 
das Ende meiner überregionalen Juso-Tätigkeit (Bezirk, Land und 
Bund) bedeutete. In Gelsenkirchen dauerte der Abschied etwas län-
ger, und er war vielleicht auch noch um einige Grade schmerzhafter. 
Schon als ich für ein letztes Mal den Juso-Vorsitz übernommen hat-
te, war mir untergründig klar gewesen, dass es für mich und meine 
politischen Ansprüche in diesem Rahmen immer weniger Perspekti-
ven gab.  
Hinzu kam: Um mich herum tummelten sich neue, frische Leute 
(Gott sei Dank), deren politische Sicht schon wieder anders war als 
meine. Für diese war ich, so paradox es für einen damals Sechs-
undzwanzigjährigen klingen mag, schon so etwas wie ein Polit-
Senior, der zwar anerkannt und geachtet, aber doch irgendwie und 
irgendwann abgängig war.  
Merkwürdigerweise hatte ich von mir genau denselben Eindruck!  
Ich war jetzt Mitglied des Stadtrates und stand kurz davor, näher an 
die Parteispitze heranzurücken - was u. a. auch bedeutete, dass ich 
mehr Verantwortung zu übernehmen hatte. Der frühere z. T. „spiele-
rische“ Umgang mit der Politik, die berühmte „Leichtigkeit des Seins“ 
wich schleichend einem Bewusstsein darüber, dass Politik insge-
samt eine verdammt ernste Angelegenheit ist. Ich spürte plötzlich 
das Eingebundensein in verschiedene Loyalitäten, die nicht unbe-
dingt deckungsgleich waren.  
Kurz: Ich musste mich entscheiden. Wollte ich „Berufsjugendlicher“ 
bleiben, oder wollte ich in politische Bereiche vorstoßen, in und mit 
denen weit mehr Gestaltung möglich war als bei dem, was ich bisher 
gemacht hatte? Offen gesagt, die Entscheidung fiel mir nicht schwer, 
denn ich hatte mittlerweile schon so viel von „echter“ Politik mitbe-
kommen, dass ich dort unbedingt einsteigen wollte - wobei ich fak-
tisch ja bereits eingestiegen war.  
So kam es, wie es kommen musste und auch sollte.  
Der Generationenwechsel, der sich schon etwas länger, aber un-
spektakulär in den Arbeitsgemeinschaften der Juso-Organisation 
vollzogen hatte, trat im November 1976 durch die Wahl des neuen 
Unterbezirksvorstands der Jungsozialisten offen zu Tage.  
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Mit Heinz-Dieter Gebhard und Heike Peters (heute: Heike Gebhard), 
die übrigens auch noch für einige Jahre Juso-Landesvorsitzende 
war, wurden die neuen Leute nun auch in der Spitze für alle sichtbar. 
Von der alten Führungsriege warf allein Kurt Woiwod noch einmal 
den Hut in den Ring - und unterlag bezeichnenderweise nicht nur 
beim stellvertretenden Vorsitz, sondern sogar als Beisitzer. (Kurt, der 
sich schon zu diesem Zeitpunkt durch seine Eskapaden weitgehend 
politisch isoliert hatte - auch bei mir und Jochen Poß -, wollte es in 
Verkennung der Sachlage wohl unbedingt noch einmal wissen. Er 
hätte es besser gelassen.) 
Damit, so scheint es an dieser Stelle, war alles in Butter. Der (fast) 
reibungslose Übergang war gelungen, und die neuen Claims abge-
steckt.  
Allerdings nicht ganz! 
 

* 
 
Obwohl ich mich nun intensiv meinen neuen Betätigungsfeldern 
widmete, warf ich natürlich nach wie vor ein wachsames Auge auf 
die Jusos, denn bekanntlich rostet eine alte Liebe nicht. Dabei fielen 
mir Tendenzen auf, die ich zutiefst missbilligte. Vor allem, so meine 
Meinung, driftete der Juso-Bezirk WW (auch hier gab es neue Leute) 
immer stärker in das Lager der Stamokaps ab bzw. fungierte zu-
nehmend als nützlicher Idiot dieser Truppe.  
Diese Tendenzen hatten sich natürlich schon vorher angekündigt. 
Ich erinnere an meine Abwahl als Bundesausschussmitglied 1974, 
die ja nicht nur mich, sondern v. a. die von mir vertretene „Bundes-
vorstandslinie“ treffen sollte. Wortführer der neuen Richtung waren in 
erster Linie die Münsteraner.  
Hier einige Namen von Münsteraner Genossen, die illustrieren sol-
len, wer damals ach so links war und was aus ihnen geworden ist:  
Manfred Degen (bitte nicht verwechseln mit dem namensgleichen 
Ex-MdL Manfred Degen aus Marl), der lange Jahre Leiter des NRW-
Büros in Brüssel war, Ulla Ohlms, zeitweise Referentin im NRW-
Wissenschaftsministerium, Fritz Vahrenholt, heute ein Top-Manager, 
den ich sehr schätze, und Wolf-Michael Catenhusen, ehemals MdB 
und Staatssekretär.  
Sie und andere schwangen das inhaltliche Zepter, während der am-
tierende Juso-Bezirksvorsitzende Klaus Heimann und sein Umfeld 
überfordert waren.  
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Klaus Heimann und Co. konnten der ideologisch-intellektuellen Wort-
gewalt der Münsteraner kein Paroli bieten und flüchteten sich des-
halb in eine halbgare, ja zwielichtige „Position“, bei der der Juso-
Bezirk WW das „Zentrum“ des Bundesverbandes spielen wollte - 
angeblich, um zwischen den Fraktionen auszugleichen -, faktisch 
aber von den Stamokaps innerverbandlich vereinnahmt wurde. 
Nun war es gerade der Juso-Unterbezirk Gelsenkirchen gewesen, 
der dieser Strömung stets eine deutliche Absage erteilt hatte. Das 
sah ich plötzlich gefährdet, weil sich in meinen Augen die neue Juso-
Führung in GE zu willig vor den Karren dieser Kräfte spannen ließ. 
Auf den Bezirk hatte ich keinen Einfluss mehr, aber in Gelsenkirchen 
galt mein Wort bei den Jusos immer noch etwas.  
Also griff ich ein. Mit Hilfe von anderen, aktiven Jusos, die ebenfalls 
mit dem Kurs nicht einverstanden waren (z. B. Wolfgang Goebel, der 
noch heute zusammen mit Alfred Hirt das SPD-Banner in Ückendorf 
hochhält), verschaffte ich dem amtierenden Juso-Vorstand schon 
kurz nach dessen Wahl eine deftige Abstimmungsniederlage mit der 
Folge, dass der Vorstand, gerade erst gewählt, wieder geschlossen 
zurücktrat. (Seit dieser Zeit kursierte auch das Wort, dass es meine 
Spezialität sei, Vorstände zu stürzen - nun gut, es war, glaube ich, 
innerhalb von drei Jahren der dritte oder vierte Vorstand, den ich, 
natürlich immer zusammen mit anderen, in die Wüste geschickt hat-
te.)  
Ich will die Sache hier nicht auswalzen, weil sie politisch auch zu 
unbedeutend ist. Ich möchte nur feststellen, dass sich meine Aktion 
in Wirklichkeit gar nicht gegen die Gebhards gerichtet hatte, sondern 
v. a. gegen einen Aktivisten, dessen Namen zu nennen zu viel der 
Ehre wäre. Dieser für mich obskure, weil sektiererische Genosse 
mischte plötzlich aus der zweiten Reihe heraus kräftig mit und droh-
te, dominant zu werden.  
Es galt, dem Einhalt zu gebieten. 
 

* 
 
Die Wogen glätteten sich trotz der Aufregung wieder recht schnell.  
Bei der Neuwahl gab es eine Bestätigung für Dieter Gebhard, die 
ihm gegönnt war. Besagter Aktivist aber setzte sich relativ flott wie-
der von Gelsenkirchen ab, und damit hatte ich mein Ziel erreicht.  
Natürlich blieben kleinere (vielleicht auch größere) Wunden bei di-
versen Beteiligten zurück.  
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Während ich vom Bezirk als „Juso-Veteran“ beschimpft wurde, der 
sich „nicht lösen könnte“, gab es bei Anderen Vorbehalte zu meiner 
Person, die sich jahrzehntelang hielten und vielleicht auch heute 
noch nicht gänzlich überwunden sind.  
In der Rückschau will ich übrigens gar nicht abstreiten, dass bei die-
sen Geschehnissen Motive eine Rolle mitgespielt haben, die bei mir 
tatsächlich etwas mit einem schwierigen Ablösungsprozess von den 
Jusos (gerade den Gelsenkirchener Jusos) zu tun gehabt hatten. 
Andererseits sind die GE-Jusos nach dieser Zeit nie, auch nicht in 
ihren schwierigsten Zeiten ins politische Nirwana abgesackt, wobei 
ich mir einrede, dass die damalige Aktion vielleicht ein bisschen da-
zu beigetragen hat.  
Geschenkt!  
Auch hier hat sich der Wind schon lange gelegt.  
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28. Die Gelsenkirchener Jungsozialisten „nach Frey“ 
 
Ungefähr ab 1978 war dann für mich endgültig und unwiderruflich 
Schluss mit dem Juso-Dasein, u. a. auch deshalb, weil ich mich von 
da an nie mehr wieder in interne Juso-Angelegenheiten eingemischt 
habe.  
Dennoch bleibt die Juso-Zeit für meine politische Sozialisation prä-
gend. Es kommt nicht von ungefähr, dass ich mich in welchen Funk-
tionen und Mandaten und in welchem Alter auch immer bemüht ha-
be, den Jungsozialisten offen, positiv und fördernd zu begegnen, und 
wenn es irgend ging, habe ich ihnen geholfen. Ich hoffe, das ist trotz 
mancher Kommentare meinerseits über die „schwachen“ Jusos (die 
ich selten und immer nur intern geäußert habe) zur Kenntnis ge-
nommen worden. 
Es bleibt anderen Chronisten überlassen, die „Juso-Ära nach Frey“ 
(ich bitte mir die Unbescheidenheit nachzusehen) zu dokumentieren 
und zu kommentieren. Denn selbst, wenn ich derartiges vorhätte, ich 
könnte es gar nicht leisten, weil meine folgenden „Jobs“ (MdL, SPD-
Vorsitzender, Mitglied im SPD-Landesvorstand, die Landtagsfunktio-
nen usw.) dazu geführt haben, dass die Jusos für mich zu einem 
Randphänomen wurden.  
Das eventuell harte Wort soll niemanden verletzen, da ich erstens 
nur von meiner Wahrnehmung spreche. Zweitens muss wohl auch 
der historischen Wahrheit Rechnung getragen werden, dass die 
Jusos sowohl überregional wie auch lokal nie mehr wieder eine der-
art überragende Rolle gespielt haben wie in den Jahren zwischen 
1970 und 1975.  
Das lag nun nicht daran, dass wir alle so toll, unsere Nachfolger 
hingegen allesamt Pfeifen gewesen waren, sondern entscheidend 
war, dass wir in einer Zeit agierten, die für uns wie geschaffen war. 
Wir waren einfach zur richtigen Zeit am richtigen Ort. Und gut waren 
wir eben auch!  
Ab 1976 war es also um die öffentliche Resonanz und die politische 
Durchschlagskraft der Jusos zunehmend schlechter bestellt. (So 
kenne ich seit über dreißig Jahren keine Tagesschau mehr, die über 
einen Juso-Bundeskongress berichtet hätte). Das heißt jedoch nicht, 
dass die Jusos überhaupt keine Relevanz mehr gehabt hätten. Sie 
waren und sie sind präsent, wenn auch nicht mehr, wie gesagt, in 
der alter Größe. 
 

* 
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Was Gelsenkirchen betrifft, haben die Jusos nach ihrer großen Zeit 
sogar weitere politische Persönlichkeiten hervorgebracht, für die 
man in der Gelsenkirchener SPD (und darüber hinaus) nur dankbar 
sein kann. 
Ohne jede Frage gehört Heike Gebhard dazu, die nach der Ära Poß 
und Frey die Juso-Geschicke mitbestimmte, dann aus familiären 
Gründen eine längere politische Pause einlegte, um schließlich nach 
ihrem Comeback heute als kompetente und rührige Landtagsabge-
ordnete ihr Wort zu machen. 
Dazu gehört Markus Töns, der Ende der 80er Jahre als stellvertre-
tender Juso-UB-Vorsitzender nun seinerseits wieder eine neue 
„Nach-Gebhard“-Generation stellte und heute ebenfalls als sachkun-
diger und quirliger Gelsenkirchener Landtagsabgeordneter eine 
wichtige Rolle spielt. 
Und? Na klar!   
Wissen Sie noch, dass es einmal Ende der 80er Jahre einen Gel-
senkirchener Juso-Vorsitzenden gab, der fast still, fast bescheiden, 
aber äußerst konsequent und immer hart an der Sache die Fahne 
der guten Sache aufrecht hielt? Natürlich - ich spreche von Frank 
Baranowski, unserem jetzigen Oberbürgermeister, der hoffentlich 
(woran ich nicht zweifele) auch der nächste OB sein wird.  
Auch Frank Baranowski repräsentiert wie Markus Töns eine Genera-
tion der Jusos, die anders als die der Gebhards und völlig anders als 
die von Frey und Poß war. Dennoch haben auch diese Generationen 
zweifellos ihre Qualitäten, wären doch sonst ein Frank Baranowski, 
eine Heike Gebhard und ein Markus Töns politisch kaum erklärbar. 
Mein Fazit:  
Liebe SPD, pflege deine Jusos, denn andere hast du nicht! 
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Verdirbt Politik den Charakter? Nein!  
Kann Politik den Charakter verderben? Ja! 
 
Nachwort  
oder  
Ein Plädoyer für die Politik 
 
Ich schließe nicht aus, dass es nach der Lektüre meines Buches hier 
und da Menschen gibt, die ihre liebevoll gepflegten Vorurteile über 
„die“ Politik bestätigt sehen. Die Ränkespiele, die harten Bandagen, 
das Gezerre um Positionen und Posten, der Dauerstreit, die ständi-
gen Kompromisse etc., meine Güte, das ist doch schrecklich, oder? 
Diesen Menschen möchte ich mein Nachwort widmen. 
Die Frage, verdirbt Politik den Charakter, habe ich verneint, weil sie 
einen Automatismus unterstellt, den es nicht gibt. „Die“ Politik ist 
nicht a priori schlecht, genauso wenig, wie sie per se gut ist.  
Zu allererst ist Politik eins: Sie ist schlicht notwendig und überall da 
unverzichtbar, wo es um die Regelung von Beziehungen in mensch-
lichen Gruppen geht. 
 

* 
  
Schon die Steinzeitsippe musste entscheiden, wer was macht, wie 
die Beute verteilt wird und wie man mit Kindern, Alten und Kranken 
umgeht. Nur in dem utopischen Reich „der Freien und Gleichen“ 
(Marx), in dem unbegrenzte Ressourcen zur Verfügung stehen und 
alle Menschen höchsten ethischen und moralischen Ansprüchen 
genügen, ist Politik und damit auch der Staat überflüssig.  
Solange wir diesen Zustand nicht haben, und es gibt keinen Grund 
anzunehmen, dass er sich in den nächsten Jahrhunderten einstellen 
wird, solange kommen wir um Politik nicht herum.  
Im Umkehrschluss heißt das auch: Alle, die mit Politik nichts zu tun 
haben wollen, sind gleichwohl von ihr nicht nur betroffen, sondern sie 
werden gerade wegen ihrer Abstinenz zu einem Spielball, der von 
anderen beliebig herumgeworfen wird. 
Politik ist also unvermeidlich, sodass logischerweise nicht die Politik 
„als solche“ zur Disposition gestellt werden kann - ebenso wenig wie 
die Kategorie der „Macht“, die untrennbar mit Politik als Gestaltungs-
kompetenz verbunden ist. In Frage gestellt werden kann nur die Art, 
wie Politik gemacht bzw. wie Macht ausgeübt wird.  
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Hier gibt es in der Tat sehr unterschiedliche Möglichkeiten, und die 
diversen Staats- und Regierungsformen der Vergangenheit und der 
Gegenwart zeigen eine Bandbreite, die von der grausamsten Dikta-
tur bis zu einem humanen Gemeinwesen reicht.  
Dabei ist zu berücksichtigen: Jedes politische System hat strukturelle 
Voraussetzungen, die bestimmte Verhaltensweisen vorgeben, Sie 
bestimmen wesentlich, ob und in welchem Maße sich Menschen 
innerhalb dieses Systems in Schuld und/oder gar Verbrechen 
verstricken. Damit ist die persönliche Verantwortung nicht aufgeho-
ben, denn jeder Einzelne ist und bleibt für seine Taten verantwort-
lich. Aber es bedeutet doch, dass ein rein individualistischer Ansatz 
nicht ausreicht, um Systeme in ihrer Gesamtheit zu erklären.  
Zum Beispiel: Wenn es eine Diktatur gibt, muss es unvermeidlich 
eine Geheimpolizei geben, die willkürlich Menschen einsperrt, foltert 
und umbringt. Ob man sich nun dieser staatlichen Terrororganisation 
als diensteifriger Lakai zur Verfügung stellt, oder ob man versucht, 
sich mit einem anständigen Beruf (z. B. als Lokführer) durch das 
Unrechtssystem zu schlagen, ist schon ein Unterschied - wobei es 
eben nicht ausgeschlossen ist, dass dieser Lokführer auch in die 
Situation geraten kann, politische Gefangene zur Exekution transpor-
tieren zu müssen.  
Ein anderes Beispiel:  
In einem System, das dem obersten Herrscher Macht auf Lebenszeit 
gewährt, ist gegen dessen Willen eine vorzeitige Veränderung in der 
Führung nur durch Mord möglich. Entsprechend finden sich Kaiser-, 
Königs- und Fürstenmorde (auch Päpste gehören dazu und natürlich 
alle sonstigen Alleinherrscher) zuhauf in der Geschichte.  
Dagegen muss man gegen einen deutschen Bundeskanzler, der 
überfällig ist, nicht derart drastisch vorgehen - das gilt sogar, wenn er 
weiblich ist und von der CDU kommt. Er/sie verliert die Macht, wenn 
er/sie keine Mehrheit mehr im Bundestag hat.  
Und das Beste ist: In der Demokratie kann man offen für diese 
Machtveränderung eintreten und sogar aktiv für sie arbeiten, ohne 
um Leib und Leben fürchten zu müssen. Es kommt mithin ganz ent-
scheidend auf die Struktur eines Systems an.  
Deshalb bin ich ohne Wenn und Aber für eine soziale und freiheitli-
che Verfassungsdemokratie westlicher Prägung. 
 

* 
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Wir alle haben das Privileg, in einem derartigen Gemeinwesen leben 
zu dürfen. Das ist ein Privileg, das nicht vom Himmel gefallen ist, 
sondern von unseren demokratischen Vorfahren zum großen Teil mit 
dem Einsatz ihrer Freiheit und sogar ihres Lebens hart und bitter 
erkämpft werden musste. 
Sie werden vielleicht bemerkt haben, dass der Satz „Demokratie 
muss man leben!“ zu meinen Lieblingssätzen gehört. Damit meine 
ich: Demokratie ist nicht etwas, was einmal da ist und dann ohne 
weiteres Zutun bis zum Sankt Nimmerleinstag weiter existiert. Nein, 
Demokratie muss immer wieder neu erarbeitet und erkämpft werden. 
Viele Menschen scheinen das vergessen oder - noch schlimmer - 
nicht begriffen zu haben. 
 

* 
 
Abschließend möchte ich noch auf ein Argumentationsmuster einge-
hen, das beliebt, aber nichtsdestotrotz tendenziell demokratiefeind-
lich ist. Es beruht im Wesentlichen auf einer Trennung zwischen der 
Demokratie „an sich“, die gut sei, und der tagtäglich real erlebbaren 
Demokratie mit ihren Parteien, Konflikten, Ärgernissen und zuweilen 
auch Skandalen. Diese Demokratie wiederum sei ja ganz furchtbar. 
Natürlich ist das ein rhetorischer Taschenspielertrick, dessen imma-
nente Logik ungefähr so überzeugend ist wie die Aussage, „der“ 
Kuchen sei eine Köstlichkeit, aber jeder konkrete Kuchen, der - wo 
und wann auch immer - auf den Tisch kommt, sei miserabel. 
Natürlich gibt es real keine Demokratie, die makellos ist, einfach 
deshalb, weil die Menschen, die sie machen, nicht makellos sind. Es 
zeichnet ja gerade eine Demokratie aus, dass Missstände offen ge-
legt und diskutiert werden, dass Interessengegensätze als solche 
erkannt und genannt werden und dass das vermeintliche oder tat-
sächliche Fehlverhalten von Politikern zum Gegenstand der öffentli-
chen Debatte wird. Wer aus dem Vorteil der Demokratie, dass Kri-
tikwürdiges eben nicht verkleistert bzw. Vertuschtes doch irgend-
wann ans Tageslicht kommt, den Schluss zieht, der demokratische 
Alltag sei „schlecht“, der stellt die Dinge auf den Kopf. 
Und er übersieht bewusst oder unbewusst, dass die gesamte Ge-
sellschaft keineswegs so sauber ist, wie sie sich in Abgrenzung zur 
Politik gerne selber darstellt. Ich behaupte sogar, dass die meisten 
demokratischen Politiker weit seriöser sind als ihr Ruf. 
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Und zwar nicht, weil sie „besser“ sind, sondern weil sie in einem 
Maße unter öffentlichem Kuratel stehen, wie es sonst in keinem an-
deren Bereich der Fall ist. 
Jeder Wirtschaftsboss, jeder Journalist, jeder Arzt, jeder Generalin-
tendant, aber auch jeder Handwerker, jeder Kleingewerbetreibende, 
jeder Vertreter usw. (man könnte jetzt eine unendliche Liste aufstel-
len, wobei ich natürlich auch das weibliche Geschlecht meine) sollte 
sich zuweilen an die eigene Nase packen und sich überlegen, ob er 
selber den moralischen Ansprüchen gerecht wird, die er an andere 
stellt - z. B. an Politiker.  
Anders gesagt: Zu den demokratischen Tugenden gehört nicht nur 
die Kritik, sondern auch die Selbstkritik. Würden mehr Menschen 
diesen Grundsatz beherzigen, wäre die Diskussion über weite Stre-
cken auch deutlich rationaler. 
 

* 
 
Demgegenüber ist es wiederum beruhigend, dass es eine große 
Anzahl von redlichen und anständigen Menschen gibt, die unsere 
Demokratie tragen - sei es in einer aktiven politischen Rolle als Orts-
vereinsfunktionär bis hin zum Kanzler, sei es in einer nicht ausdrück-
lich politisch ausgewiesenen Rolle als kritischer Staatsbürger, der 
weiß, was er an unserer Ordnung hat. Nicht der „Politikverdrossene“ 
ist der Generalfall der Republik, sondern der Mensch, der sich als 
Mitglied einer freien Zivilgesellschaft fühlt und sich auch so verhält. 
 

* 
 
Allerdings gibt es nicht wenige Alarmzeichen, die auf eine eher 
schleichende Erosion der Demokratie hinweisen: Die zunehmende 
Privatisierung, die allgemeine Organisationsmüdigkeit, der z. T. er-
schreckend niedrige Bildungsstand über politische und geschichtli-
che Zusammenhänge, die Verflachung der Medien u. v. m. geben 
keinen Anlass, sich in Sicherheit zu wiegen. 
Auch und gerade hier gilt: Demokratie ist und bleibt eine anstren-
gende Veranstaltung, die stetes Bemühen voraussetzt und ständigen 
Reformwillen erfordert. Im 21. Jahrhundert wird es sich erweisen, ob 
die Demokratie endgültig und allgemein zu einem politischen Lang-
zeitmodell für ein humanes Zusammenleben wird oder nicht. Sollte 
etwas anderes an ihre Stelle gesetzt werden, so kann ich mir trotz 
großer Fantasie nicht vorstellen, dass es besser wäre. 
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Ausblick 
 
Wie bei einer großen Oper ist das vorliegende Buch WILDER HONIG 
„nur“ die Ouvertüre zum eigentlichen Kerngeschehen meines Politi-
kerlebens, welches sich nach dem Juso-Auftakt immerhin noch über 
viele weitere Abschnitte und über einen deutlich längeren Zeitraum 
erstreckt hat.  
Dementsprechend wird der zweite Band umfangreicher, noch vielfäl-
tiger und hoffentlich auch noch vielschichtiger sein, weil er eine viel 
größere Palette umschließt. Schließlich war ich Stadtverordneter, 
Landtagsabgeordneter und Vorsitzender der Gelsenkirchener SPD. 
Sie können sich vorstellen, dass damit ein Facettenreichtum und 
eine Ereignisfülle verbunden ist, die es in sich hat.  
Trotzdem brauchen Sie keine Angst zu bekommen.  
Ich habe auch beim Folgeband nicht die Absicht, Sie mit einem 
schweren, unlesbaren Wälzer zu erschlagen. Ich werde nicht nur 
akribisch darauf achten, dass aus dem Wust der Ereignisse nur die-
jenigen herausgefiltert werden, die wirklich wichtig bzw. tatsächlich 
erzählenswert sind, sondern ich werde mich auch wie gehabt um 
einen flüssigen und lockeren Schreibstil bemühen.  
Also: Sollte dem geschätzten Publikum mein WILDER HONIG als Vor-
speise gemundet haben, so empfehle ich die Fortsetzung mit einem 
opulenten Mehr-Gänge-Menü!  
Wann ich es serviere, und welchen Titel es tragen wird, steht noch 
nicht fest. Ich gehe aber mit großer Wahrscheinlichkeit davon aus, 
dass in nicht allzu ferner Zukunft erneut getafelt werden kann. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 190

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 191

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anhang 
 
 

Personenverzeichnis 
 

Literaturverzeichnis 



 192

 
 
 
 
Vorbemerkung:  
Im Gegensatz zu dem sonst üblichen Verfahren habe ich diesmal 
zwar die im Text erwähnten Namen angeben, aber ganz bewusst 
nicht deren Fundstellen. Beachten Sie zudem, dass ich in bestimm-
ten Fällen auch Namen aufgenommen habe, die nur in den Abbil-
dungen erwähnt werden. Ich empfehle: Lesen Sie das Buch, und Sie 
werden finden, was Sie suchen. Ja, das alles - und noch viel mehr! 
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